
www.kriminalpolizei.de

DIE

KRIMINALPOLIZEI
Z e i t s c h r i f t d e r G e w e r k s c h a f t d e r P o l i z e i

Bundespolizei

Bundeskriminalamt

Herbsttagung des BKA:
Zu Fragen der Inneren Sicherheit

Strafrechtliche Besonderheiten
des EC-Karten-Einsatzes

Audiovisuelle Dokumentation
von Vernehmungen

A u s g a b e 1/ 2 0 2 2



EDITORIAL

1Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2022

EDITORIAL

1

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
mit dem Erscheinen dieser Ausgabe liegt das erste Quartal des
Jahres 2022 bereits nahezu hinter uns. Damit verbunden sind
Wochen voller Hoffnungen und Wünsche, häufig im unmittel-
baren Zusammenhang mit den durch die SARS-CoV-2-Virusva-
rianten verbundenen Gefahren, Ängsten, Verlusten und Ein-
schränkungen. Bis zum Redaktionsschluss unserer Zeitschrift
am 14. Februar 2022 haben sich weltweit 404.910.528 Men-
schen infiziert und der World Health Organization (WHO) wur-
den 5.783.776 Todesfälle gemeldet. Allein in Deutschland gibt
es 12.421.126 Infizierte und 119.977 an bzw. mit Covid-19 Ver-
storbene. Es handelt sich zweifellos um erschreckende Zahlen,
die trotz der laufenden Impfkampagne weiter steigen.

Im Lichte dieser besonderen Lage sowie der damit verbundenen
polizeirelevanten Auswirkungen wollen wir Sie mit der „Krimi-
nalpolizei“ auch im Jahr 2022 fachlich begleiten. Im vor Ihnen
liegenden Heft warten erneut spannende Beiträge mit krimina-
listischen, rechtlichen, technischen und sicherheitspolitischen
Bezügen auf Sie.

Zunächst berichtet der Leitende Kriminaldirektor a.D., Hoch-
schullehrer, Redakteur und Fachautor Prof. Ralph Berthel in
einem Kurzbeitrag über die 26. Herbsttagung des Bundeskrimi-
nalamtes (BKA), die am 17./18. November 2021 in Wiesbaden
stattfand und in hybrider Form durchgeführt wurde. Mit dem
Thema „Stabilität statt Spaltung. Was trägt und erträgt die Innere
Sicherheit?“ hat sich die Bundesbehörde erneut einem aktuellen
Problemfeld gestellt und es unter unterschiedlichen Blickwinkeln
aufbereitet. Neben einem in der Gesamtschau durchaus positiven
Fazit geht Prof. Berthel indes kritisch auf die Auswahl der Refe-
renten ein und vermisst bei Einzelthemen wie beispielsweise der
„Clankriminalität“ die „(kriminal-)polizeiliche Perspektive“.

Dr. Sören Pansa, Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwalt-
schaft Schleswig-Holstein, und Dr. Felix Doege, Staatsanwalt
bei der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel, setzen
sich mit den strafrechtlichen Besonderheiten des EC-Karten-
Einsatzes an Geldautomaten auseinander. Sie bearbeiten dabei
verschiedene Fallkonstellationen unter Berücksichtigung der
damit verbundenen rechtlichen Unterschiede. Im Einzelnen
wird die Rechtslage bei gestohlenen oder bewusst ausgehän-
digten EC-Karten, bei Gewalt und Täuschung am Geldautoma-
ten sowie der Variante des sog. „Cach-Trapping“ durch häufig
professionell agierende Tätergruppen dargestellt. Abschließend
resümieren die Autoren, dass in allen aufgeführten Fällen trotz
verschiedener juristischer Fallstricke eine effektive Strafverfol-
gung möglich ist und dies durch die höchstrichterliche Recht-
sprechung überzeugend gestützt wird.

Im zweiten Teil ihres Fachaufsatzes „Dokumentation von Ver-
nehmungen“ setzen sich Dr. Heiko Artkämper und Thors-
ten Floren mit audiovisuellen Vernehmungen von Zeugen und

Beschuldigten, ihrer
besonderen Ausgestal-
tung, damit verbundenen taktischen Problemlagen, Einschrän-
kungen und möglichen Lösungsansätzen auseinander. Dabei
wird auch die Anhörung von Kindern thematisiert, bei der Feh-
ler regelmäßig nicht mehr zu korrigieren sind. Heiko Artkäm-
per ist als Staatsanwalt und Gruppenleiter bei der Staatsanwalt-
schaft Dortmund, Thorsten Floren als hauptamtlicher Dozent
für die Studienfächer Kriminalistik und Kriminaltechnik in der
Abteilung Mülheim der Hochschule für Polizei und öffentliche
Verwaltung Nordrhein-Westfalen (HSPV) tätig. Beide Autoren
sind einem breiten Fachpublikum durch Publikationen zu kri-
minalistischen Themen bekannt. Heiko Artkämper ist zudem
seit 2012 Präsident der Deutschen Gesellschaft für Kriminalistik
(DGfK). Der erste Teil des Beitrages wurde in der „Kriminalpoli-
zei“ 4/2021 veröffentlicht.

In weiteren Aufsätzen geht es um besondere Formen der Betäu-
bungsmittelkriminalität und die damit verbundenen Gefahren,
die Rolle der Notrechte im öffentlichen Recht am Beispiel des
UZwG Bln und unter Berücksichtigung des dort immer noch
nicht normenklar berücksichtigten „finalen Rettungsschusses“,
den langen Weg zu einem Sicherheitsdienstleistungsgesetz
(SDLG) sowie die Kriminalprävention in der Praxis. Dr. Peter
Karfeld, Julia Luther, Prof. Michael Knape, Dr. Harald
Olschok sowie Rudi Heimann und Dr. Jürgen Fritzsche set-
zen sich mit diesen Themenfeldern auseinander.

Eine strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht, Aktuelles aus
dem Netz, Buchbesprechungen und gewerkschaftspolitische
Nachrichten runden unsere Zeitschrift schließlich ab.

Liebe Leserinnen und Leser, wir wünschen Ihnen eine anre-
gende Lektüre und freuen uns auf Ihre Rückmeldungen.
Zugleich hoffen wir gemeinsam mit Ihnen auf einen durchgrei-
fenden Erfolg der Impfungen, eine Entspannung der problema-
tischen Infektionslage und ein zügiges Ende der bestehenden
Beschränkungen.

Für das Redaktionsteam

Ihr

Hartmut Brenneisen

Foto: H. Immel/GdP.
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Die 66. Herbsttagung
des Bundeskriminal-
amtes – Kurzbericht

Von Prof. Ralph Berthel, Frankenberg/Sa.1

Am 17. und 18. November des Vorjahres fand die Herbsttagung
des Bundeskriminalamtes (BKA) zum sechsundsechzigsten Mal
statt. Sie stand unter dem Titel „Stabilität statt Spaltung: Was
trägt und erträgt die Innere Sicherheit?“ Die 2020‘er Tagung
musste coronabedingt abgesagt werden. Nun fand die Veranstal-
tung in, wie es neudeutsch heißt, hybrider Form statt. Ein Teil
der Referenten befand sich in der traditionellen Tagungsstätte,
dem RheinMain CongressCenter in Wiesbaden. Die meisten der
rund 700 Gäste waren an beiden Konferenztagen jedoch über
einen digitalen Konferenzraum zugeschaltet. Technisch funk-
tionierte das gut. Dafür kann man dem Organisationsteam ein
großes Lob aussprechen. Die gewohnte Konferenzatmosphäre
mit den Möglichkeiten zum Austausch vermisste man allerdings
schon.

1 Das Thema

Mit dem Thema „Stabilität
statt Spaltung: Was trägt und
erträgt die Innere Sicherheit?“
widmete sich das BKA erneut
einem aktuellen Problemfeld
der Gesellschaft im Allgemei-
nen und der Inneren Sicher-
heit im Besonderen. Wieder
wurde dieses Thema aus ganz

unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet. Hier wird lediglich
eine Auswahl der Themen, die an den beiden Konferenztagen
vorgetragen und diskutiert wurden, vorgestellt. Ausführliche
Informationen zur Veranstaltung finden sich auf der Homepage
des BKA.2 Die Rede des Präsidenten des BKA ist dort in voller
Länge nachzulesen.

2 Einige Inhalte der Tagung

Nach der Eröffnungsansprache von Bundesinnenminister Horst
Seehofer, dem Grußwort des Bundespräsidenten Dr. Frank
Walter Steinmeier und der sog. Keynote von Daniel Dettling,
Geschäftsführender Gesellschafter des Instituts für Zukunfts-
politik, in der dieser das Gefühl von Überforderung, Orientie-
rungs- und Bindungs- und damit Zukunftslosigkeit als zent-
rale Herausforderung für die Innere Sicherheit gekennzeichnet
hatte, stellte der Präsident des BKA Holger Münch die Heran-
gehensweise dar, mit der sich sein Amt den aktuellen und pro-
gnostizierten Entwicklungen im Bereich der inneren Sicherheit
stellen will. Die Antwort auf ein zunehmend vernetztes Täter-
handeln sah er dabei in einer verbesserten Vernetzung in der

Kriminalitätsbekämpfung in Bund und Ländern „mit dem BKA
als Netzknoten und Zentralstelle der Zukunft“. Den Charakter
dieser Zentralstelle charakterisierte er wie folgt:
f Verbundsystem mit zentralem Datenhaus: In diesem

Verbundsystem sollen künftig Daten rechtskonform und
einheitlich erfasst und allen Bedarfsträgern schnell, ohne
Medienbrüche und vor Ort abrufbar, zur Verfügung gestellt
werden.

f „crimefighting-as-a-service“: Darunter soll verstanden
werden, dass das BKA finanziell und technisch anspruchs-
volle Services, Methoden und Tools entwickelt und zentral
zur Verfügung stellt. Dazu zählen auch die Zusammenfüh-
rung, Auswertung und maßgeschneiderte Bereitstellung von
Daten und Informationen. Mit diesem Element werde das Ziel
verfolgt, für die polizeilichen Partner kriminalistisch rele-
vante Zusammenhänge zwischen einzelnen Sachverhalten
herzustellen und mögliche Netzwerke frühzeitiger zu erken-
nen. Und nicht zuletzt sind hier Tools gemeint, die das BKA
den Länderpolizeien zur Verfügung stellt, etwa die sog. Bos-
ton Cloud oder die Firmendatenbank Dir3ctory.3

f Schaffung tragfähiger Strukturen und Prozesse, die die
Polizeien in die Lage versetzen, mit der wachsenden
Zahl insbesondere länder- und staatenübergreifender
Straftaten in gebotener Geschwindigkeit umzugehen:
Als Beispiel nannte Münch die Zentrale Meldestelle für straf-
rechtlich relevante Inhalte im Internet (ZMI), die derzeit
gemeinsam mit Partnern der Justiz erprobt wird und 2022 in
den Wirkbetrieb gehen soll.4

f Lastenausgleich zwischen den Polizeien des Bundes und
der Bundesländer mit dem BKA: Der mit der Umorgani-
sation der Abteilung Staatsschutz seit 2019, der Einrich-
tung der Abteilung islamistischer Terrorismus und Extremis-
mus im selben Jahr sowie mit der seit 2020 bestehenden
neuen Abteilung Cybercrime beschrittene Weg des Ausbaus
der operativen Fähigkeiten des BKA soll weiter gegangen
werden. Hier nannte Münch insbesondere die Deliktsberei-
che: Rauschgiftkriminalität, Wirtschafts- und Finanzkrimi-
nalität und Sexualdelikte zum Nachteil von Kindern und
Jugendlichen.

3 Herausforderung Clankriminalität

In einem gesonderten Part des zweiten Konferenztages beleuch-
teten der Journalist Olaf Sundermeyer und der Psychologe
Ahmad Mansour die Rolle von Familienclans und die von ihnen
ausgehenden Gefahren für den Rechtsstaat. Fraglos hatte das
BKA hier zwei profunde Kenner der Materie eingeladen und der
Part, den die beiden bestritten, zählte zu den kurzweiligsten



˘˘˘ Die 66. Herbsttagung des Bundeskriminalamtes – Kurzbericht
KRIM

IN
ALITÄTSBEKÄM

PFU
N

G

5Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2022

und informativsten der Tagung. Gleichwohl hätte man sich
auch an dieser Stelle die polizeiliche Perspektive gewünscht,
zumal es gerade zu diesem Deliktsbereich und polizeilichen
Bekämpfungsstrategien aktuelle Erkenntnisse und Veröffentli-
chungen gibt.5

4 Weitere Redebeiträge

Von der Vielzahl der z.T. bemerkenswerten Redebeiträge seien
hier nur einige genannt:
f Deitelhoff, Der Protest: Gestaltungskraft oder Bedrohungs-

potenzial?
f Ebner, Die Zelle: Transnationaler Extremismus und Terroris-

mus und

f Hebbecker, Die Chance: Freiheit und Sicherheit im Netz

5 Fazit

Es war wieder eine Herbsttagung, auf der hochaktuelle Frage-
stellungen aufgegriffen wurden. Vermisst habe ich an verschie-
denen Stellen die (kriminal-)polizeiliche Perspektive. Vertreter
der deutschen Kriminologie kamen ebenso wenig zu Wort wie
die der Nachrichtendienste. Und dabei wäre doch gerade deren
Sicht auf die Querdenker als Bewegung, die als »Verfassungs-
schutzrelevante Delegitimierung des Staates« eingestuft wird,
von Interesse gewesen. Gleichwohl freue mich auf die nächste
Herbsttagung – dann hoffentlich wieder als Präsenzveranstal-
tung in Wiesbaden.

Anmerkungen

1 Der Verfasser studierte Rechtswissenschaften an der Humboldt-Universität zu Berlin.
Berufliche Stationen waren u.a.: Kriminalistik-Dozent an der damaligen Polizei-Füh-
rungsakademie in Münster-Hiltrup (2001-2005), Leitung der Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH) in Rothenburg/O.L. (2005-2013) sowie die Leitung der Abteilung
Auswertung und Ermittlungen im Landeskriminalamt Sachsen (2015-2019) und die
Vertretung der Polizei Sachsen in der Kommission Organisierte Kriminalität der AG
Kripo. Er ist Ehrenprofessor (Pocetnyi Professor) der Belgoroder Juristischen Hoch-
schule des Ministeriums des Innern Russlands. Der Autor ist Dozent im Masterstudi-
engang „Kriminologie, Kriminalistik und Polizeiwissenschaft“ an der Ruhr-Universität
Bochum und im Masterstudiengang „Kriminalistik“ an der HPol des Landes Bran-
denburg. Er ist Gründungsmitglied der Deutschen Gesellschaft für Kriminalistik e.V.
Erreichbarkeit: ralph-berthel@web.de.

2 https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/Publikationen/BKA-Herbsttagun-
gen/2021/bka-herbsttagungen2021_node.html. Letztmaliger Abruf: 30.11.2021.

3 Hier sei erwähnt, dass die Länderpolizeien über sog. SPOC User durchaus ihren Anteil
an der inhaltlichen Fortentwicklung durch eigene Daten leisten.

4 Vgl. Änderung des Netzwerksdurchsetzungsgesetzes und die damit verbundenen
Verpflichtung der Telemediendienste, strafbare Inhalte im Netz an das Bundeskrimi-
nalamt auszuleiten wird das BKA auch im Inland zur Eingangsstelle für Verdachts-
meldungen und Strafanzeigen aus dem öffentlichen Raum (§ 3a Abs. 4 NetzDG n.F.
– zuletzt geändert 3.7.2021).

5 Vgl. etwa Seidensticker/Werner, Clankriminalität als neu entdeckte Herausforde-
rung in einer dynamischen Gesellschaft, in: Berthel, Kriminalistik und Kriminolo-
gie in der VUCA-Welt, Rothenburger Beiträge, 2020, Bd. 106, S. 131-152; Dienst-
bühl, Clankriminalität Phänomen – Ausmaß – Bekämpfung, Kriminalistik Verlag,
C.F. Müller GmbH, 2021; Duran, Wie „neue“ Clans in Deutschland die einheimi-
sche Szene verdrängen, KRIMINALISTIK, 2021, S. 204-207, Wendt, Bekämpfung der
Organisierten (Clan-)Kriminalität (1), Ist Clankriminalität gleich Clankriminalität?
KRIMINALISTIK, 2021, S. 195-203; Wendt, Bekämpfung der Organisierten (Clan-)
Kriminalität (2), Wie kann man Clankriminalität erfolgreich bekämpfen? KRIMINA-
LISTIK, 2021, S. 265-270.
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Drei Jahre nach der Vor-
auflage ist im Oktober
2021 die aktualisierte 7.
Auflage des Handbuchs
des Polizeirechts erschie-
nen. Von Hans Lisken
und Erhard Denninger
im Jahr 1992 begründet,
wird das Werk seit der 6.
Auflage neben Prof. Dr.

Dr. h.c. Erhard Denninger von Prof. Dr. Matthias Bäcker und
Prof. Dr. Kurt Graulich herausgegeben.
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umfangreicher Auszug des bereichsspezifischen Schrifttums

vorangestellt. Gemeinsam mit den zahlreichen Anmerkun-
gen wird so eine vertiefende Auseinandersetzung mit der
jeweiligen Thematik ermöglicht.
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recht auch durchgehend berücksichtigt worden sind. Dies
gilt beispielsweise für die novellierten Polizeigesetze in
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sowie für das neu geschaffene Versammlungsfreiheitsge-
setz Berlin.
In der Gesamtschau ist das Handbuch des Polizeirechts den-
noch für eine überzeugende Rechtslagebeurteilung in vielen
Tätigkeitsfeldern der Sicherheitsbehörden eine bedeutsame
Grundlage und gehört als Standardwerk in den Bestand
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„Klappe auf, Probleme
da“ – Von den strafrecht-
lichen Besonderheiten
des EC-Karten-Einsatzes
an Geldautomaten

Von Oberstaatsanwalt Dr. Sören Pansa und
Staatsanwalt Dr. Felix Doege, Schleswig/Kiel1

1 Hintergründe

Die primäre Tätigkeit von Justiz
und Rechtswissenschaft stellen
Auslegung und Anwendung der
bestehenden gesetzlichen Vor-

schriften dar. Einen besonderen Reiz, aber auch eine große
Herausforderung stellt dabei die Aufgabe dar, Abläufe des täg-
lichen Lebens unter die juristischen Regelungen zu „subsumie-
ren“; also die Frage, ob ein Sachverhalt von einer Norm erfasst
wird. Erschwert wird dies zusätzlich durch den Umstand, dass
sich die technischen Möglichkeiten, welche der Bevölkerung
heute zur Verfügung stehen und von dieser auch genutzt wer-
den, für den historischen Gesetzgeber im 19. und 20. Jahrhun-
dert kaum vorstellbar gewesen sein dürften. Jener aber hat oft-
mals die Normen geschaffen, welche zur Regelung dieser Sach-
verhalte noch heute zur Verfügung stehen. Insofern hat etwa
die Frage, ob und wie ein Vertrag auf Internet-Auktionsplattfor-
men geschlossen wird, zahlreiche Gerichte beschäftigt.2 Hierauf
hat nunmehr auch der „europäische Gesetzgeber“ reagiert, was
im Jahr 2022 zu einer Neuregelung des Kaufrechts im Bürgerli-
chen Gesetzbuch geführt hat.3 Doch bedarf es noch nicht ein-
mal technischer Neuerungen, um Juristen nachhaltige Schwie-
rigkeiten zu bereiten. Oft reicht hierfür schon die inzwischen
in allen Bereichen anzutreffende Einsparung von Personal aus.
Ein gutes Beispiel hierfür ist der Tankwart; die Älteren wer-
den sich erinnern. Noch heute beschäftigen die höchstrichter-
liche Rechtsprechung bezüglich der Selbstbedienungstankstelle
zivilrechtlich die Frage des Vertragsschlusses4 und strafrechtlich
zahlreiche weitere Probleme, wobei dem Vorliegen einer Täu-
schung bei einem vollendeten „Tankbetrug“ i.S.d. § 263 StGB
wohl die prominenteste Bedeutung zukommen dürfte.5

Doch selbst vor diesem Hintergrund erscheint es bemerkens-
wert, dass zuletzt mehrere, sich teilweise widersprechende
obergerichtliche und höchstrichterliche Entscheidungen
bezüglich Straftaten im Zusammenhang mit der Auszahlung
von Bargeld an Geldautomaten erfolgt sind. Denn zum einen
sind diese in der Bundesrepublik Deutschland in verschiede-
ner Form bereits seit etwa fünfzig Jahren in Benutzung. Zum
anderen erscheinen die technischen Abläufe, etwa im Ver-
gleich zu digitalen Neuerungen vergleichsweise simpel: Der
Kunde führt eine EC-Karte in den Automaten ein, wählt einen

Bargeldbetrag aus, die Klappe öffnet sich, das Bargeld wird
entnommen und fertig.

Doch halten vermeintlich einfache Sachverhalte den ambi-
tionierten Juristen bekanntlich nicht davon ab, zahlreiche
(hypothetische) Probleme zu verorten. Angesichts der hohen
Zahl von Straftaten im Zusammenhang mit der Nutzung von
Geldautomaten, welche Polizei und Staatsanwaltschaft regelmä-
ßig beschäftigen, soll sich deshalb im Folgenden den bei der
automatengestützten Abhebung auftretenden strafrechtlichen
Problemen ausführlich gewidmet werden. Angesichts des gege-
benen Rahmens können nur Konstellationen der vermeintlich
ordnungsgemäßen Bedienung des Automaten berücksichtigt
werden. Insbesondere die Geldabhebung mittels Einleitung
explosiver Stoffe, bei der meist nicht nur der Rahmen, sondern
gleich das ganze Gebäude gesprengt wird,6 muss einem eigenen
Beitrag vorbehalten bleiben.

2 Konstellationen

Hierbei sind verschiedene, gängige Fallgestaltungen zu unter-
scheiden. Diese weichen im Tatgeschehen teilweise zwar nur
unwesentlich voneinander ab, was aber oftmals zu erheblich
divergierenden rechtlichen Beurteilungen führen kann.

2.1 Die gestohlene EC-Karte

B entwendet aus der Handtasche der betagten G deren EC-Karte. Da
die G auf der EC-Karte die „Geheimnummer“ notiert hat, um diese
nicht zu vergessen, läuft B mit der EC-Karte direkt zu dem nächsten
Geldautomaten, gibt die PIN korrekt ein und lässt sich 800 € Bar-
geld auszahlen, um dieses für seine Zwecke zu verwenden. Die EC-
Karte behält er, um sie zeitnah wieder einsetzen zu können.

Derartiges dürfte in der polizeilichen Praxis leider nahezu
täglich auftreten. Bezüglich der EC-Karte begeht der B einen
Diebstahl i.S.d. § 242 StGB, da er sich die „Substanz“ der Karte
zumindest vorübergehend aneignen möchte. Ferner liegen keine
Anhaltspunkte für einen Rückführungswillen des B bezüglich
der Karte an die G vor. Anders wäre die potentielle Strafbarkeit
i.S.d. § 242 StGB jedoch zu beurteilen, wenn der B (heimlich)
die Karte der G wieder zukommen lassen wollte; etwa um die
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durch ihn erfolgte Abhebung zu verschleiern. Denn die beabsich-
tigte Zueignung des Diebesgutes erfordert, dass die Sache selbst
oder der in ihr verkörperte Wert dem Vermögen des Berechtigten
dauerhaft entzogen und dem des Nichtberechtigten zumindest
vorübergehend zugeführt wird.7 Eine solche Zueignung wird bei
(beabsichtigter) Rückgabe der EC-Karte von der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung verneint. Denn die Karte hat primär die
Funktion, eine Auszahlung an einem Geldautomaten zu ermög-
lichen. Eine Abhebung kann aber auch ohne die Karte erfolgen,
etwa direkt am Bankschalter. Ferner besagt die EC-Karte nichts
über den Guthaben-Stand des Kontos oder die Höhe des einge-
räumten Dispositionskredits. In ihr selbst wird daher kein Wert
verkörpert, welchen sich der Täter durch die bloße Nutzung am
Geldautomaten i.S.d. § 242 StGB zueignen könnte.8

Der Einsatz der EC-Karte am Geldautomaten vermag eine Straf-
barkeit des B wegen Betruges gem. § 263 StGB grundsätzlich nicht
zu begründen. Denn eine betrugsrelevante Täuschung kann nur
gegenüber einem Menschen verwirklicht werden, der aufgrund die-
ser Täuschung wiederum einem Irrtum unterliegen muss.9

Im Jahr 1986 entschied sich daher der Gesetzgeber, um die
aus dem zunehmenden Einsatz elektronischer Datenverarbei-
tungsgeräte resultierenden Strafbarkeitslücken zu schließen,
zur Schaffung des § 263a StGB.10 Wegen Computerbetruges
macht sich unter anderem strafbar, wer in der Absicht, sich
oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu
verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt,
dass er das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch
unbefugte Verwendung von Daten beeinflusst. Die höchstrich-
terliche Rechtsprechung bejaht eine unbefugte Verwendung
von Daten dann, wenn sie sich im Vergleich zum Betrug als
täuschungsäquivalent darstellt.11 Dies ist bei dem Einsatz einer
durch verbotene Eigenmacht erlangten EC-Karte der Fall, da ein
Bankmitarbeiter, welcher die Zahlung vornehmen würde, die
Berechtigung des Karteninhabers prüfen müsste, etwa um Scha-
denersatzansprüche gegen die Bank gem. § 675u BGB zu ver-
meiden. Insofern würde gegenüber einem Bankmitarbeiter eine
Täuschung i.S.d. § 263 StGB vorliegen, weshalb eine unbefugte
Verwendung von Daten i.S.d. § 263a StGB durch B zu bejahen
ist. Der Diebstahl der EC-Karte und der Computerbetrug stehen
dabei im Verhältnis der Tatmehrheit i.S.d. § 53 StGB.12

Fraglich ist, ob durch die Entnahme des Geldes aus dem Auto-
maten durch den B nochmals ein Diebstahl gem. § 242 StGB
oder eine Unterschlagung i.S.d. § 246 StGB verwirklicht werden
könnte. Dies soll nachfolgend an anderer Stelle problematisiert
werden, da jedenfalls in der gegebenen Konstellation derartige
Delikte bezüglich des Computerbetruges auf Konkurrenzebene
zurücktreten würden.

2.2 Die ausgehändigte EC-Karte

Die betagte G ist körperlich eingeschränkt, weshalb die Nachba-
rin B für die G ab und an die Einkäufe erledigt. Zu diesem Zweck
überlässt G der B auch ihre EC-Karte und teilt ihr ferner die PIN
mit, damit die B für die Einkäufe Geld an einem Automaten abhe-
ben kann. Anschließend gibt B der G die EC-Karte jeweils wieder
zurück. Auf einer der Einkaufstouren entschließt sich B spontan,
im Hinblick auf einen momentanen finanziellen Engpass, statt der
üblichen 100 € nun 500 € an dem Geldautomaten abzuheben.
Anschließend erhält die G die EC-Karte von der B zurück.

Ein Diebstahl gemäß § 242 StGB bzw. eine Unterschlagung
gemäß § 246 StGB an der EC-Karte kommt nicht in Betracht,
da die G der B die Karte freiwillig ausgehändigt und die B diese
wieder an G zurückgegeben hat.

Bezüglich eines Betruges i.S.d. § 263 StGB fehlt es der B zum

Zeitpunkt der Vermögensverfügung der G in Form der Über-
gabe der Karte am Vorsatz bezüglich einer Täuschung, da B sich
erst später zu dem deliktischen Einsatz der Karte entschlossen
hat.13 Gemäß § 16 Abs. 1 StGB muss der Tatvorsatz jedoch im
Zeitpunkt der zum Taterfolg führenden Handlung vorliegen. Ein
der Handlung nachfolgender Vorsatz (sog. dolus subsequens)
ist bedeutungslos.14 Auch ein Betrug durch Unterlassen i.S.d.
§§ 263, 13 StGB der B ist nicht gegeben, da das bloße nachbar-
schaftliche Verhältnis auch bei Erbringung einiger Gefälligkei-
ten noch keine Garantenstellung zu begründen vermag.15

Eine Strafbarkeit wegen Untreue i.S.d. § 266 StGB setzt eine
Vermögensbetreuungspflicht der B bezüglich der G voraus. Diese
erfordert, dass der Täter in einer Beziehung zu dem Geschädig-
ten steht, die eine besondere Verantwortung für dessen mate-
rielle Güter mit sich bringt. Den Täter muss eine inhaltlich her-
ausgehobene Pflicht zur Wahrnehmung fremder Vermögensinte-
ressen treffen, die über für jedermann geltende Sorgfalts- und
Rücksichtnahmepflichten ebenso hinausgeht wie über einen
bloßen Bezug zu fremden Vermögensinteressen oder eine rein
tatsächliche Einwirkungsmöglichkeit auf materielle Güter ande-
rer.16 Die aus reiner Gefälligkeit resultierenden, gelegentlichen
Einkaufstouren der B für die G begründen sicherlich keine der-
artige i.S.d. § 266 StGB relevante Verantwortung der B.

Entscheidend für eine Strafbarkeit der B ist daher, ob in der
Verwendung einer vom Berechtigten überlassenen Bankkarte
und unter Eingabe der vom Berechtigten bekannt gegebenen
Geheimzahl sowie absprachewidriger Geldabhebung am Automa-
ten, eine unbefugte Verwendung von Daten gemäß § 263a Abs. 1
3. Fall StGB liegen kann. Dies wird in der höchstrichterlichen
Rechtsprechung uneinheitlich beurteilt.17 Der 4. Strafsenat des
BGH hat gute Argumente für eine Strafbarkeit i.S.d. § 263a StGB
angeführt.18 Denn durch den zwischen Kartennutzer und Bank
geschlossenen Vertrag sowie § 675l BGB ist eine Weitergabe der
EC-Karte an Dritte und die Mitteilung der PIN an diese grund-
sätzlich ausgeschlossen. Insofern müsste sich ein fiktiver Bank-
angestellter bei dem Einsatz der Karte auch über die Person des
Nutzers Gedanken machen, weshalb im Vergleich zu § 263 StGB
eine Täuschungsäquivalenz gegeben wäre. Auch die übrigen Tat-
bestandsmerkmale i.S.d. § 263a StGB werden durch B erfüllt. In
der Praxis kann dieser Argumentation gefolgt und eine Strafbar-
keit gem. § 263a StGB angenommen werden.

Ferner könnte B durch die Entnahme des Geldes aus dem
Automaten einen Diebstahl gem. § 242 StGB oder eine Unter-
schlagung i.S.d. § 246 StGB begangen haben.

Da beide Tatbestände voraussetzen, dass es sich bei den Geld-
scheinen um fremde Sachen handelt, ist es zunächst erforder-
lich, Klarheit über die zivilrechtliche Bewertung des Auszah-
lungsvorgangs zu erlangen. Dieser ist als Übereignung i.S.d.
§ 929 S. 1 BGB – d.h. Eigentumsübertragung durch rechtge-
schäftliche Einigung und tatsächliche Übergabe – zwischen der
Bank, die den Automaten betreibt, und dem den Automaten
bedienenden Kontoinhaber zu verstehen. Die Ausgabe der Geld-
scheine enthält das konkludente und elektronisch vertypte
Angebot, dem Kontoinhaber das Eigentum an den Geldschei-
nen zu übertragen. Der Kontoinhaber nimmt dieses dadurch an,
dass er die Scheine entgegennimmt, womit zugleich die rechts-
geschäftliche Einigung zustande kommt und das tatsächliche
Moment der Übergabe, also der Wechsel des Besitzes, vorliegt.

Zu dem Besitzwechsel kommt es auch dann, wenn die Person,
die den Automaten bedient, nicht Kontoinhaber oder sonst hierzu
berechtigt ist. Die Frage, ob dieser Eigentümer wird oder i.S.d.
§§ 242, 246 StGB fremde Geldscheine an sich nimmt, hängt somit
davon ab, ob mit ihm eine Einigung zustande kommt. Denkbar wäre,
das Angebot dahingehend auszulegen, dass es sich an denjenigen
richtet, der den Geldautomaten bedient, wodurch die Einigung auch
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mit demjenigen zustande kommt, der die Karte unberechtigt ein-
setzt, also dieser Eigentum erwirbt und es an der Fremdheit der
Sache i.S.d. §§ 242, 246 StGB fehlt. Jener Sichtweise tritt der BGH
zurecht entgegen und betont, dass bei der Auslegung der konklu-
dent abgegebenen Erklärung die mit der Einigung verfolgten Inte-
ressen und Zwecke Berücksichtigung finden müssen.19 Aus Sicht
der Bank dient die Übereignung der Geldscheine der Erfüllung des
Anspruchs des Kontoinhabers. Da der Eigentumserwerb eines Drit-
ten den Anspruch des Kontoinhabers gegen die Bank nicht zum
Erlöschen brächte, kann die Bank hieran kein Interesse haben. Die
Willenserklärung ist daher dahingehend auszulegen, dass sich das
Angebot auf Übereignung der Geldscheine ausschließlich an den
Kontoinhaber richtet. Zwischen der Bank und dem unberechtigten
Dritten kommt somit mangels übereinstimmender Willenserklärun-
gen keine Einigung i.S.d. § 929 S. 1 BGB zustande. Das Eigentum
verbleibt bei der Bank, sodass es sich bei den Geldscheinen um
fremde Sachen i.S.d. §§ 242, 246 StGB handelt.

Die Strafbarkeit wegen Diebstahls hängt davon ab, ob B, indem
er die fremden Scheine aus dem Ausgabefach des Automaten
nimmt, eine Wegnahme i.S.d. § 242 StGB vornimmt. Hierfür ist
u.a. ein Gewahrsamsbruch, also ein Handeln gegen oder ohne den
Willen des Gewahrsamsinhabers erforderlich. Ist der Gewahrsams-
inhaber mit dem Gewahrsamswechsel einverstanden, liegt bereits
tatbestandlich kein Diebstahl vor. Dies ist hier der Fall. Die Bank
erklärt durch die Ausgabe der Scheine ihr Einverständnis damit,
dass derjenige Gewahrsam erlangt, der den Automaten bedient.
Hier kommt nicht in Betracht, die oben angestellten Überlegun-
gen zur interessengerechten Auslegung der Erklärung zu über-
tragen und ein Einverständnis nur mit der Gewahrsamserlangung
durch den berechtigten Kontoinhaber anzunehmen. Während im
Rahmen der Eigentumsübertragung eine rechtliche Willenserklä-
rung abgegeben wird, die als solche auch derartigen rechtlichen
Beschränkungen unterworfen werden kann, handelt es sich bei
dem sog. tatbestandsausschließenden Einverständnis um eine
rein tatsächliche Willensäußerung. Diese ist solchen Erwägungen
nicht zugänglich, sondern kann nur ganz oder gar nicht erklärt,
aber grundsätzlich nicht unter Bedingungen oder Vorbehalte
gestellt werden.20 Nutzt der Gewahrsamsinhaber einen Automa-
ten, ist hierin ein Einverständnis zu erkennen, dass der Gewahr-
samsinhaber antizipiert für den Fall erklärt, dass die durch den
Automaten verkörperten Voraussetzungen – etwa beim Warenau-
tomaten das Einwerfen des Geldes – erfüllt werden. Hierin kann
eine Ausnahme vom Grundsatz der Bedingungsfeindlichkeit des
tatbestandsausschließenden Einverständnisses erblickt werden.
Diese zieht ihre Berechtigung aber aus der Erwägung, dass nur
solche Bedingungen Beachtung finden, die sich im objektiven
Ablauf dergestalt niedergeschlagen haben, dass ihre Einhaltung
durch den automatisierten Ablauf sichergestellt wird.21 Hiermit
sind zugleich die Grenzen aufgezeigt: Innere Vorbehalte und
rechtliche Bedingungen sind auch hier unbeachtlich.22 An einem
tatbestandsausschließenden Einverständnis fehlt es nur dort, wo
der Automat nicht ordnungsgemäß bedient wird.23

In dem automatisierten Ablauf des Geldautomaten hat der Wille
der Bank, nur dem Berechtigten Geldscheine auszuhändigen,
lediglich insoweit Niederschlag gefunden, als der Bediener des
Automaten sich durch Eingabe der Karte und der PIN legitimieren
muss. Mithin sind auch nur Karten- und PIN-Eingabe für das tatbe-
standsausschließende Einverständnis relevante Bedingungen. Die
Befugnis des Handelnden ist als Rechtsbedingung in diesem Rah-
men unbeachtlich. Auch der unbefugt Handelnde erlangt Gewahr-
sam mit dem Einverständnis der Bank. Im Beispielsfall bricht B
also den Gewahrsam der Bank nicht. Sie macht sich somit nicht
wegen Diebstahls gem. § 242 StGB strafbar, verwirklicht aber den
Tatbestand der – gegenüber dem Computerbetrug formell subsidiä-
ren – Unterschlagung gem. § 246 Abs. 1 StGB.

2.3 Gewalt und Täuschung am Geldautomaten

Eine weitere Nuance erhält die Problematik durch ein jünge-
res Kriminalitätsphänomen, das Rechtsprechung und Praxis
beschäftigt:

G tätigt eine Bargeldabhebung am Geldautomaten. Nachdem
er PIN und Summe eingegeben und bevor der Automat das Geld
ausgegeben hat, eilt B, der G von diesem unbemerkt beobachtet
hatte, herbei, stößt G zur Seite, ergreift das in diesem Moment
vom Automaten ausgegebene Bargeld und flüchtet.

Abwandlung 1: B stößt G weg, nachdem dieser die PIN, aber
bevor er die Summe eingeben kann und gibt selbst einen (hohen)
Betrag ein.

Abwandlung 2: G wird, nachdem er die PIN eingeben hat,
nicht weggestoßen, sondern von B abgelenkt, sodass dieser von
G unbemerkt den Geldbetrag auswählen und die Auszahlung ver-
anlassen kann.

Da B im Ausgangsfall und der 1. Abwandlung Gewalt anwen-
det, steht eine Strafbarkeit nicht nur wegen Diebstahls, son-
dern wegen Raubes gem. § 249 StGB in Rede. Diese setzt aber
wiederum das Vorliegen einer Wegnahme voraus und knüpft
somit an die dargelegte Problematik an.

Weitgehend unproblematisch ist noch, dass die Bank ihren
Gewahrsam an den Geldscheinen nicht aufgegeben hat, son-
dern dieser lediglich gelockert ist. Gewahrsam ist die vom Herr-
schaftswillen getragene tatsächliche Sachherrschaft, wobei sich
die Zuordnung maßgeblich nach der Anschauung des täglichen
Lebens bestimmt.24 Dass nach diesen Maßstäben der Gewahr-
sam weiterhin der Bank zugewiesen wird, ergibt sich zwang-
los, wenn man sich vor Augen hält, dass sie anerkannterma-
ßen auch Gewahrsam an sämtlichen in ihren Räumlichkeiten
befindlichen Gegenständen hat.25 Für die Scheine im Ausga-
befach muss dies erst Recht gelten, da mit der Möglichkeit,
die Scheine wieder einzuziehen, eine weitergehende faktische
Zugriffsmöglichkeit besteht.26

Fraglich ist, ob der Gewahrsamswechsel von der Bank zu B sich
als Gewahrsamsbruch und somit als Wegnahme darstellt oder ein
tatbestandsausschließendes Einverständnis der Bank vorliegt. In
einer Entscheidung aus dem Jahr 2017 verneinte der 2. Straf-
senat des BGH eine Raubstrafbarkeit mangels Wegnahme und
stellte zur Begründung darauf ab, dass die tatsächliche Ausgabe
des Geldes mit dem Willen der Bank erfolgt sei, da der Auto-
mat technisch ordnungsgemäß bedient worden sei.27 Der Senat
gelangte stattdessen zu einer Strafbarkeit wegen räuberischer
Erpressung gem. §§ 253, 255 StGB, weil diese nach ständiger
Rechtsprechung keine Vermögensverfügung voraussetzt, sondern
vielmehr jedes vermögensmindernde Verhalten genügt.28

Ein abweichende Lösung avisierte in 2019 der 3. Strafsenat des
BGH:29 Der Senat nahm an, dass das tatbestandsausschließende

Einverständnis in perso-
neller Hinsicht auf den-
jenigen beschränkt sei,
der sich durch Eingabe
der Karte und der PIN
legitimiert habe. Ein Ein-
verständnis hätte somit
allein mit der Entnahme
durch G bestanden, die
Entnahme durch B stellt
sich hingegen als Gewahr-
samsbruch und somit
als Wegnahme dar. Diese
Sichtweise überzeugt.
Sie denkt die Idee des im
Automaten verkörperten
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bedingten Einverständnisses lediglich stringent zu Ende. Akzeptiert
man, dass das Einverständnis unter der Bedingung der ordnungs-
gemäßen Bedienung stehen kann, erscheint es inkonsequent, zur
Erfüllung dieser Bedingung die ordnungsgemäße Bedienung durch
eine beliebige Person genügen zu lassen, die dann selbst gar nicht
Gewahrsam erlangt. Die Beschränkung auf denjenigen, der die
Bedingung erfüllt, erscheint demgegenüber folgerichtig. Dass der
Gewahrsamsinhaber sein Einverständnis mit dem Gewahrsamswech-
sel gegenüber bestimmten Personen erteilen kann und gegenüber
anderen nicht, ist selbstverständlich, wenn sich die Personen tat-
sächlich gegenüberstehen, und würde von niemandem als Frage
einer unbeachtlichen Rechtsbedingung diskutiert.30 Für das anti-
zipierte, durch einen Automaten verkörperte Einverständnis kann
dies nach den dargelegten Grundsätzen nur bedeuten, dass entspre-
chende personelle Begrenzungen auch nur anhand von Parametern
erfolgen, die der Automat „überprüft“, da nur dann die Begrenzung
objektiv Niederschlag in dem automatisierten Ablauf gefunden hat.
Dies ist hier aber gerade der Fall. Dadurch, dass sich der den Auto-
maten Bedienende durch EC-Karten- und PIN-Eingabe legitimieren
muss, wird hinreichend deutlich, dass ein Einverständnis mit der
Gewahrsamserlangung nur durch eben jene Person besteht.31 Dass
die Bank gerade nicht mit der Übertragung des Gewahrsams an
einen unbestimmten Dritten einverstanden ist, kommt – im auto-
matisierten Ablauf manifestiert – dadurch zum Ausdruck, dass die
Scheine automatisch wieder eingezogen werden, wenn sie nicht
alsbald aus dem Fach entnommen werden.32 Vertreter der Gegen-
auffassung müssten eine Wegnahme auch dann verneinen, wenn
ein Dritter im Ausgabefach vergessene Scheine an sich nimmt,
bevor diese wieder eingezogen werden, obwohl – man stelle sich
vor, der Einzugsmechanismus springt im selben Moment an, in dem
der Täter zugreift – doch recht offen zu Tage liegt, dass dies nicht
dem Willen der Bank entspricht. Da eine Ungleichbehandlung bei-
der Konstellationen kaum zu rechtfertigen ist, zeigt sich hier noch
deutlicher, dass dieser Begründungsansatz nicht richtig sein kann.
Gerade weil die Beschränkung durch Abfrage von Karte und PIN im
automatisierten Ablauf verobjektiviert ist, handelt es sich nicht um
eine unbeachtliche innere Bedingung33 – die Berechtigung spielt
gerade weiterhin keine Rolle34 – und es besteht auch kein Wer-
tungswiderspruch zu der Konstellation des unberechtigten Karten-
einsatzes35. Es macht dann auch keinen Unterschied, ob die Ein-
gabe der Summe – wie in der 1. Abwandlung – durch den Täter oder
– wie im Ausgangsfall – durch den Geschädigten erfolgt.36 Sowohl
für die Legitimierung und damit die personelle Beschränkung als
auch für das technische In-Gang-Setzen des Vorgangs sind Karten-
und PIN-Eingabe der maßgebliche Vorgang, während der Betrags-
auswahl eine untergeordnete Bedeutung zukommt.37

Auf Grundlage der Auffassung des 3. Senats ist somit eine
Wegnahme und damit eine Raubstrafbarkeit zu begründen. Dass
der Gewahrsam der Bank dabei durch Gewalt gegenüber dem G
gebrochen wird, steht der Tatbestandsmäßigkeit nicht entge-
gen, da der Raubtatbestand nicht voraussetzt, dass der Adres-
sat der Nötigungshandlung der Gewahrsamsinhaber ist. Glei-
chermaßen erfasst sind vielmehr Konstellationen, in denen sich
die Nötigungshandlung gegen einen Dritten richtet, der gegen
den Gewahrsamsbruch einschreiten könnte.38

Einen anderen – aber zum selben Ergebnis führenden –
Begründungsansatz wählte der 4. Strafsenat des BGH in einer
Entscheidung aus dem Jahr 2020, der ein geringfügig abwei-
chender – nämlich der als Abwandlung 2 geschilderte – Sach-
verhalt zugrunde lag.39 Der 4. Senat bejaht eine Strafbarkeit
wegen Diebstahls und meint die Frage der Reichweite des tat-
bestandsausschließenden Einverständnisses der Bank offenlas-
sen zu können, da der Geschädigte bereits (Mit-)Gewahrsam
erlangt habe, den der Beschuldigte breche. Diese Sichtweise will
der Senat ausdrücklich auf die vorliegende Konstellation der

Ablenkung begrenzt wissen und lässt offen, wie Sachverhalte
zu entscheiden wären, in denen der Täter Gewalt anwendet.
Erscheint bereits die Annahme des Senats zweifelhaft, dass sich
Gewahrsam dort annehmen lässt, wo der vermeintliche Gewahr-
samsinhaber durch Täuschung faktisch an dem Zugriff gehin-
dert ist,40 gilt dies umso mehr in den Konstellationen, in denen
der Täter den Geschädigten durch Gewalt am Zugriff hindert.41

Auch wenn die Unstimmigkeiten hinsichtlich der Begründung
zwischen den Senaten misslich erscheinen, ist für die Praxis der
Strafverfolgung mit den Entscheidungen des 3. und 4. Senats
doch hinreichend gesichert, dass derartige Fälle im Ergebnis
als Diebstahls- und beim Hinzutreten von Gewalt oder entspre-
chender Drohung als Raubtaten42 zu werten sind.

2.4 „Cash-Trapping“

Eine weitere durch kriminellen Erfindungsreichtum bescherte
Variante des Gewahrsamsbruchs am Geldautomaten wird ver-
breitet als „Cash-Trapping“ bezeichnet:

B bringt am Geldausgabefach eines Bankautomaten ein mit
einem Klebestreifen versehendes Metallprofil an. G bedient wenig
später den Geldautomaten, um Geld von seinem Konto abzuhe-
ben. Das vom Automaten auszugebende Geld bleibt am Klebe-
streifen haften und wird nicht ausgegeben. In der Annahme,
der Automat sei defekt, zieht G von dannen. B, der in der Nähe
gewartet hat, kehrt zum Automaten zurück, entfernt das Metall-
profil und nimmt die Geldscheine an sich.

Abwandlung: B wird beim Anbringen beobachtet und festge-
nommen, bevor jemand den manipulierten Automaten bedient.

B macht sich im Ausgangsfall wegen Diebstahls gem. § 242
Abs. 1 StGB43 strafbar. Die Geldscheine verbleiben im Gewahr-
sam der Bank und dieser wird gebrochen, indem B die Geld-
scheine an sich nimmt. Da von einer ordnungsgemäßen Bedie-
nung des Automaten angesichts der Manipulation keine Rede
sein kann, dürfte – unabhängig von der oben geschilderten
Problematik – auch nicht behauptet werden, dass der Gewahr-
samswechsel mit Einverständnis der Bank erfolgt sei.44

In der Abwandlung macht sich B wegen versuchten Diebstahls
strafbar. Eine Straftat versucht, wer nach seiner Vorstellung von
der Tat zur Verwirklichung des Tatbestands unmittelbar ansetzt,
§ 22 StGB. Nach gängiger Definition ist das der Fall, wenn der
Täter subjektiv die Schwelle zum „jetzt geht es los“ überschrei-
tet und objektiv so zur tatbestandsmäßigen Angriffshandlung
ansetzt, dass sein Tun ohne Zwischenakte in die Erfüllung des
Tatbestandes übergeht.45

Diese Voraussetzungen wird man hier zu bejahen haben.46 B
hat mit dem Anbringen der Vorrichtung alles getan, was von
seiner Seite erforderlich war und kann von nun an, den Din-
gen ihren Lauf lassen. Die entscheidende Bedingung für den
Taterfolg ist gesetzt und das gesamte weitere Geschehen stellt
sich als planmäßige Fortentwicklung des so in Gang gesetzten
Geschehensablaufes dar.

Für die Annahme eines Versuchsbeginns spricht auch der Ver-
gleich mit der Rechtsprechung des BGH zum Versuchsbeginn
beim Einbruchsdiebstahl. In Abkehr von seiner früheren Recht-
sprechung hat der BGH anerkannt, dass für den Versuchsbeginn
der erste Angriff auf einen Schutzmechanismus – also bspw. das
Aufhebeln eines Fensters – regelmäßig ausreicht, wenn sich
der Täter bei dessen Überwindung nach dem Tatplan ohne tat-
bestandsfremde Zwischenschritte, zeitliche Zäsur oder weitere
eigenständige Willensbildung einen ungehinderten Zugriff auf
die erwartete Beute vorstellt.47 Ebenso wie beim Einbruchdieb-
stahl das Aufheben des Schutzmechanismus nach dem Tatplan
den ungehinderten Zugriff auf die Sache ermöglicht und somit
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nicht als Vorbereitungshandlung abgetan werden kann, schafft
der Täter beim „Cash-Trapping“ durch das Anbringen der Vorrich-
tung die entscheidende Bedingung, die den Zugriff auf die Sache
ermöglicht.

Soweit das OLG Köln48 eine Versuchsstrafbarkeit verneint, ver-
mag diese Entscheidung nicht zu überzeugen und sollte daher–
jedenfalls außerhalb des dortigen OLG-Bezirks – der praktischen
Herangehensweise nicht zugrunde gelegt werden. Das Gericht
weist zu Unrecht dem noch erforderlichen Entschluss, auch tat-
sächlich sein Versteck zu verlassen und das Geld an sich zuneh-
men, die Bedeutung eines weiteren Willensimpulses zu, weshalb
die Schwelle zum „jetzt geht es los“ noch nicht überschritten
sei, und betrachtet das noch erforderliche Verhalten des Geschä-
digten als wesentlichen Zwischenakt. Der vermeintlich weitere
Willensimpuls, der nach den Ausführungen des Gerichts in einer
bewussten Entscheidung für die Tatbegehung, wenn „die Luft
rein ist“, bestehen soll, entpuppt sich bei Lichte betrachtet als
die Entscheidung, den Tatplan tatsächlich vollständig umzuset-
zen und nicht von der Tatvollendung i.S.d. § 24 StGB zurückzu-
treten. Derartige Erwägungen stehen der Annahme des Versuchs-
beginns nie entgegen.49 Vielmehr bejaht der BGH den Versuchs-
beginn auch in der vergleichbaren Konstellation der Gewahr-
samslockerung in der Form, dass der Täter die Beute in den Räu-
men des Geschädigten versteckt, obwohl auch dort der Täter bei
ungünstigen Umständen, die Tatvollendung noch aufgeben und
die Sachen nicht an sich nehmen könnte.50

Soweit zu beurteilen ist, ob das Verhalten des Geschädigten
einen dem Versuchsbeginn entgegenstehenden wesentlichen
Zwischenschritt darstellt, liegt nahe, die vom BGH zu vom Täter
gestellten Fallen entwickelten Grundsätze heranzuziehen. Der
BGH differenziert hier danach, ob für den Täter feststeht, dass
ein Geschädigter erscheinen und sein für den Taterfolg einge-
plantes Verhalten bewirken werde – dann Versuchsbeginn mit
Abschluss der Tathandlung des Täters – oder der Täter das
Erscheinen des Geschädigten im Wirkungskreis des Tatmittels
hingegen für lediglich möglich, aber noch ungewiss hält – dann
Versuchsbeginn, sobald sich der Geschädigte dem Tatmittel
nähert.51 Vorbehaltlich besonderer Einzelfallumstände, verträgt

es sich nicht mit dieser Rechtsprechung, den Zugriff auf den
Geldautomaten, bei dem allenfalls das „Wann“, aber nie das
„Ob“ in Frage stehen dürfte, als wesentlichen Zwischenschritt
anzusehen, der dem Versuchsbeginn entgegen stehen soll.

Nach alledem ist von einer Strafbarkeit wegen versuchten
Diebstahls auszugehen.

3 Resümee

Die Bedienung eines Geldautomaten und damit verbundene
Straftaten bergen zahlreiche, teilweise tückische juristische
Untiefen. Doch sollte dies keineswegs schrecken. Denn die
dargestellte höchstrichterliche Rechtsprechung ermöglichen
Polizei und Staatsanwaltschaft weiterhin eine effektive Straf-
verfolgung. Die Erfahrung hat dabei gezeigt, dass es sich in
diesem Bereich oft um professionell agierende Täterstrukturen
handelt, weshalb grundsätzlich nur ein schnelles, entschlos-
senes Vorgehen der Ermittlungsbehörden nachhaltige Erfolge
zeitigt. Hierbei kommt dem überregionalen, steten Austausch
der jeweiligen Erkenntnisse sicherlich eine überragende Bedeu-
tung zu. Insofern sei abschließend noch auf die Regelung des
§ 30 Abs. 2, 3. Var. StGB hingewiesen, die bereits die Verab-
redung eines Verbrechens unter Strafe stellt. Ist aufgrund der
bisherigen Ermittlungsergebnisse das Handeln mehrerer Tatver-
dächtiger ersichtlich, kann oftmals über § 30 Abs. 2, 3. Var.
StGB i.V.m. §§ 242, 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 3, 244a Abs. 1 StGB
ein Anfangsverdacht begründet werden, auf den umfangreiche
verdeckte Ermittlungsmaßnahmen gestützt werden können,
insbesondere die längerfristige Observation gemäß § 163f StPO
unter Zuhilfenahme technischer Mittel i.S.d. § 100h StPO. Mit-
tels Fortführung effektiver Ermittlungsmaßnahmen sollte daher
auch zukünftig der Bevölkerung eine unbeschwerte Nutzung
von Geldautomaten möglich sein, ohne stets einem unguten
Gefühl durch Rütteln an der Verkleidung des Automaten oder
einem Blick über die Schulter nachgehen zu müssen.

Bildrechte: Redaktion.
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Dokumentation
von Vernehmungen –
traditionell und
audiovisuell (Teil 2)

Von Staatsanwalt Dr. Heiko Artkämper und
Dozent Thorsten Floren, Dortmund/Mülheim*

Der erste Teil dieses Beitrages
(Die Kriminalpolizei 4/2021,
S. 4 bis 7) hat sich vorrangig
mit Inhalten und Rechtspro-
blemen von Vernehmungen
beschäftigt. Nunmehr geht es
um die in der strafrechtlichen
Hauptverhandlung immer
wichtiger werdende (authen-
tische) Dokumentation der
Inhalte und Umstände der
Vernehmung: „Strafjuristen“

neigen dazu, die Inhalte unkritisch zu übernehmen, während
„die Verteidiger“ dem zunehmend kritisch gegenüberstehen.
Vergleicht man die zeitliche Dauer einer Vernehmung mit dem
regelmäßig in den Akten auftauchenden Vernehmungsproto-
koll, scheint Skepsis geboten: Eine zweistündige Vernehmung
produziert mehr als sieben bis zehn Seiten Protokoll.

3 Audiovisuelle Vernehmungen

Es muss verwundern, dass im Jahr 2021 Tonband- und Videover-
nehmungen als innovative Dokumentationstechniken angeprie-
sen werden, zumal sie in anderen Staaten zum Standard gehö-
ren. Die vorgeschobenen Einwände gegen den Einsatz derartiger
Techniken haben sich gewandelt: Waren es zunächst angeblich
fehlende Audiokassetten und Aufnahmegeräte, sollte, nach
Anschaffung dieser, die Verfälschung der Vernehmungssituation
und die Beeinflussung des zu Vernehmenden durch die Existenz
technischer Geräte einer Umsetzung in die Praxis entgegenste-
hen – fadenscheinige Argumente!

Der Einsatz von Videotechnik ist lange Zeit im Vergleich zu
den europäischen Nachbarstaaten vernachlässigt worden. Das
lag vorrangig an der ablehnenden Haltung des Gesetzgebers
gegenüber diesem durchaus zeitgemäßen Vernehmungsmittel.

Im Jahr 1998 wurde die audiovisuelle Vernehmung erstma-
lig durch eine Gesetzesänderung eingeführt. Diese Änderung
beschränkte sich allerdings auf die Zeugenvernehmung. Im Jahr
2004 wurde die Einsatzmöglichkeit auf die Hauptverhandlung
ausgedehnt, gleichzeitig aber auf die erste Instanz beschränkt,
da die Befürchtung bestand, in den nachfolgenden Instanzen
mit einer Vielzahl von Verfahrensrügen konfrontiert zu werden.

Nach langen Bemühungen wurde 2020, und dies ist aus Sicht
der Möglichkeiten für eine deutliche Optimierung des Wahr-
heitsgehaltes einer Aussage nur zu begrüßen, die audiovisu-
elle Vernehmung in § 136 StPO aufgenommen, die Anwendung
wurde zunächst auf die Beschuldigtenvernehmung beschränkt.
Die Norm stellt in der tatsächlichen Umsetzung die Praktiker
vor eine Vielzahl an Problemen, die aus einer vom Gesetzge-
ber verursachten, unnötigen Komplizierung der eingeführten
Rechtsnorm resultieren. Die audiovisuelle Vernehmung wurde
unter dem im Gesetz festgelegten Bestimmungen als verpflich-
tende Handlungsnorm für die Ermittler eingeführt, ansonsten
bleibt es im Ermessen der Vernehmungsperson die Beschuldig-
tenvernehmung in Bild- und Tonaufzeichnung durchzuführen
(siehe § 136 Abs. 4 S. 1 StPO).

3.1 Audiovisuelle Vernehmung von Zeugen

§ 58a StPO stellt einen Ausfluss aus dem Zeugenschutzgesetz
dar. Die Vernehmung des Zeugen wird in audiovisueller Form
als richterliche Vernehmung hierbei durchgeführt, wenn zum
einen die schutzwürdigen Interessen von Personen unter 18
Jahren gewahrt werden müssen oder bei Kindern oder Jugend-
lichen, die Opfer von Straftaten im Sinne von § 255a Abs. 2
StPO (Sexualdelikte, Tötungsdelikte etc.) geworden sind. Zum
anderen, wenn die Gefahr besteht, dass der Zeuge vor Gericht
nicht vernommen werden kann und die Videovernehmung zur
Erforschung der Wahrheit erforderlich ist. Die Intention des
Gesetzgebers bezog sich u.a. auf die Gefahr einer möglichen
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Sekundärtraumatisierung von Kindern als Opfern von Sexual-
straftaten, um durch eine Videovernehmung dem Kind weitere
Anhörungen ersparen zu können.

3.2 Audiovisuelle Vernehmung von
Beschuldigten

Neben den gesetzlichen Vorgaben in Bezug auf die Beschul-
digtenvernehmung im Strafverfahren muss dieser sowohl die
„standardmäßige“ Vernehmung als einen Eingriff in seine
Persönlichkeitsrechte dulden, ebenso verhält es sich mit der
Durchführung und der Datenerhebung bei einer audiovisuel-
len Vernehmung. Aus taktischer Sicht muss jedoch der Aspekt
der Senkung einer potentiellen Aussagebereitschaft bis hin zur
völligen Verweigerung in Betracht gezogen werden, sobald der
zu Vernehmende die Videotechnik wahrnimmt und diesem der
weitere Ablauf mit der Bild- und Tonaufzeichnung erläutert
wird. Dieses Risiko kann durch eine gute Kontakt- und Orien-
tierungsphase zwischen den Protagonisten gemindert oder gar
in das Gegenteil umgewandelt werden, wenn dem Beschuldig-
ten die Vorteile dieses Vernehmungssettings verständlich und
glaubhaft vermittelt werden und dieses im Rahmen einer zuvor
gut herausgebildeten Arbeitsebene vermittelt wird. Neben einer
„Schutzfunktion“ für den Beschuldigten durch den Einsatz der
audiovisuellen Vernehmung im Rahmen der Erhebung des Perso-
nalbeweises von dem möglichen Täter, kann diese gerade auch
die Ermittler vor ungerechtfertigten Vorwürfen beispielhaft von
Seiten potentieller Konfliktverteidiger entlasten. Im Nachfol-
genden werden hierzu einige Ansätze dargestellt.

3.2.1 Falsche Geständnisse und deren
Enttarnung

Das Geständnis des Beschuldigten wird von weiten Teilen der
vernehmenden Polizeibeamten, sowie Staatsanwälten und Rich-
tern zu gerne als „Krönung der kriminalistischen Arbeit“ ange-
sehen. Es genießt häufig immer noch eine große, positiv auf-
geladene Beachtung in diesen Bereichen der Behörden und Pro-
zessbeteiligten, leider vielmals völlig ungeachtet der Risiken
und Fallstricken die auf dem Weg der Vernehmungshandlung bis
hin zum Geständnis reichlich vorhanden sind.

Der Gefahr des „falschen Geständnisses“, das z.B. durch sug-
gestive Effekte oder einen aggressiv-autoritären Vernehmungs-
stil gerade bei Jugendlichen oder intelligenzgeminderten Perso-
nen deutlich besteht, kann die audiovisuelle Vernehmung ent-
gegenwirken, da sowohl das Verhalten des Ermittlers als auch
die Reaktionen eine hohe Relevanz haben, zeigen Studien aus
den USA, in denen Personen z.T. auch unbewusst durch Ermitt-
ler stark suggestiv befragt wurden und hierbei bis zu ca. einem
Drittel aller Geständnisse falsch waren.

Ein grundsätzliches Problem bei der Dokumentation der Ver-
nehmungen führt zudem zu einem verzerrten Bild der Verneh-
mungssituation. Die „Aushandlung der Wirklichkeit“ im Rahmen
der Vernehmung ist somit im Nachgang (z.B. in der Hauptver-
handlung) nur bedingt bis gar nicht mehr möglich. Ziel der
Einführung der audiovisuellen Vernehmung beim Beschuldigten
ist u.a. diese Schwachstelle zu entfernen und eine authentische
Protokollierung einzuführen.

Weitere Aspekte, die für eine Videovernehmung sprechen,
sind:
f Dokumentation zum Schutz vor unsachgemäßer Vernehmung

(§ 136a StPO), Einhaltung der Belehrung, Pausen, Anwesen-
heit des Anwalts etc. für den Beschuldigten

f Verhalten des Beschuldigten kann im Nachgang erneut auch
von Gutachtern interpretiert werden

f Synergieeffekte für Zeugen (Polizeivollzugsbeamte, es kann
ggf. auf Vorladung verzichtet werden)

f Schutz der Ermittlungsperson vor ungerechtfertigten Vor-
würfen durch die Verfahrensbeteiligten, insbesondere die
Verteidigung

Aus Sicht der Ermittlungsbehörden ergeben sich allerdings auch
ein deutlich höherer Bearbeitungsaufwand, logistische Heraus-
forderungen und die zusätzliche Notwendigkeit der Ausbildung
der Vernehmungspersonen.

3.2.2 Einschränkungen/Problemstellungen des
§ 136 Abs. 4 StPO

Die audiovisuelle Vernehmung regelt § 136 Abs. 4 StPO wie folgt:
„Die Vernehmung des Beschuldigten kann in Bild und Ton auf-

gezeichnet werden. Sie ist aufzuzeichnen, wenn

1. dem Verfahren ein vorsätzlich begangenes Tötungsde-
likt zugrunde liegt und der Aufzeichnung weder die äußeren
Umstände noch die besondere Dringlichkeit der Vernehmung ent-
gegenstehen oder

2. die schutzwürdigen Interessen von Beschuldigten, die erkenn-
bar unter eingeschränkten geistigen Fähigkeiten oder einer
schwerwiegenden seelischen Störung leiden, durch die Auf-
zeichnung besser gewahrt werden können. § 58a Absatz 2 gilt
entsprechend.“

In § 136 Abs. 4 S. 1 StPO führt der Gesetzgeber die audiovi-
suelle Vernehmung als „Kann-Vorschrift“ in Form einer Gene-
ralklausel für die Beschuldigtenvernehmung ein. Alleine aus
praktischen und ökonomischen Erwägungen der Ermittlungs-
behörden heraus, scheidet diese Vernehmungsform daher für
die Anwendung im Bereich von Massendelikten fast vollständig
aus. Denkbar wären hier beispielhaft psychische oder physische
Umstände des Beschuldigten, die an dessen Person oder seinem
Verhalten festzumachen sind und durch eine audiovisuelle Auf-
zeichnung im späteren Verfahren zur Begutachtung herangezo-
gen werden könnten, ohne unmittelbar von den Tatbeständen
der Nr. 2 der Rechtsnorm erfasst zu werden.

Die Norm nimmt in Nr. 1 eine bekannte Deliktsform, das
Tötungsdelikt, in Bezug. Hingegen führt der Gesetzgeber durch
Nr. 2 zwei neue Rechtstermini (eingeschränkte geistige Fähig-
keiten, schwerwiegende seelische Störung) ein, die weder durch
ihn selbst noch die Literatur oder die Rechtsprechung bislang
abschließend definiert worden sind.

Der Gesetzgeber hat in § 136 Abs. 4 Nr. 1 StPO als Anwen-
dungsvoraussetzung die Tötungsdelikte aufgenommen. Durch
die zuvor eingesetzte Expertenkommission wurde jedoch die
Empfehlung gegeben, dass die audiovisuelle Vernehmung des
Beschuldigten beim Vorliegen von schwerwiegenden Sach- oder
Rechtslagen sowie bei gravierenden Tatvorwürfen durchge-
führt werden soll. Letztlich ist somit der Einsatz der Video-
vernehmung gemäß Nr. 1 zunächst nur auf die Tötungsdelikte
beschränkt. Auf eine Ausdehnung der Norm auf weitere schwere
Straftaten bzw. Verbrechensdelikte bleibt zu hoffen.

Eingeschränkte geistige Fähigkeiten und/oder eine schwerwie-
gende seelische Störung sind Begriffe, die von den handelnden Per-
sonen (Polizeivollzugsbeamten, Staatsanwälte) bei einem Beschul-
digten gemäß § 136 Abs. 4 Nr. 2 StPO diagnostiziert werden müs-
sen, um die Notwendigkeit der Durchführung einer audiovisuellen
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Vernehmung erkennen zu können. An welchen Merkmalen, Verhal-
tensweisen oder Auffälligkeiten sie zu erkennen oder welche Erkran-
kungen oder Erkrankungsformen diesen zuzuordnen sind, bleibt
unklar, stellt hierdurch die Ermittlungspersonen vor große Schwie-
rigkeiten und wird ein Türöffner für Fragen der Verteidigung in der
Hauptverhandlung sein, sofern keine audiovisuelle Vernehmung
durchgeführt wurde. Eingeschränkte geistige Fähigkeiten können
auch als Defizite in der geistigen oder sittlichen Reife beschrieben
werden. Diese werden in den Bereichen der klinischen Diagnostik
erhoben, z.B. in Form eines Intelligenztests. Die sittliche Reife wird
u.a. von der geistigen Reife beeinflusst und die kognitiven Fähigkei-
ten (z.B. abstrahierende Einsichtsfähigkeit) stellen Grundvorausset-
zungen für eine sich entwickelnde Moralvorstellung dar.

Menschen, die unter eingeschränkten geistigen Fähigkeiten
leiden, können im Allgemeinen ihr Leben nicht eigenständig
gestalten, sind auf eine durchgehende Hilfestellung durch
andere Personen angewiesen und nicht in der Lage, ein autono-
mes Leben selbstständig zu führen.

Eine schwerwiegende seelische Störung kann im Bereich der
menschlichen Psyche verortet werden und umfasst die Emotionen
und das Intellektuelle – sie kann angeboren sein. In der Recht-
sprechung stehen die endogenen und die exogenen Psychosen
sowie der missbräuchliche Konsum von Alkohol, Drogen und Medi-
kamenten im Fokus. Im BGB wird vergleichbar die krankhafte Stö-
rung der Geistesfähigkeit angenommen bei Personen mit einem
IQ unter 60 oder einer fehlenden Einsichtsfähigkeit in Verbindung
damit, auch entsprechend dieser Einsicht zu handeln. Es müssen
Anhaltspunkte für die Durchführung einer audiovisuellen Verneh-
mung vorhanden sein, um der Ermittlungsperson Hinweise an die
Hand zu geben. Letztlich muss der Vernehmende entscheiden, ob
eine Störung oder eine Einschränkung beim Beschuldigten vorliegt
und daher eine Videovernehmung durchzuführen ist. Das grund-
legende Fehlen einer rechtsverbindlichen Definition führt in der
Praxis zu Handlungsunsicherheit. Im Gerichtsverfahren besteht die
Möglichkeit, durch psychiatrische Gutachten die geistigen Fähig-
keiten beurteilen zu lassen. Diese Chance besteht in einer Ein-
satzsituation nicht. Eine klare Grenzziehung ist nicht möglich und
wirft neben juristischen Fragen auch gerade im Bereich des takti-
schen Vorgehens weitere Fragen auf.

Zur Prüfung, ob ein Beschuldigter möglicherweise unter ein-
geschränkten geistigen Fähigkeiten oder einer schwerwiegenden
seelischen Störung leidet, kann auf das Prüfungsschema für Ver-
nehmungspersonen nach Floren (2019, Anlage G: Prüfungsschema:
Eingeschränkte geistige Fähigkeiten oder schwerwiegende see-
lische Störung) verwiesen werden. Es ist in Form eines Flussdia-
gramms in Tabellenform erstellt und führt Herausstellungsmerk-
male auf, die für den Ermittler leicht zu erkennen sind und hieraus
Rückschlüsse auf einzelne psychische Störungen oder geistige Ein-
schränkungen ermöglichen. Prüfungskriterien stellen neben dem
vorliegenden Delikt die Tatbegehung, die Tatphasen, der Tatablauf,
die Delinquenz, Wahrnehmung beim Beschuldigten und mögliche
Abhängigkeitserkrankungen dar. Das Schema kann und soll keine
Begutachtung ersetzen, vielmehr wird es den Ermittler in der Ad-
hoc-Situation bei seiner Entscheidungsfindung für oder gegen
die notwendige Durchführung einer audiovisuellen Vernehmung
unterstützen. Der Staatsanwaltschaft kommt hierbei eine zentrale
Rolle zu, da sie als ermittlungsführende Stelle das Verfahren lei-
tet und ihr ein uneingeschränktes Weisungsrecht gegenüber den
Ermittlungspersonen in Bezug auf die Sachverhaltserforschung
gerichtete strafverfolgende Tätigkeit zugesprochen wird. Sie ist die
ermittlungsführende Stelle und muss diese Leitungs- und Kontroll-
funktion auch effektiv ausüben. Der Polizeibeamte ist gut beraten,
wenn er Rücksprache mit der Staatsanwaltschaft hält und hier-
durch bereits im Vorfeld für das Ermittlungsverfahren und sich
selbst Rechtssicherheit erhält.

3.3 Ausgestaltung der audiovisuellen Vernehmung

Grundsätzlich ist dem Einsatz der Videovernehmung in speziell
dafür vorbereiteten Vernehmungsräumen Vorrang einzuräumen
– die Räume weisen einen neutralen Charakter auf, um mögli-
che Ablenkungen zu minimieren. Die technische Ausstattung
ist je nach Bundesland unterschiedlich. Allen gemein ist, dass
eine Kamera den gesamten Raum aufzeichnet und hierdurch
neben der Vernehmungsperson und dem Beschuldigten auch die
Vernehmungssituation und weitere im Raum befindliche Perso-
nen (Verteidiger, weitere Vernehmungsbeamte, Übersetzer etc.)
erfasst werden. Einzelne Kameras zeichnen den Befragenden und
den Beschuldigten auf. Die Tonaufzeichnung erfolgt durch ein
Raummikrofon, ggf. können auch einzelne Mikrofone zusätzlich
für die Beteiligten verwendet werden. Die Daten werden direkt
auf einem Laptop gespeichert, wobei es eine Bild- und Tonspur
gibt, die mit zeitlichen Aufzeichnungskomponenten verknüpft
sind. Die Vernehmungsperson oder ein weiterer Ermittler kön-
nen die Aufnahme in Echtzeit steuern und während der Verneh-
mung Markierungen setzen. Solche Markierungen ermöglichen
einen schnelleren Zugriff auf einzelne Aspekte der Vernehmung,
die möglicherweise bei einem Vorhalt in der laufenden Verneh-
mung direkt dem Beschuldigten gezeigt werden können. Wei-
terführende technische Lösungen bestehen in der Möglichkeit,
dass sich andere Ermittlungspersonen die Vernehmung aus einem
weiteren Raum in Echtzeit mit ansehen und auf den Bildschirm
des Vernehmers Mitteilungen übersenden können. Die gespei-
cherten Daten werden im Anschluss an die Vernehmung gesichert
und asserviert. Je nach technischer Ausstattung der Behörden
werden die Daten auf einem Zentralserver der Ermittlungsbehör-
den oder auf tragbaren Datenspeichern gesichert. Die gesicherte
Videovernehmung ist Teil der Ermittlungsakte und muss somit
asserviert und vor Manipulation geschützt aufbewahrt werden.
§ 58a Abs. 2 StPO regelt die Übermittlung und Aushändigung von
Kopien der audiovisuellen Vernehmung an berechtigte Personen
(Verteidiger) analog zur Einsichtnahme in die Ermittlungsakte.

3.4 Verschriftlichung der Videovernehmung

Als Teil der Akte unterliegt die audiovisuelle Vernehmung den
Grundsätzen der Aktenführung, die Aktenwahrheit, Aktenklarheit
und Aktenvollständigkeit fordern. Somit ist eine Vollverschriftli-
chung der Vernehmung anzustreben. Diese Form der Dokumen-
tation ist aufgrund der BGH-Entscheidung wegen der Anlehnung
der Protokollierung der Beschuldigtenvernehmung der Polizei an
die richterliche Vernehmung anzunehmen. Zeitlich umfangreiche
Videovernehmungen vollständig zu protokollieren führt jedoch
bei den Ermittlungsbehörden schnell zu einer Überlastung und
ist nicht zielführend. Eine Absprache mit dem ermittlungsführen-
den Staatsanwalt über Umfang und Ausführung der Verschriftli-
chung ist geboten. So besteht die Möglichkeit, die Vernehmung
in Gänze zusammengefasst darzustellen und (nur) die entschei-
denden Bereiche wörtlich protokollieren zu lassen. Die audiovisu-
elle Vernehmung ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung zulässig
und muss unverzüglich gelöscht werden, sobald dieser Zweck nicht
mehr gegeben ist. Die Rechte der Akteneinsichtnahme für den Ver-
teidiger beziehen sich neben der protokollierten Beschuldigtenver-
nehmung auch auf dessen Vernehmung in Bild- und Ton.

3.5 Eindrucksvermerke

Der Eindrucksvermerk ist im Nachgang zu einer Vernehmung
bzw. Anhörung von Kindern dazu geeignet, Besonderheiten
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darzustellen. Hierbei ist es wichtig, dass nur objektiv Fest-
stellbares niedergelegt wird und keine Wertung erfolgt. Für
die audiovisuelle Vernehmung sollten im Eindrucksvermerk
u.a. Hinweise niedergelegt werden, die die Notwendigkeit der
Durchführung einer Videovernehmung aufgrund des Vorlie-
gens von Einschränkungen oder Störungen beim Beschuldigten
dokumentieren. Dies kann bei einer späteren Feststellung einer
Störung oder Einschränkung, die zum Vernehmungszeitpunkt
nicht ersichtlich war, auch entlastende Elemente für die Frage
an den Ermittler liefern, warum dieser eine Videovernehmung
zum damaligen Zeitpunkt nicht durchgeführt hat.

3.6 Taktische Problemlagen und Lösungsansätze

Die Situation, vor einer Videokamera zu sitzen, stellt sich für die
meisten Menschen als eine besondere Belastung heraus. Wenn
hierzu noch der rechtliche Beschuldigtenstatus kommt, wird es
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer ablehnenden Haltung durch
den Beschuldigten kommen. Diese Situation muss der Ermittler
bereits im Vorfeld durchdacht und Lösungen erarbeitet haben.

Neben den grundsätzlichen Ansätzen zur Erbringung, Steigerung
und Erhaltung der Aussagebereitschaft des Beschuldigten muss bei
der audiovisuellen Vernehmung die Hürde der Wahrnehmbarkeit
der technischen Aufzeichnungsgeräte überwunden werden. In der
Praxis hat sich gezeigt, dass nach einer gewissen Zeit eine Norma-
lität entsteht und die Videotechnik nicht mehr (als störend) wahr-
genommen wird. Die Verkleinerung der technischen Ausstattung
und die fortschreitende Nutzung der Digitalisierung führen zudem
zu einer deutlichen Senkung der Hemmschwelle, da Videokonfe-
renzen und Chats den normalen Alltag prägen.

Die Darstellung der positiven Effekte der audiovisuellen Ver-
nehmung, z.B. die Objektivierung der Aussage und deren Entste-
hen, stellen neben einem offenen und transparenten Umgang
mit dem Beschuldigten eine deutliche Türöffnerfunktion für
die Videovernehmung dar. Bleibt der Beschuldigte jedoch bei
einer ablehnenden Haltung gegenüber dem Einsatz der Video-
technik, muss die Vernehmung in der klassischen Form erfol-
gen. Der Personenkreis der intelligenzgeminderten oder geistig
eingeschränkten Beschuldigten wird in der Praxis ggf. eine Ver-
trauensperson bei seiner Vernehmung zur Teilnahme einfordern
bzw. diese Teilnahme ermöglicht erst eine Aussagebereitschaft.

Dann sollte auch diese Variante als Möglichkeit genutzt wer-
den, um die Videovernehmung zu realisieren.

3.7 Anhang: Videovernehmung (besser: -anhö-
rung) von Kindern

Die Anhörung von Kindern bedarf neben den grundsätzlichen
Kenntnissen zur Vernehmung die Beachtung der rechtlichen,
taktischen und organisatorischen Grundlagen. Eine Videoverneh-
mung, die durch geschulte Ermittler erfolgt, kann sowohl für eine
spätere Begutachtung (Glaubhaftigkeit/Aussagefähigkeit) als auch
für ein Gerichtsverfahren verwendet werden und hierdurch der
Gefahr einer weiteren Traumatisierung entgegenwirken. Zentral ist
die professionelle Form der Durchführung, da Fehler in der Erstver-
nehmung gerade bei Kindern regelmäßig nicht mehr zu korrigieren
sind. Eine besondere Bedeutung kommt der zeugenschaftlichen
Anhörung eines Kindes in Form einer Videovernehmung ohne die
Zustimmung der Erziehungsberechtigten zu, diese wird trotz der
vorhandenen Zeugenpflichten aufgrund der besonderen Schutz-
würdigkeit eines Kindes kritisch gesehen. Abzuraten ist sie, wenn
das Kind Opfer eines sexuellen Missbrauchsdeliktes geworden ist
und hierbei ebenfalls (sichtbar) Videotechnik zum Einsatz gekom-
men ist und die Erziehungsberechtigten über das Vernehmungsset-
ting keine Kenntnis erlangt haben.

Quellenhinweise:

Artkämper, H./Floren, T. /Schilling, K. (2021): Vernehmun-
gen, 6. Auflage, Hilden, VDP Verlag.

Floren, T. (2019): Schutzwürdige Interessen von Beschuldig-
ten im Rahmen der audiovisuellen Vernehmung, Frankfurt a.M.,
Verlag für Polizei und Wissenschaft.

Anmerkungen

* Dr. Heiko Artkämper ist Staatsanwalt als Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft
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Studienfächer Kriminalistik und Kriminaltechnik an der HSPV Nordrhein-Westfalen,
Abteilung Duisburg und u.a. Schatzmeister der DGfK. Beide Autoren sind durch zahl-
reiche Fachpublikationen bekannt.

Hanf und CBD – In aller
Munde (und manchmal
auch auf der Haut)

Von Staatsanwalt Dr. Peter Karfeld, Bad Kreuznach1

1 Ein neues Phänomen für Strafrechtler

Polizisten sind auch nur Menschen... und Verbraucher. Als Ver-
braucher ist man gegenüber gesundheitlichen Gefahren und
Übervorteilung besonders schutzbedürftig und hofft, dass die

Überwachungsbehörden ihre Arbeit gut machen. Auch das
Strafrecht soll Verbraucherschutz gewährleisten; man könnte
sogar von einem „Verbraucherschutz-Strafrecht“ als selbststän-
digen Teilbereich des Wirtschaftsstrafrechts2 sprechen. Das Ver-
braucherschutzrecht muss nicht nur Skandalen gerecht werden,
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sondern auch auf Modeerscheinungen reagieren. So enthalten
z.B. Zeitschriften zunehmend Werbung und Artikel über Hanf-
produkte. Nicht nur der Lebensmittelkontrolle fällt auf: CBD
boomt! CBD-haltige Produkte werden als Lebens- oder Nah-
rungsergänzungsmittel, kosmetische Mittel, Tabakerzeugnisse
oder Arzneimittel bzw. Medizinprodukte angeboten. Die Ver-
marktung ist vielfältig: Im Onlinehandel besonders stark ver-
treten, finden sich CBD-Produkte aber auch in Esoterikläden
(Headshops), Bioläden, Reformhäusern und sogar Apotheken.
Besonders beliebt sind neben CBD-Ölen CBD-haltige Back- und
Teigwaren, CBD-Tees und -Erfrischungsgetränke, -Süßwaren,
-Duftkissen, -Cremes und -Liquid; nicht selten – wie sich später
bei Untersuchungen herausstellt – auch „garniert“ mit THC-
Anteilen. Der weltweite Umsatz wird für die kommenden Jahre
auf mehr als 60 Mrd. US-Dollar geschätzt.3

Weshalb sind CBD-Produkte als Trendprodukte so beliebt?
Das dürfte mit den vermeintlich günstigen gesundheitlichen
Eigenschaften zusammenhängen. So wird CBD als wirkungsvoll
bei Stress, Ängsten, Depressionen, Schmerzen, Schlafstörun-
gen, Übergewicht und gar Haarausfall beworben. Hinzu kommt,
dass reines CBD keine psychoaktiven Wirkungen entfaltet.4

Allerdings wurden in mehreren klinischen Studien – von der
Öffentlichkeit kaum wahrgenommen – auch erhebliche Neben-
wirkungen wie Schläfrigkeit, Fieber, Krämpfe, innere Unruhe
oder Hautausschläge beschrieben.5 Bei Überdosis sollen sogar
Störungen des Herz-/Kreislaufsystems und Sinnestäuschungen
drohen. Deshalb verwundert es nicht, dass die Ermittlungsver-
fahren bei uns in der Landeszentralstelle für Wein- und Lebens-
mittelstrafsachen bei der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach
deutlich zunehmen. Die Verfahren zeigen, dass eine rechtliche
Bewertung CBD-haltiger Produkte keineswegs leicht ist: Handelt
es sich bei dem angeblichen Nahrungsergänzungspräparat nicht
doch um ein Arzneimittel oder gar ein verbotenes Betäubungs-
mittel? Beide schließen nämlich die Lebensmitteleigenschaft
aus. CBD-Produkte werden von Herstellern und Vertreibern
meistens damit beworben, dass der Vertrieb des eigenen Pro-
duktes vollumfänglich legal sei, selbst wenn es THC enthalte.
Der Wert dürfe nur 0,2% nicht überschreiten. Doch trifft das
tatsächlich zu? Ein Blick ins Gesetz hilft hier zunächst nicht
weiter: Jedes in Frage kommende Regelungswerk enthält ent-
weder Verbotsvorschriften mit Erlaubnisvorbehalt, Missbrauch-
statbestände oder aber formale Kriterien für eine Verkehrsfä-
higkeit. Übersichtlichkeit sieht anders aus! Allen gemeinsam
ist jedoch, dass der Schutz der menschlichen Gesundheit den
Vertriebstätigkeiten deutliche Grenzen setzt.

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit den „dunklen
Seiten“ des CBD-Vertriebs unter dem „scharfen Schwert“ des
Strafrechts: Unter welchen Voraussetzungen riskieren Händler
strafrechtliche Ermittlungen einschließlich der Gefahr beträcht-
licher Vermögensabschöpfungen? Die Abhandlung der Proble-
matik folgt der rechtlichen Einordnung des Gesetzgebers: Das
Betäubungsmittelrecht geht dem Arznei- und Lebensmittel-
recht vor. Im ersten Teil beschäftigen wir uns – neben dem
Ursprungsobjekt des begehrten Stoffes, der Hanfpflanze selbst
– mit dem BtMG. Anschließend folgen Ausführungen zum Arz-
nei- und Lebensmittelrecht, zum Abschluss Medizinprodukte,
Kosmetikartikel und Tabakerzeugnisse.

2 Die Cannabispflanze

Der Begriff „Cannabis“ stammt aus dem Lateinischen und steht
für „Hanf“. Hierbei handelt es sich um eine sehr alte Kultur-
pflanze, die bereits vor 12.000 Jahren insbesondere in China
angebaut wurde. Dort diente sie vielfältigen Zwecken, unter

anderem als Nahrungsmittel (Hanfsamen wegen ihres hohen
Gehalts an ungesättigten Fettsäuren), als Baustoff, zur Herstel-
lung von Textilien und Papier und auch (wegen der heilenden
Wirkung) medizinischen Zwecken, z.B. zur Wundversorgung. Im
19./20. Jhd. geriet sie jedoch als Rohstofflieferant für Drogen
zunehmend in Verruf. Was die Pflanze besonders reizvoll macht,
ist das Harz. Es wird in den Drüsen der Blätter und Blüten pro-
duziert und enthält zahlreiche Inhaltsstoffe, die als Cannabi-
noide bezeichnet werden. Die wichtigsten Vertreter der bislang
über 120 identifizierten Cannabinoide6 sind das psychoaktive
9-Tetrahydrocannabinol (THC), welches unter das Betäubungs-
mittelrecht fällt, sowie das Cannabidiol (CBD). Insbesondere
„Drogenhanf“ weist einen hohen Gehalt an THC auf; durch Zucht
(„unsaubere Samen“) und Extrahierung von Blüten vor allem der
weiblichen Pflanze. CBD hingegen findet sich vor allem im Harz,
aber auch in den weiblichen Blüten sowie – in geringen Mengen
– in den Blättern. Anders als das THC kommt CBD in sehr viel
geringerer Konzentration von 1 bis 4% vor7. Die Herstellung von
CBD aus der Hanfpflanze erfolgt durch physikalische Verarbei-
tung (Trocknung, Zerkleinerung, Mahlung, Vermischung, Lösung,
Pressung) und Extraktion (mittels CO2, Ethanol u.a.). Die CBD-
Säure der Pflanze (CBDA) wird in aktives CBD umgewandelt.

3 CBD und Betäubungsmittelrecht

3.1 Begriff des Betäubungsmittels

CBD-haltige Produkte werden – zumindest auf den ersten Blick
– den Kunden vorrangig als Lebensmittel angeboten und nicht
als Betäubungsmittel. Ein zu untersuchendes Cannabis-Pro-
dukt muss zunächst nach betäubungsmittelrechtlichen Aspek-
ten geprüft werden. Denn Betäubungsmittel können (anders
als Arzneimittel, s.u.) nach Art. 2 der VO (EG) Nr. 178/2002
nicht gleichzeitig Lebensmittel sein und umgekehrt. Rausch-
und suchterzeugende Stoffe unterliegen seit langem einem
Verkehrsverbot. Maßgeblich ist unter anderem das Einheitsab-
kommen der Vereinten Nationen über Suchtstoffe v. 30.3.19618.
Dort sind Suchtstoffe in den Anlagen I und II gelistet. Hierzu
zählen auch „Cannabis“, „Cannabisharz, Extrakte und Tinktu-
ren“ sowie Blüten- und Fruchtstände der Hanfkrautpflanze,
denen das Harz nicht entzogen worden ist. Auf den jeweiligen
Verwendungszweck kommt es nicht an. Das deutsche Betäu-
bungsmittelgesetz (BtMG) erweitert die Liste des UN-Überein-
kommens in Anlage I bis III zu § 1 in einer Positivliste um
sonstige Pflanzenteile der Hanfpflanze, z.B. Blätter oder Stän-
gel. Nach der Gesetzesdefinition zählen zu den BtM auch sog.
Zubereitungen9. Das betäubungsmittel-rechtliche Verbot gilt
unabhängig davon, ob das Cannabisprodukt überhaupt THC
oder andere Wirkstoffe enthält10 sowie, ob es aus unbearbeite-
ten oder bearbeiteten, aber mit substanziell noch feststellba-
ren Teilen11 stammt. Demgegenüber unterliegen Inhaltsstoffe
der Hanfpflanze – sog. Pflanzenbestandteile12 - nur dann dem
Betäubungsmittelrecht, wenn sie ausdrücklich in den Anla-
gen aufgeführt sind,13 z.B. Cannabisharz. Neben den Pflanzen/
Pflanzenteilen der Cannabispflanze zählt u.a. auch der Stoff
THC wegen seiner rausch- und suchterzeugenden Wirkungen zu
den Betäubungsmitteln. Cannabis wie THC unterliegen grund-
sätzlich einem Verkehrsverbot.

3.2 Ausnahmen vom Verkehrsverbot

Während das Gesetz für den Stoff THC keine Ausnahmeregelungen
vorsieht, ist der Vertrieb von Cannabis nur ausnahmsweise unter
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sehr engen Voraussetzungen zulässig, jedoch nur unter den nach-
folgenden drei Voraussetzungen, die kumulativ vorliegen müssen:
(1) Das Ausgangsmaterial muss aus zertifiziertem Saatgut14

(sog. Nutzhanf) stammen. Dieser enthält im Regelfall nur
geringe Mengen an THC. Für den Anbau und Vertrieb durch ein
landwirtschaftliches Unternehmen existieren hierzu weitere
Vorgaben. Alternativ („oder“) darf der THC-Gehalt nicht über
0,2% liegen. Es erscheint ungewöhnlich, dass beide Eingangs-
voraussetzungen nicht kumulativ gefasst sind, sondern kaum
psychotroper Nutzhanf strafrechtlich zunächst einmal genauso
behandelt wird wie Drogenhanf.15

(2) Weitere zwingende Voraussetzung – und dies gilt für beide
Alternativen – ist, dass mit Anbau und Vertrieb ausschließ-
lich gewerbliche oder wissenschaftliche – und zugleich dem
öffentlichen Interesse dienende – Zwecke verbunden sind. Ein
gewerblicher Zweck wurde bislang verneint, wenn Cannabis zu
Konsumzwecken an Endverbraucher abgegeben werden. Der
BGH16 hat allerdings im vergangenen Jahr die bisherige Recht-
sprechung aufgegeben und verlangt für die Ausnahmeregelung
keinen Handel zwischen Gewerbetreibenden mehr. Es käme
allein auf das folgende Missbrauchskriterium (als Korrektiv) an:
(3) Denn nach dem BtMG muss in jedem Fall ein Missbrauch zu
Rauschzwecken ausgeschlossen sein. Die Rechtsprechung legt die-
ses Merkmal unter Hinweis auf die Gesetzesmaterialien17 sehr eng
aus, um so Konsumzwecken entgegentreten zu können18. Hierfür
spricht auch, dass die BtMG-Regelungen nach dem Verbotsprinzip
mit Erlaubnisvorbehalt („alles, was nicht ausdrücklich erlaubt ist,
ist verboten“) und nicht nach dem z.B. im Lebensmittelrecht allge-
mein geltenden Missbrauchsprinzip („alles ist erlaubt, außer dem
Missbrauch“) ausgestaltet sind. Ein Missbrauch wird dann bejaht,
wenn der Gebrauch dem Zweck dient, sich die psychotrope Wir-
kung des Stoffs nutzbar zu machen19. Diesem Kriterium wohnt
eine subjektive Komponente inne. Teeblätter können leicht auch
geraucht oder als Grundlage für Cookies genutzt werden; durch
Erhitzung (Decarboxylierung) kann z.B. der THC-Gehalt erhöht
werden. Gleiches dürfte bei Tabakersatz aus Hanfblüten der Fall
sein So kann z.B. der Verkauf von getrockneten/zerkleinerten
Nutzhanfpflanzen als entweder als Tee oder Duftkissen ein straf-
bares Handeltreiben mit BtM darstellen. In diesen Fällen muss das
Strafgericht nach den Vorgaben des BGH jedoch prüfen, ob der Vor-
satz des Beschuldigten auch die Möglichkeit eines Missbrauchs bei
dem von ihm vertriebenen Cannabis-Produkt zu Rauschzwecken
umfasst, m.a.W: Hat der Verkäufer die Rauschmitteleignung z.B.
des Tees erkannt oder nicht? Diese strengen Vorgaben dürften die
Ermittlungsbehörden nicht nur zur Einholung eines Wirkstoffgut-
achtens sowie zur Prüfung der Rauscheignung zwingen, sondern
das Tatgericht auch zu umfassenden Ermittlungen z.B. der Vorsatz-
frage. Ein Missbrauch hingegen ist bei der Verarbeitung zu Papier
oder Textilien ausgeschlossen.
(4) Hanfsamen fallen nicht unter das Betäubungsmittelrecht,
soweit sie nicht zum unerlaubten Anbau bestimmt (d.h. nicht

keimfähig) sind. Hanfsamen enthalten auf Grund ihrer Mor-
phologie nämlich keine Cannabinoide.20 Daher dürfen sie zur
Lebensmittelherstellung (z.B. für Müsli, Snacks, Gewürze, Mehl,
Pizzabelag mit Hanfsamenmehl oder aber reines Hanfsamenöl)
verwendet werden. Vom grundsätzlichen Verbot ausgenommen
ist auch der sogen. Medizinalhanf (dann aber Arzneimittel!)
und der Anbau von Hanf als Schutzstreifen für die Rübenzüch-
tung, sofern er vor der Blüte vernichtet wird.

Ansonsten gilt: Gemäß §§ 29 ff. BtMG macht sich strafbar,
wer unerlaubt Betäubungsmittel anbaut, herstellt oder in den
Verkehr bringt.

3.3 Sonderproblem: CBD

Der Stoff CBD lässt sich durch zahlreiche physikalischen Ver-
fahren leicht aus der Cannabis-Pflanze extrahieren. Handelt es
sich bei dem Ergebnis um reines CBD, so ist das betäubungs-
mittelrechtlich irrelevant. Der Stoff CBD ist nämlich als Pflan-
zenbestandteil in den Anlagen des BtMG (Positivliste!) nicht
explizit aufgeführt. Zudem hat der Europäische Gerichtshof
am 19.11.2020 – durch Wortauslegung – festgestellt, dass CBD
nach derzeitigem wissenschaftlichem Stand keine psychotropen
Wirkungen entfaltet.

Das eigentliche Problem liegt darin, dass CBD bei der Extrak-
tion kaum in Reinform isoliert werden kann und dabei auch
regelmäßig ein gewisser Anteil THC migriert. Die rechtliche
Bewertung von Produkten, die CBD enthalten, hängt daher von
ihrer (wissenschaftlich und folglich gerichtsfest beurteilten)
Zusammensetzung ab: Wird allein der Stoff CBD (Cannabidiol)
oder aber CBA (Cannbidiolsäure) festgestellt, unterliegt das Pro-
dukt nicht dem Betäubungsmittelrecht. Dessen Verkehrsfähig-
keit ist dann – je nach Zielrichtung der Vermarktung – anhand
der gesetzlichen Vorgaben zum Arznei-, Lebensmittel-, Kosme-
tik-, Medizinprodukte- oder Tabakrecht zu beurteilen. Wird bei
einem Produkt zusätzlich THC festgestellt, muss unterschieden
werden: Bei einem THC-Gehalt über 0,2% unterliegt das Pro-
dukt als unzulässige Zubereitung einem absoluten Verkehrsver-
bot. Dasselbe ist der Fall, wenn der Wert unter 0,2% liegt, aber
die (ohnehin eng gehaltenen) Ausnahmeregelungen nicht grei-
fen. Mit Blick auf die bisherige Rechtsprechung ist festzustel-
len, dass auch bei geringen Wirkstoffgehalten ein Missbrauch
zu Rauschzwecken nicht ausgeschlossen ist.21 In diesem Zusam-
menhang bietet es sich an, die vom BfR22 aufgestellten Grenz-
werte als Orientierungswerte (niedrigste Wirkdosis mit beob-
achtetem toxischem Wert, sog. LOAEL) heranzuziehen, z.B. 2,5
mg THC/Tag THC je kg Körpergewicht. Nochmals: Die vielfach
behauptete rechtliche Grauzone – THC-Produkte unter 0,2%
seien per se legal – gibt es nicht. Einzige Ausnahme: Bei dem
unter 0,2% liegenden THC-Gehalt handelt es sich um eine tech-
nisch nicht vermeidbare (eng auszulegen!) Kontaminante und
die Grenzen der Psychoaktivität werden nicht überschritten. In
diesen Fällen dürfte ein Missbrauchsvorsatz des Herstellers eher
auszuschließen sein.

Zuständige Dienststelle für die Untersuchung von Produkten
unter betäubungsmittelrechtlichen Gesichtspunkten sind nicht
die Untersuchungsämter der Länder, sondern – je nach Bundes-
land – vorrangig die Sachverständigen der Polizeibehörden (z.B.
in Rheinland-Pfalz das Landeskriminalamt Mainz).

4 CBD und Arzneimittelrecht

Nach Papierlage scheint die Einstufung von CBD-Produkten als
Arzneimittel naheliegend: Seit dem 1.10.2016 unterliegt der
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Stoff CBD der Verschreibungspflicht, vgl. § 1 AMVV23 i.V.m.
Anl. I. Denn in zahlreichen Untersuchungen war festgestellt
worden, dass CBD – insbesondere durch Wechselwirkungen
mit biologischen Rezeptoren – durchaus pharmakologische
Wirkungen entfalten kann. Damit ist jedoch nicht gleich-
zeitig die Arzneimitteleigenschaft des mit CBD hergestellten
Produktes impliziert. Denn nur Arzneimittel sind nach § 48
Abs. 1 AMG unabhängig von Dosis und Verabreichungsform
verschreibungspflichtig.

Wann liegt ein Arzneimittel vor? Hier ist vieles streitig. Nur
insoweit: Arzneimittel sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AMG Stoffe oder
Zubereitungen aus Stoffen, die im oder am Menschen angewendet
oder verabreicht werden können, um – vereinfacht ausgedrückt –
den Menschen zu heilen, dessen Gesundheit zu gewährleisten oder
um eine Diagnose erstellen zu können. Entscheidend ist hierbei
die Wirkweise (sog. Funktionsarzneimittel). Bei CBD wird dies bei
einem Wert von über 100 mg CBD als Tagesverzehrmenge bejaht,
vgl. auch § 21 Abs. 4 AMG. CBD-Funktionsarzneimittel sind aller-
dings selten. Derzeit wird lediglich ein Produkt in der Roten Liste
aufgeführt, weitere sind in der (kostenintensiven) Entwicklung.
Nach der Rspr. des EuGH24 können vorrangig rauscherzeugende
Produkte – auch wegen möglicher gesundheitsgefährdender Wir-
kungen – im Übrigen nicht als Arzneimittel eingestuft werden.
Arzneimittel können gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 AMG jedoch auch
solche Produkte sein, die als Mittel zur Heilung oder zur Verhü-
tung von Krankheiten bestimmt sind (sog. Präsentationsarznei-
mittel). Diese Bestimmung schließt die Form, die Aufmachung
und Werbung ein, z.B. die Bewerbung als „entkrampfend“ oder
„schmerzstillend“. Maßgeblich ist folglich eine Gesamtschau von
Verabreichungsform, Verpackung und sonstiger Präsentation. Ein
Heilversprechen kann bereits ausreichend sein. Ob das Präparat
tatsächlich für die vorgenannten Zwecke geeignet ist, ist nicht
Voraussetzung.25

Wenn das CBD-Produkt als verschreibungspflichtiges Arznei-
mittel zu qualifizieren ist, darf es außerhalb der Apotheken
nicht vertrieben werden. Das unerlaubte Handeltreiben stellt
nach § 95 Abs. 1 Nr. 4, 43 Abs. 1 S. 2 AMG eine Straftat
dar. Der Einwand eines vorsatzausschließenden Verbotsirrtums
(„das war mir nicht bekannt“), greift in den seltensten Fällen:
Zum einen lässt die h.M.26 ein potentielles Unrechtsbewusst-
sein genügen. Des Weiteren müssen sich Hersteller und Händler
regelmäßig auf dem Laufenden halten. Das gilt umso mehr, als
sie sich mit dem Vertrieb von Cannabisprodukten im unmit-
telbaren Dunstkreis des Betäubungsmittelhandels bewegen und
somit regelmäßig gesteigerten Erkundigungs- und Prüfpflichten
über die Rechtmäßigkeit ihrer Vertriebstätigkeit unterliegen.27

Zuständige Dienststellen sind die auf Arzneimittelprüfung spe-
zialisierten Untersuchungsämter der Länder.

5 CBD und Medizinprodukte

Mittlerweile werden Cannabis-Produkte auch als Spray oder Roll-
On angeboten.28 Hierbei könnte es sich um sog. Medizinprodukte
handeln. Anders als Arzneimittel sollen diese auf physikalischem
Weg der Gesundheit von Anwendern dienen. Medizinprodukte sind
grundsätzlich zulassungsfrei, setzen vor dem ersten Inverkehrbrin-
gen jedoch die Durchführung eines Konformitätsverfahrens nach
den Vorgaben der §§ 6 ff. MPG a.F. unter Berücksichtigung der Vor-
gaben aus einzelnen Risikoklassen I bis III. voraus. Das Medizin-
produkterecht schließt derzeit die Verwendung von Cannabis zu
physikalischen Zwecken nicht aus (z.B. getrocknete Blätter werden
auf die Haut gelegt), wenngleich die Grenzen zum Kosmetikrecht
fließend sind. Allerdings formuliert der nach § 40 Abs. 1 Nr. 1 MPG
strafbewehrte § 4 Abs. 1 MPG das Verbot des Inverkehrbringens

potenziell gesundheitsgefährdender Medizinprodukte. Das Problem
für die Praxis ist derzeit rechtlicher Natur: Das Medizinprodukte-
gesetz (MPG) wurde in Umsetzung und Anpassung an die VO (EU)
Nr. 745/2017 zum 25.6.2021 aufgehoben und – auch mit Hilfe von
Übergangsregelungen – neu geregelt. Auch die Abgrenzung zum
Arzneimittelrecht bleibt schwierig; insbesondere, wenn es sich
um sog. körperberührende Gegenstände wie Verbandstoffe oder
Pflaster handelt und offen ist, ob die bestimmungsgemäße Haupt-
wirkung auf pharmakologischem oder physikalisch-chemischen
Wegen erzielt werden kann.29

6 CBD und Lebensmittelrecht

Sofern das CBD-Produkt weder hinsichtlich der signalisierten
Zweckbestimmung (z.B. Aufmachung, Auslobung, Präsenta-
tion, Gebrauchsinformation) noch hinsichtlich einer analytisch
bestimmbaren pharmakologischen Wirkung als Arzneimittel
bewertet wird, ist es mutmaßlich ein Lebensmittel.

6.1 Neuartiges Lebensmittel?

Lebensmittel sind nach Art. 2 der sog. EG BasisVO (Nr. 178/2002)
alle Stoffe oder Erzeugnisse, die dazu bestimmt sind oder von
denen nach vernünftigem Ermessen erwartet werden kann, dass
sie in verarbeitetem, teilweise verarbeitetem oder unverarbeite-
tem Zustand von Menschen oral aufgenommen werden. Hierzu
zählen auch Stoffe, die dem Lebensmittel bei seiner Herstellung
oder Verarbeitung absichtlich zugesetzt werden oder die Nahrung
ergänzen (Nahrungsergänzungsmittel), letztere werden typi-
scherweise in kleinen Mengen konsumiert. So dürften z.B. CBD-
Öle in aller Regel zu den Nahrungsergänzungsmitteln zählen,
sofern die Abgabe in dosierter Form erfolgen soll.

Seit geraumer Zeit werden CBD-haltige Produkte als neuartige
Lebensmittel nach der Novel-Food-Verordnung VO (EU) 2015/2283
eingestuft (mit Ausnahme von Hanfsamen/Erzeugnissen aus Hanf-
samen, z.B. reines Hanfsamenöl). Der öffentliche NVO-Katalog stellt
eine maßgebliche Orientierungshilfe bzw. ein Indiz für eine etwa-
ige Zulassungspflicht dar, ist jedoch nach der Rspr. des BGH30 nicht
rechtsverbindlich. Entscheidend ist die Verwendungsgeschichte als
Lebensmittel vor dem 15.5.1997 in der EU. Abzustellen ist dabei auf
alle Merkmale des betreffenden Lebensmittels und des verwende-
ten Herstellungsprozesses im Wege einer Einzelprüfung (streng pro-
duktbezogene Betrachtungsweise). Nicht maßgeblich ist, ob even-
tuell ähnliche Produkte oder der Rohstoff selbst seinerzeit bereits
auf dem Markt waren.31 Wenn ein Zulassungsverfahren erfolgreich
ist, entfaltet es eine erga omnes Wirkung mit der Folge, dass jeder
Wirtschaftsunternehmer es nutzen kann. Will der Antragsteller das
verhindern, kann er eine Sperrfrist von fünf Jahren beantragen. Bei
Hanfprodukten führt das zu folgender Bewertung: Als Lebensmittel
zulassungsfrei sind lediglich Hanfsamen und deren Produkte. Alle
anderen CBD-Lebensmittel stellen neuartige Lebensmittel i.S.d. VO
(EU) 2015/2283 dar; sie unterliegen der Zulassungspflicht. Die Neu-
artigkeit gilt demnach für Extrakte aus der Hanfpflanze, für dar-
aus hergestellte Erzeugnisse und Produkte, die CBD enthalten bzw.
denen CBD zugesetzt worden ist, aber auch für Pflanzen oder Pflan-
zenteile selbst. Deshalb ist es zunächst unerheblich, ob das Lebens-
mittel Extrakte aus der Hanfpflanze selbst enthält oder diese im
Vorfeld behandelt worden sind (z.B. Teile entfernt, Konzentration
verringert, aufkonzentriert oder synthetisch gewonnen), auch ein
Erfrischungsgetränk, dem lediglich getrockneter Hanfblattsaft zuge-
setzt worden ist, fällt unter die NVO. Der Vertrieb32 ohne entspre-
chende Zulassung ist nach § 59 Abs. 3 Nr. 2a LFGB i.V.m. § 1a
Neuartige Lebensmittel-VO (NLV) strafbewehrt.
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6.2 Problem: Lebensmittel und THC

Nach Untersuchungsergebnissen der Landesuntersuchungsämter
werden bei der überwiegenden Zahl insbesondere der Nahrungs-
ergänzungsmittel die Grenzwerte des Bundesinstitutes für Risi-
kobewertung (BfR) zu THC „1 mg/kg Körpergewicht“, sogen.
Akute Referenzdosis (ARFD) teils erheblich überschritten.33.

Das hängt damit zusammen, dass in den Blättern, Blüten und
Stängeln der Hanfpflanze neben CBD natürlicherweise auch THC
enthalten ist. Folglich ist die bei der Bewerbung häufig zu fin-
dende Aussage „THC-frei“ irreführend (bei Vorsatz Straftat nach
§§ 59 Abs. 1 Nr. 7, 11 Abs. 1 Nr. 1 LFGB i.V.m. Art. 7 Abs. 1
a) VO (EU) 1169/11).

Wird jedoch ein betäubungsmittelrechtlich nicht relevanter
Gehalt an THC in einem Lebensmittel feststellt, gilt Folgendes:
Grundsätzlich ist das Inverkehrbringen von Lebensmitteln zulas-
sungsfrei; sie müssen lediglich sicher i.S. Art. 14 Abs. 2 BasisVO
sein. Daher ist bei der Probenuntersuchung stets eine individuelle,
produktbezogene toxische Risikobewertung unter Einbeziehung
des festgestellten THC-Gehalts, der üblicherweise verzehrte Menge
sowie sensitiver Verbrauchergruppen wie Kinder und Jugendliche
erforderlich. Für die weitere Beurteilung als Lebensmittel ist die
ARFD entscheidend: Wird sie überschritten oder nicht? Ist dies
der Fall, wird das Produkt als nicht sicher im Sinne von Art. 14
Abs. 2 b) der Basis Verordnung VO (EG) Nr. 178/2002 beurteilt. Die
Strafvorschrift erfolgt aus § 59 Abs. 2 Nr. 1 a LFGB i.V.m. Art.
14 Abs. 2 b, Abs. 5 der VO (EG) Nr. 178/2002. Bei massivem
(immer noch unter 0,2%) liegendem Gehalt (Orientierungswert:
LOAEL, s.o.) ist der Vertrieb selbst bei fahrlässiger Begehungsweise
wegen potentieller Gesundheitsgefahr nach § 58 Abs. 2 Nr. 1,
Abs. 6 i.V.m. Art. 14 Abs. 2 Nr. 1 a) Basis-VO strafbar. Ein Ver-
botsirrtum scheidet aus, wenn lediglich die Verkehrsfähigkeitsbe-
scheinigung eines Rechtsanwalts vorliegt. Einstufung von Erzeug-
nissen und Bewertung der Verkehrsfähigkeit obliegen den Fachbe-
hörden bei der Lebensmittelüberwachung, nur staatliche Stellen
können sie verbindlich feststellen.

6.3 Problem: CBD und Aroma

Dieser Bereich ist von zahlreichen Einzelproblemen geprägt. Daher
an dieser Stelle nur insoweit: Hersteller und Importeure versuchen
im Falle von Beanstandungen immer wieder, den CBD-Anteil als
Lebensmittelaroma (Hanf-Aroma oder CBD-Aromaextrakte) i.S.d.
Art. 3 Abs. 2b der NFV „umzuwidmen“. Das ist von wenig Erfolg
gekrönt, da die Verwendung von CBD-Aroma nach der Novel-Food-
Verordnung nur unter engen Voraussetzungen verkehrsfähig ist:
Auch das Aroma muss aus einem sicheren, d.h. zugelassenen,
Lebensmittel gewonnen worden sein. Das ist bei CBD/Hanf nicht
der Fall. Außerdem muss die behauptete aromatisierende Wirkung
von CBD der hauptsächlich verfolgte Zweck sein.34 Gerade CBD-
Aromenextrakte haben neben aromatisierenden auch färbende
oder antioxidative, jedenfalls kaum geschmackliche Wirlung.
Zudem werden von Vertreiberseite üblicherweise positive Wirkun-
gen bzw. gesundheitsbezogene Effekte vermittelt, die in keinem
Zusammenhang mit dem Aromenzweck stehen.

6.4 Problem: Werbung mit Gesundheits- oder
Krankheitsbezug

Nicht selten geht mit dem Vertrieb von CBD – Produkten
auch eine Bewerbung mit krankheitsbezogenen Aussagen ein-
her. Diese sog. Claims sind oft die einzige Basis, weshalb der
Verbraucher gerne bei CBD-Produkten zugreift. Sofern die

Werbeaussagen als krankheitsbezogen beurteilt werden, unter-
liegt das Produkt dem generellen Verbot aus Art. 7 der VO (EU)
1169/2011. Das vorsätzliche Inverkehrbringen mit krankheits-
bezogenen Angaben ist nach §§ 59 Abs. 1 Nr. 7, 11 Abs. 1 Nr.
2 LFGB i.V.m. Art. 7 Abs. 3 der VO (EU) Nr. 1169/2011 unter
Strafe gestellt. Sofern die Etikettierung gesundheitsbezogene
Angaben enthält, gilt der Erlaubnisvorbehalt aus der Health
Claims VO. Dort sind z.B. Hanfsamenöl bzw. entsprechende Kap-
seln gelistet, nicht jedoch das CBD. Ist der betreffende Claim
nicht gelistet, macht sich strafbar, wer bei der Kennzeichnung
oder Aufmachung eines Lebensmittels oder bei der Bewerbung
eines Produktes eine nicht zugelassene nähr- oder gesund-
heitsbezogene Angabe verwendet und es so in Verkehr bringt,
§ 59 Abs. 2 Nr. 3 LFGB i.V.m. Art. 10 Abs. 3 VO (EG) Nr.
1924/2006. Eine gesundheitsbezogene Angabe liegt z.B. dann
vor, wenn die Aussage auf Veränderungen bei Körperfunktionen
Bezug nimmt und die geeignet ist, beim Verbraucher Ängste
auszulösen oder daraus Nutzen zu ziehen, Art. 3 e) der Health
Claims VO.

6.5 Problem: Fantasieartikel und
Umgehungsgefahr

Hersteller und Vermarkter sind kreativ, wenn es um Vermark-
tungsfragen geht, aber auch, wie man die regelmäßig als läs-
tig empfundenen Kontrollmechanismen möglich effektiv umge-
hen kann. Kürzlich musste sich ein Verwaltungsgericht35 mit
der Frage der Verkehrsfähigkeit eines „CBD Hanföl für Kamele“
beschäftigen. Das Ergebnis war zumindest für diejenigen vor-
hersehbar, die immer wieder Berührungspunkte mit der Juris-
terei haben: Nach dem in fast allen Rechtsgebieten geltenden
falsa-demonstratio-Grundsatz (vgl. § 133 BGB, § 300 StPO) ist
die „Soll-“ und nicht die „Ist-“Bezeichnung bei der Auslegung
aus Sicht eines „durchschnittlich informierten“ Verbrauchers zu
beurteilen. Nach diesem Grundsatz mag zwar das betreffende
Hanföl als Futterzusatz für Kamele gedacht sein. Nach ver-
nünftigem Ermessen soll es jedoch erwartungsgemäß von Men-
schen aufgenommen werden. Ein Blick auf das Sortiment des
Händlers oder die Produktplatzierung ist erhellend und wider-
legt die angebliche Zweckbestimmung. Vergleichbare Probleme
lassen sich z.B. auch mit der Lektüre von Kundenbewertungen
lösen, wenn ein als „gebrauchsfertiges Aromaöl – nicht zum Ver-
zehr geeignet(es)“ bezeichnetes Produkt tatsächlich zur ora-
len Aufnahme gedacht ist und von Kunden auch als solches
„geschätzt“ wird.

7 CBD und Kosmetika

7.1 Grundsatz

Kosmetische Mittel wie Öle oder Cremes sind zur äußeren
Anwendung gedacht, um den Körper zu pflegen, zu reinigen,
zu schützen, das Aussehen zu verändern, ihn in einem guten
Zustand zu erhalten oder den Körpergeruch zu beeinflussen,
Art. 2 Abs. 1a der VO (EG) Nr. 1223/2009. Der Vertrieb von Kos-
metikmitteln ist gem. Art. 3 KosmetikVO zwar in den Grenzen
des allgemeinen Sicherheitsgebotes zulässig. Jedoch muss der
Hersteller bzw. der Importeur nach Art. 10 i.V.m. Anhang I der
VO eine Sicherheitsbewertung nachweisen sowie eine Produkt-
informationsdatei führen. Denn auch kosmetische Mittel müs-
sen für die menschliche Gesundheit sicher sein, vgl. auch § 26
LFGB. Daher dürfen sie auch keine verbotenen Stoffe i.S. von
Art. 14 i.V.m. Anhang II KosmetikVO enthalten. Hierzu zählen
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nach der laufenden Nr. 306 solche Stoffe, die in den Tabellen
I und II des am 30.3.1961 in New York unterzeichneten Ein-
heitsabkommens über Betäubungsmittel aufgezählt sind, näm-
lich Cannabis (Blüten- oder Fruchtstände, denen das Harz nicht
entzogen worden ist), Cannabisharz (d.h. abgesondertes Harz
der Cannabispflanze, gleich ob gereinigt oder nicht), Cannabi-
sextrakte sowie Cannabistinkturen. Das hat zur Folge, dass der
Vertrieb von kosmetischen Mitteln, die Cannabisharz enthalten,
verboten ist.36 Der Vertrieb ist – selbst bei Fahrlässigkeit –
strafbewehrt: § 58 Abs. 3 Nr. 2, Abs. 6 LFGB i.V.m. § 8 Abs.
2 Nr. 1 KosmetikV und Art. 5 Abs. 1 i.V.m. Art. 14 Abs. 1 a
der VO (EG) Nr. 1223/2009.

7.2 Problemfälle

CBD als Inhaltsstoff: Ob dies auch für CBD gilt, ist gerichtlich
noch nicht geklärt. Zwar fällt der natürliche Stoff CBD (anders
als synthetisches CBD) als Cannabisextrakt unter das Sucht-
Einheitsabkommen. Allerdings hat die EU-Kommission im Feb-
ruar 2021 natürliches CBD in die Liste der erlaubten Herstel-
lungsstoffe (sog. CosIng-Datenbank) aufgenommen. Diese Liste
ist jedoch nicht rechtsverbindlich, sondern dient lediglich als
Orientierungshilfe.

Kosmetik und THC: Anhang II und III der EG-KosmetikVO
enthalten keine Grenzwerte, diese werden auch regelmäßig weit
ausgelegt. Der Vertrieb kosmetischer Mittel kann deshalb auch
dann erlaubt sein, wenn in dem Mittel geringe Mengen an CBD
oder gar THC nachgewiesen werden. Wie auch im Betäubungs-
mittelrecht ist ausschlaggebend, ob die Kontamination bei der
Herstellung technisch vermeidbar war oder nicht. Entscheidend
ist, ob der Inverkehrbringer oder Hersteller belegen kann, dass
ein Missbrauch der Kosmetika zu Rauschzwecken ausgeschlos-
sen werden kann oder nicht.

Problem der Umgehungsgefahr: Gelegentlich behauptet
der Vertreiber, ein CBD-haltiges und folglich dem Novel Food
Recht unterliegendes Lebensmittel sei tatsächlich ein kosmeti-
sches Mittel (z.B. Kaugummi zur Mundpflege), weil es die Zwe-
cke nach dem Kosmetikrecht erfülle. Das wird regelmäßig als
Schutzbehauptung zu werten sein. Entscheidend ist die objek-
tive Zweckbestimmung des Produktes, die auch mit Hilfe der
Aufmachung, Etikettierung und insbesondere der Bewerbung
belegt werden kann. Grundsätzlich sind Produkte, die dazu
bestimmt sind, eingenommen zu werden, keine kosmetischen
Mittel, vgl. Art. 2 Abs. 2 EG-KosmetikV. Dies gilt auch für ent-
sprechende Kaugummis (vgl. Art. 2 VO (EG) Nr. 178/2002).

8 CBD und Rauchwaren

CBD-haltige Produkte werden nicht nur im Lebensmittel-, Arz-
neimittel und Kosmetikbereich als Lifestyleprodukte vermark-
tet, sondern zunehmend auch als Rauchware, zu denen auch
rauchlose Erzeugnisse zählen. Innerhalb von Europa hat sich
insbesondere in der Schweiz ein entsprechender Markt entwi-
ckelt, wobei dort der Grenzwert für THC bei 1,0% (!) liegt.37

Doch auch auf dem deutschen Markt tauchen zunehmend CBD-
haltige E-Liquids oder gar getrocknete CBD-Blüten in Reagenz-
gläsern zum Räuchern auf, bevorzugt in Tankstellenshops.
Hierbei handelt es sich um Nachfüllbehälter für E-Zigaretten,
welche unter Verwendung eines akkubetriebenen Verdampfers
als flüssige Zubereitungen aus Nicotin, Propylenglycol, Glycerin
und verschiedenen Aromastoffen verdampft und vom Konsu-
menten mittels eines Mundstücks inhaliert werden.

Gemäß § 2 Nr. 1 und 2 Tabakerzeugnisgesetz fallen auch

elektronische Zigaretten sowie Nachfüllbehälter unter den
Anwendungsbereich des TabakerzG; seit dem 1.1.2021 auch
dann, wenn sie gänzlich nikotinfrei sind. Hierzu hatte das
BVerwG bereits im Jahr 201438 festgestellt, dass E-Zigaretten
weder Medizinprodukte noch die flüssigen Zubereitungen
Arzneimittel darstellen, sondern – trotz eines Entwöhnungs-
effektes – wegen der Genussmitteleigenschaft insgesamt ein
Tabakerzeugnis. Folglich finden nicht nur die strafbewehr-
ten39 – Irreführungstatbestände der §§ 18, 34 Abs. 1 Nr. 9,
11 TabakerzG Anwendung, sondern auch die Vorgaben aus
§§ 4, 28 Tabakerzeugnis-Verordnung, welche i.V.m. Anlage 1
zur TabakerzV zum Schutz der menschlichen Gesundheit ver-
botene Zusatzstoffe in Tabakerzeugnissen abschließend auf-
listet. So sind z.B. Vitamine, Koffein, Taurin und bestimmte
Aromen wie Menthol als Inhaltsstoffe verboten. CBD findet
sich allerdings nicht darunter. Hersteller und Importeure
unterliegen –- gemäß den Vorschriften des TabakerzG40 zahl-
reichen Überwachungs- und auch Mitteilungspflichten, ins-
besondere wenn diese neu (nach dem 19. Mai 2014) herge-
stellte oder neu importierte E-Zigaretten nebst Liquids in
den Verkehr bringen wollen. Denn bei der Erhitzung dürfen
nur Inhaltsstoffe Verwendung finden, die weder kalt noch
erhitzt eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstel-
len. In diesen Fällen schreibt der Gesetzgeber – ähnlich wie
in der Novel Food – Verordnung – ein Notifizierungsverfah-
ren bei der zuständigen Behörde vor. § 12 Abs. 1 TabakerzG
bestimmt, dass neuartige Tabakerzeugnisse nur in den Ver-
kehr gebracht werden dürfen, wenn sie zugelassen sind. Die
Vorgaben zum Zulassungsantrag des Herstellers bzw. Impor-
teurs sind umfangreich und kostenintensiv.41 Das eigentliche
Problem liegt darin, dass § 12 TabakerzG bereits von Wort-
laut und Gesetzessystematik her nur für Tabakerzeugnisse
im engeren Sinne gilt und nicht für die „verwandten Erzeug-
nisse“ wie z.B. Nachfüllbehälter. Hier handelt es sich offen-
sichtlich um eine ungewollte Regelungslücke. Denn es dürfte
unstreitig sein, dass CBD-Liquids ähnlich wie Tabak kon-
sumiert und bewusst als Alternative zu diesen Genussmit-
teln genutzt werden. Sie können ebenso in Tabakläden oder
Tankstellen erworben werden und entfalten gesundheitliche
Relevanz.42 Auch unterfallen sie – als sog. Substitute für
Tabakwaren ab dem 1.7.2022 – wie Tabakerzeugnisse künftig
der Tabaksteuer. Dennoch gilt hier das im Strafrecht imma-
nente Analogieverbot:43 Danach dürfte eine erweiternde
und über §§ 12, 34 Abs. 1 Nr. 6 TabakerzG strafbegründende
Auslegung verfassungsrechtlich verboten sein, so dass nach
meiner Auffassung der Vertrieb von CBD-Liquids jedenfalls
nach dem Tabakrecht straflos ist. Hiervon unberührt bleiben
jedoch die betäubungsmittelrechtlichen Vorschriften, da sich
„verwandte Erzeugnisse“ und „Betäubungsmittel“ (anders als
bei „Tabakerzeugnissen“) nicht gegenseitig ausschließen.44

9 Zusammenfassung

Der Stoff CBD ist noch nicht überall im polizeilichen Alltag
angekommen, dürfte jedoch wegen seiner strafrechtlichen All-
rounder-Eigenschaft zunehmend auch Gegenstand von Ermitt-
lungsverfahren werden. Das setzt jedoch eine entsprechend
sensibilisierte Überwachungstätigkeit voraus. Denn gerade im
Nebenstrafrecht erfolgen Strafanzeigen i.d.R. durch Behörden
und weniger durch Geschädigte. Der Handel mit CBD-haltigen
Produkten zu Konsumzwecken unterfällt – je nach analytischer
Zusammensetzung und abhängig von der Frage einer Zulassung
– regelmäßig den Strafvorschriften der einschlägigen Gesetze
zum Betäubungsmittel-, Arzneimittel-, Medizinprodukte-,
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Lebensmittel-, Kosmetik- oder Tabakrecht. Hierbei spielt es
keine Rolle, ob das Produkt durch Rauchen, Verdampfen, Essen
oder Auftragen auf die Haut dem menschlichen Körper zuge-
führt wird. Zumindest für Lebensmittel hat das zuständige
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
seit geraumer Zeit (unmissverständlich) festgestellt: „Dem BVL

ist derzeit keine Fallkonstellation bekannt, wonach Cannabidiol
(CBD) in Lebensmitteln, als auch in Nahrungsergänzungsmit-
teln, verkehrsfähig wäre“.

Bildrechte: Autor.
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Synthetische Canna-
binoide – Eine unter-
schätzte Gefahr

Von KK`in Ass. jur. Julia Luther, Kiel1

Herbst 2020 – Nach einem
erfolgreichen Durchsuchungseinsatz liegen die sichergestellten
Asservate auf dem Tisch: Dokumente, Handys, Betäubungsmit-
tel. Alles fein säuberlich in Tüten verpackt und beschriftet.
In der Luft liegt der schwere, beißende Geruch von Cannabis,
obgleich die dunkelbraune Platte mit der Konsistenz einge-
trockneter Knete innerhalb der Asservatentüte noch in zahl-
reiche Lagen Frischhaltefolie gewickelt ist. Zusammen mit den
erforderlichen Anträgen wandern die Asservate zur Analyse ins
kriminaltechnische Institut. Die Ergebnisse, die einige Wochen
später eintreffen, überraschen.

1 Cannabimimetika in Harzplatte

Was auf den ersten Blick aussah, wie ein im polizeilichen All-
tag nicht unüblicher BtM-Fund, offenbarte sich in der krimi-
naltechnischen Untersuchung als Überraschungspaket: Das
analysierte Material der vermeintlichen Harzplatte erwies sich
als quasi THC-frei. Trotz eines Gewichts der Ausgangssubstanz
von etwa 96 g wurden nur Spuren von THC, insgesamt 0,74 g,

gefunden. Das entspricht einem Gehalt von ca. 0,7%, normal
wären Werte zwischen 4% und 6% THC.

Allerdings lieferte der Bericht zu der vermeintlichen Canna-
bisharzplatte noch weitere Ergebnisse: Denn statt des THCs fand
sich mit einem Anteil von 17,5% eine nicht unerhebliche Menge
MDMB-4en-PINACA in dem Material. Hierbei handelt es sich um
ein Cannabimimetikum, eine im Labor erschaffene Chemikalie,
die dem in der Cannabispflanze vorkommenden THC nachemp-
funden ist. Sie wird entweder, wie im Falle der THC-freien Harz-
platte, in eine Trägersubstanz eingearbeitet oder auf getrock-
netes Pflanzenmaterial aufgebracht. Für den Konsumenten ist
nicht erkennbar, was er kauft – der äußere Anschein ist der des
normalen Cannabisprodukts.2 Er wird getäuscht – das was er für
ein Naturprodukt hält, ist in Wahrheit voller Chemikalien.

2 Wirkung und Gefahren synthetischer
Cannabinoide

Es gibt eine Vielzahl synthetischer Cannabinoide, mal ähneln
sie dem natürlich Vorbild in ihrer Wirkweise, mal sind sie völlig
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verschieden. Hinzu kommt, dass es bei der Dosierung starke
Schwankungen gibt, da die Wirkstoffe bei der Produktion des
Endprodukts nicht immer regelmäßig aufgetragen werden.

Außerdem kommt es auch zu Vermischungen verschiedener
Chemikalien, da in den Produktionsstätten verarbeitet wird, was
vorhanden ist. Der Käufer des mit synthetischen Cannbinoiden
behandelten Materials weiß somit nie, was er genau bekommt
oder in welcher Dosierung. Die Wirkung der Chemikalie ist zum
Teil bis zu 100-mal stärker als die des natürlichen THCs. Hinzu
kommt, dass es sich, anders als beim pflanzlichen THC, nicht um
einen Teilagonisten handelt, der nur einige Rezeptoren im Gehirn
anregt, sondern als Vollagonist alle im Hirn vorhandenen Rezep-
toren stimuliert.3 Die Folgen des Konsums sind verheerend: Psy-
chosen, Wahnvorstellungen, Kreislaufversagen. Auch Todesfälle
stehen im Zusammenhang mit synthetischen Cannabinoiden.4

Zusätzlich weist die synthetische Variante ein deutlich erhöh-
tes Suchtpotential auf, so dass eine körperliche Abhängigkeit
bereits nach einmaligem Konsum eintreten kann.5

Diese Gefahren sind von außen nicht erkennbar und die Fol-
gen des Konsums unberechenbar. Aufgrund des Erscheinungs-
bildes bahnte sich so eine in Wahrheit „harte“ Droge unter dem
Deckmantel des als „weiche“ Droge geltenden Cannabis ihren
Weg auf den Markt. Und das nicht nur in Deutschland – welt-
weit überschwemmen synthetisch Drogen die Märkte.

3 Historie

Bereits 1994 entschied das BVerfG, dass die Kriminalisierung
von Cannabis durch die geltenden Gesetze nicht im Einklang
mit dem Grundgesetz stehe.6

Als Reaktion auf das Urteil hat beispielsweise § 31a BtMG Ein-
zug gefunden – die Möglichkeit der Absehung von Verfolgung bei
Feststellung einer geringen Menge Betäubungsmittel zum Eigen-
verbrauch, wenn die Schuld des Täters als gering anzusehen ist
oder kein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung besteht.
Diese Vorschrift findet in einem breiten Maße auf Cannabis-
besitz Anwendung. Das hat auch damit zu tun, dass aus Sicht
vieler Personen „Cannabis ist als Droge in der Mitte der Gesell-
schaft angekommen“7 sei. Der Konsum ist nicht mehr in der Form
geächtet wie noch vor einigen Jahren. Dennoch: Eine Legalisie-
rung der Droge steht aus und das derzeit geltende Recht eröffnet
lediglich den Weg zur Absehung von Strafverfolgung.

In Deutschland wurden erstmals 2008 synthetischen Canna-
binoide festgestellt, die als sogenannte „Legal Highs“ in Head-
shops und über das Internet verkauft wurden. Es handelte sich
dabei um Mischungen wirkungsfreier Pflanzen, denen die THC-
Analogika zugesetzt wurden.8 Sie versprachen die Wirkung der
bekannten Droge und konnten gleichzeitig damit werben, dass
der Erwerb straffrei sei. Denn das BtMG erfasste die Pflanze Can-
nabis und deren Wirkbestandteile, nicht aber die synthetische
Nachahmung. Bald wurde deutlich, dass „Legal Highs“ anders
wirkten als Cannabis. Dennoch fanden „Legal Highs“ reißen-
den Absatz. Die Gefahren wurden von den Konsumenten unter-
schätzt, handelte es sich doch um legal erworbene Substanzen.

Um dem florierenden Handel Einhalt zu gebieten, suchten
die Ordnungsbehörden nach Lösungen. Da das BtMG keine Mög-
lichkeiten eröffnete wurde zunächst über das ArzneimittelG
gegengesteuert. Dieses Vorgehen wurde jedoch 2014 durch den
BGH unterbunden, der sich in dieser Frage eine Entscheidung
des EuGH eingeholt hatte.9 Dieser stellte fest, dass es sich bei
„Legal Highs“ gerade nicht um Arzneimittel handle. Der Weg
über das ArzneimittelG stelle eine unzulässige Umgehung der
Strafreiheit des BtMG dar – der Gesetzgeber war gefordert.

Zwei Jahre später trat das NpSG in Kraft, das anders als das

BtMG, nicht Einzelstoffe sondern ganze Stoffgruppen sanktio-
niert. Hierzu gehörten von Beginn an auch die synthetischen
Cannabinoide, so auch das eingangs genannte MDMB-4en-PINACA.

Aber wie so oft in der Geschichte der Strafgesetze führte
auch in diesem Fall das Verbot nicht dazu, dass die Stoffe vom
Markt verschwinden. Zum einen werden noch immer, insbeson-
dere über das Internet, „Legal Highs“ vertrieben, teilweise mit
anderen, neuentwickelten Wirkstoffen. Aber auch die vom Ver-
bot erfassten Substanzen finden sich weiter auf dem Markt.

4 Überlegungen für die polizeiliche Praxis

Das Strafrecht hinkt den Entwicklungen hinterher, mit der
Folge, dass im schlechtesten Fall keine Möglichkeit der Sank-
tionierung des Handels und auch keine damit einhergehenden
Möglichkeiten der Therapie bzw. der erzieherischen Ansätze im
Bereich des Jugendstrafrechts bestehen. Gleichzeitig konnte
sich der Gesetzgeber bisher nicht dazu durchringen, gesetz-
liche Rahmenbedingungen für einen legalen Handel mit Can-
nabis zu schaffen. Staatliche Regulierung hätte das Potential,
den Schwarzmarkt auszutrocknen. Zugleich würde eine legale
Verfügbarkeit von natürlichem Cannabis den Nährboden für die
gefährlichen synthetischen Alternativen entziehen.

Es ist nicht zielführend, weiter abzuwarten und darauf zu
hoffen, dass es eine zufriedenstellende gesetzliche Regelung
geben wird. Daher ist es entscheidend, dass die Polizei ein Pro-
blembewusstsein für von synthetischen Cannabinoiden ausge-
hende Gefahr entwickelt.

4.1 Umgang mit Konsumenten

Das NpSG sanktioniert Handel, Inverkehrbringen und Verabrei-
chen, nicht aber Erwerb, Besitz oder Konsum. Der von der Polizei
kontrollierte Endkonsument hat somit strafrechtlich nichts zu
befürchten, zumal Urin- oder Schnelltest die synthetischen Vari-
anten des THC auch nicht als THC erkennen.10 Sofern aber der
Fund von vermeintlichem Cannabis oder typisches Verhalten auf
Cannabiskonsum hindeuten, muss aufgrund der zuvor dargestell-
ten Risiken die Frage gestellt werden, ob nicht aus Gründen der
Gefahrenabwehr ein entschiedenes Vorgehen der Polizei geboten
ist. Der Konsument begeht zwar keine Straftat, aber er bringt
sich, sein Leben und seine körperliche Unversehrtheit, in Gefahr.
Es ist die Aufgabe der Polizei, Gefahren abzuwehren. Aufgrund
des hohen Verbreitungsgrads der synthetischen Cannabinoide
wäre es grob fahrlässig, deren Vorliegen nicht als wahrscheinlich
in Betracht zu ziehen, auch wenn es sich lediglich um den Fund
einer geringen Menge handelt. Es ist daher unbedingt erforder-
lich, ggf. vor Ort festzustellen, ob es sich bei der gefundenen
Substanz um natürliches Cannabis oder nicht handelt. Wenn der
Test kein Ergebnis liefert, sollte daher dringend der Zusatz von
Chemikalien in Betracht gezogen und eine Sicherstellung des
Funds im Rahmen der Gefahrenabwehr geprüft werden.

4.2 Umgang mit Händlern

Außerdem sollte man stets im Blick halten, dass es sich um ein sehr
lukratives Geschäft handelt – billig im Einkauf, leicht in der Herstel-
lung großer Absatzmarkt.11 Gerade im Bereich der organisierten Kri-
minalität stellt der Handel mit synthetischen Cannabinoiden neben
dem „normalen“ Cannabishandel eine entscheidende, existenzielle
Einkommensquelle dar und erklärt, warum der Markt skrupellos
mit den Chemikalien geschwemmt wird. Um der Strafverfolgung zu
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entgehen, werden in den Laboren am laufenden Band neue Struktu-
ren entwickelt, die noch nicht vom NpSG erfasst sind.

Kann das richtig sein? Obgleich die von den Stoffen ausge-
hende Gefahr ungleich größer ist als bei natürlichem Canna-
bis, befinden sich die Händler in einer strafrechtlich betrachtet
deutlich sichereren Position: Die Gefahr des Entdecktwerdens
ist geringer und es bestehen hohe Chancen, dass die auf die
ständige Weiterentwicklung der Chemikalien spezialisierten
Labore eine nicht von den strafrechtlichen Normen erfasste
Variante geliefert haben.

Ein solcher Zustand ist mit Blick auf das bewusste Ausnutzen
strafrechtlicher Lücken unter Aufbringung einer hohen krimi-
nellen Energie schwer erträglich.

Wie bereits dargestellt, kann der Kampf gegen die mit Chemi-
kalien versetzten Ersatzdrogen nicht über das BtMG und oft auch
nicht über das NpSG geführt werden. Oft wird bemängelt, dass
der Gesetzgeber den Entwicklungen der Labore hinter hinkt, dass
die Aufnahme neuer Stoffgruppen in das NpSG viel zu langsam

erfolge. Dennoch bietet das Strafrecht auf anderem Wege Mög-
lichkeiten, zumindest gegen die Händler der synthetischen Can-
nabinoide vorzugehen: Angesichts der dargestellten massiven
Gefahren für Leib und Leben bieten die Straften gegen die kör-
perliche Unversehrtheit einen Ansatz. Insbesondere die gefähr-
liche Körperverletzung mittels eines gesundheitsschädlichen
Stoffs dürfte regelmäßig einschlägig sein. Ebenso muss bei töd-
lichen Ausgang eine entsprechende Strafbarkeit geprüft werden.

5 Fazit

Die Eindämmung der schädlichen synthetischen Substanzen darf
nicht im Zuge der Entkriminalisierung einer völlig anders wirken-
den aber gleich aussehenden Droge untergehen. Es wird immer
wichtiger für die Exekutive, ganz genau hinzusehen und vor
allen Dingen zu handeln. Die Gefahren, die von den synthtischen
Cammbinoiden ausgehen, dürfen nicht unterschätzt werden.
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Novellierung des
UZwG Bln – Die Rolle
der Notrechte im
öffentlichen Recht

Von Prof. Michael Knape, Berlin1

Am 2.4.2021 trat als Artikelgesetz das Änderungsgesetz des All-
gemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG Bln) und
anderer Gesetze – mit nur einer Änderung des UZwG Bln [!] – in
Kraft (GVBl. S. 317). Die Hoffnung der Polizei, angesichts von
Amoklagen, terroristischer Lagen, Geisellagen und dergleichen –
man denke insbesondere an den Anschlag eines islamistischen
Attentäters auf den Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz am
19.12.2016 – sowohl ein normativ modernes, rechtlich renovier-
tes, insbesondere den hohen Anforderungen des internationalen
Terrorismus angepasstes ASOG Bln und in Ergänzung dessen ein
ebenso rechtlich erweitertes UZwG Bln zu erhalten, erwiesen
sich einmal mehr als bloße Utopie. Der Landesgesetzgeber sah
es als wieder einmal nicht für erforderlich an, endlich den sog.
„Finalen Rettungsschusses“ analog § 41 Abs. 2 Satz 2 MEPolG

1977 im UZwG Bln zu implementieren.2 Damit ist Berlin bis auf
die – mehr oder weniger korrespondierende – Regelung im UZwG
(Bund)3 das einzige Land in der Bundesrepublik Deutschland, das
auf diese so wichtige Regelung als besondere Ausprägung des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne verzich-
tet; alle anderen fünfzehn Länder haben diesbezüglich beste-
hende Gesetzeslücken zwischenzeitlich längst geschlossen, so
z.B. zuletzt das Land Mecklenburg-Vorpommern im SOG M-V. Die-
ser Aufsatz setzt sich mit den rechtlichen Problemen auseinan-
der, die durch die Nichtregelung im Land Berlin seit vielen Jah-
ren existieren. Es stellt sich zugleich die Frage, ob im Land Berlin
– abgesehen von einem Notwehrschuss eines einzelnen Schützen
(Polizeivollzugsbeamten4) – der sog. „Finale Rettungsschuss“ von
einem Präzisionsschützenkommando überhaupt abgefeuert oder
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insoweit vom zuständigen Polizeiführer angeordnet, d.h. freige-
geben werden darf.

1 Ergänzung des UZwG Bln

Einzig § 9 Abs. 4 UZwG Bln, der bereits in seinem Satz 1
„das Recht zum Gebrauch von Schusswaffen durch einzelne
Polizeivollzugsbeamte in den Fällen der Notwehr und des Not-
standes für unberührt erklärt“ und in seinem Satz 2 zugleich
bestimmt, dass soweit „ein Polizeivollzugsbeamter in diesen
Fällen die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amts-
pflicht verletzt, die Verantwortlichkeit nach den Vorschriften
der Amtshaftung das Land Berlin trifft“, wurde um zwei wei-
tere – Vorschriften mit mehr oder weniger deklaratorischem
Charakter – ergänzt. So bestimmt nunmehr Satz 3, dass „das
Land Berlin in den Fällen des Satzes 1 als Teil der staatlichen
Fürsorgepflicht angemessenen Rechtsschutz in Ermittlungs-
und Strafverfahren, die gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamte geführt werden, gewährleistet; Näheres
hierzu wird in Ausführungsvorschriften der für das Dienstrecht
zuständigen Senatsverwaltung geregelt“. Satz 4 bestimmt,
dass „die Gewährung von Rechtsschutz in anderen Fällen unbe-
rührt bleibt“. Dass in Fällen (vermeintlicher) Amtspflichtver-
letzungen behördlicher Rechtsschutz beantragt werden kann,
liegt schon seit Jahren klar und eindeutig auf der Hand.
Denn im Strafrecht gilt seit jeher zunächst das Prinzip der
Unschuldsvermutung; dieser Grundsatz streitet selbstver-
ständlich auch für Polizeivollzugsbeamte. Die Pflichtverlet-
zung muss zwangsläufig im Funktionszusammenhang mit der
Amtsausübung – dem hoheitlichen Handeln – stehen.5 Die
Amtspflicht als solche ergibt sich aus dem mit Verfassungs-
rang ausgestatteten Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung (Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes gem. Art. 20
Abs. 3 GG). Die vom Gesetzgeber getroffenen Regelungen
schaffen damit kein neues materielles Polizei- und Ordnungs-
recht. Sie beziehen sich vielmehr auf etwas dem Grunde nach
Selbstverständlichen, das zu leisten sich einerseits aus der
Schadensersatzpflicht des Staates (sog. Staatshaftung) wegen
begangener Amtspflichtverletzung seiner Bediensteten bzw.
Amtsträger, andererseits als zwingende staatliche Fürsorge-
pflicht des Staates gegenüber seinen Amtsträgern ergibt. Art.
34 Satz 1 GG statuiert insoweit die Haftung des Staates bei
(möglichem) rechtswidrigen, öffentlich-rechtlichem Verhalten
seiner Amtsträger, weil die Haftung des Staates nicht nur im
Interesse des von einer Amtshandlung Betroffenen,6 sondern
auch im Interesse des handelnden Amtsträgers zu bejahen
ist.7 Hinsichtlich der Anspruchsgrundlage und Haftungsvor-
aussetzungen bilden die § 839 BGB und Art. 34 GG rechtlich
ein Ganzes; sie müssen daher stets zusammen geprüft wer-
den.8 § 9 Abs. 4 UZwG Bln soll demnach als einfaches (Lan-
des-)Gesetz ergänzend das sicherstellen, was auf verfassungs-
rechtlicher Ebene – Art. 34 Satz 2 GG – explizit als Verfah-
rensmaxime nicht bereits geregelt ist. Macht der Amtsträger
in Extremfällen, also in Notwehr-/Nothilfesituationen, von
seiner dienstlich zugelassenen Schusswaffe9 ohne vorherige
Androhung Gebrauch10 und tötet den Angreifer durch Schuss-
abgabe aus seiner Dienstwaffe mit unbedingtem Vorsatz oder
bewusst in Kauf genommener tödlicher Wirkung,11 handelt
der Schütze nach den Vorschriften des UZwG Bln rechtswidrig,
so dass der Rückgriff auf den Schützen verfassungsrechtli-
cher Regelung zufolge in Fällen der Haftung bei Amtspflicht-
verletzung gem. Art. 34 Satz 2 GG möglich wäre.12 Ob die
haftende Körperschaft von dem Inhaber eines öffentlichen
Amtes, der durch sein rechtswidriges Verhalten die Haftung

ausgelöst hat, jedoch Ersatz verlangen kann, bestimmt sich
u.a. nach allgemeinen gesetzlichen Regelungen.13 Insoweit
sollen an dieser Stelle die Vorschriften des § 9 Abs. 4 Satz
1 und 2 UZwG Bln ihre rechtliche Wirkkraft entfalten, den
hier bestehenden Lückenschluss vollziehen und den Schützen
in einem solchen Fall vor einem Haftungsrückgriff des Staa-
tes – dem Grunde nach – schützen. Zivilrechtliche Haftungs-
ansprüche Hinterbliebener bleiben jedoch von all dem unbe-
rührt; rein theoretisch sind diese sogar rechtlich nicht völlig
ausgeschlossen.14 § 9 Abs. 4 Satz 2 UZwG Bln zufolge bleibt
der Schusswaffengebrauch – trotz Notwehr oder Nothilfe des
Schützen – i.S.d. Staatshaftung ein „hoheitlicher“ Schusswaf-
fengebrauch. Entscheidend sei demzufolge der Gesamtcharak-
ter der Maßnahme, wobei der Amtsträger stets im Rahmen
der verfassungsgemäßen Grundsätze des Übermaßverbots bzw.
der Verhältnismäßigkeit im weiteren Sinne (Legitimer Zweck
sowie Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit)
zu handeln hat. Dabei kommt insbesondere den Grundsätzen
der Verhältnismäßigkeit auf dessen zweiter Stufe, der Erfor-
derlichkeit bzw. des mildesten Mittels, und auf dessen drit-
ter Stufe, der Angemessenheit bzw. der Verhältnismäßigkeit
im engeren Sinne, erhöhte Bedeutung zu. Die inakzeptable
Rechtslage i.S.e. effektiven Gefahrenabwehr, die der Tatsa-
che geschuldet ist, dass sich der Berliner Gesetzgeber bis zum
heutigen Tag nicht dazu durchringen kann, den sog. „Finalen
Rettungsschuss“ als Ausdruck des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit im engeren Sinne – keinesfalls etwa als Befugnis-
norm [!] – entsprechend dem § 41 Abs. 2 Satz 2 MEPolG 197715

auszugestalten und im UZwG Bln als zusätzliche Regelung des
§ 9 UZwG Bln16 im Rahmen des hoheitlichen Schusswaffenge-
brauchs zu implementieren, ist in der Sache und dem Grunde
nach von der Rechtsentwicklung längst überholt. Das zöger-
liche Verhalten des Gesetzgebers ist umso unverständlicher,
als der Schusswaffengebrauch von Polizeivollzugsbeamten z.B.
in Bad Kleinen am 27.6.1993 bewiesen hat, dass diese Form
der Zwangsanwendung in der Politik und in den Medien von
höchstem Aufmerksamkeitswert ist und nicht nur selten aus
parteipolitischen oder ideologischen Gründen instrumentali-
siert wird.17 Ein neuer Satz 2 des § 9 Abs. 2 UZwG Bln sollte
– um alle rechtlich kritischen Überlegungen aus dem Wege zu
räumen – wie folgt lauten: „Zweck des Schusswaffengebrauchs
darf nur sein, angriffs- oder fluchtunfähig zu machen (Satz
1).“ „Ein Schuss, der mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit tödlich wirken wird, ist nur zulässig, wenn er das ein-
zige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr oder
der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung
der körperlichen Unversehrtheit ist (Satz 2). Der Schusswaf-
fengebrauch ist unzulässig, wenn dadurch erkennbar Unbetei-
ligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden; dies gilt
nicht, wenn sich deren Gefährdung beim Einschreiten gegen
eine Menschenmenge (§ 16) oder eine bewaffnete Gruppe nicht
vermeiden lässt (Satz 3).“ Schießt ein Polizeivollzugsbeamter
im Land Berlin entgegen den Vorschriften des UZwG Bln auf
eine Person, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff
von sich oder einem anderen abzuwenden und wird diese Per-
son sodann tödlich verletzt, kann – wenn überhaupt – nur
jene Vorschrift zum Tragen kommen, die die straf- und zivil-
rechtliche Rechtswidrigkeit – in diesem Fall die tatbestand-
lich vollendete Tötung des Angreifers (§ 212 StGB) – rechtfer-
tigt. In Fällen der Notwehr mag das noch verständlich sein, in
Nothilfesituationen ist dies umso kritischer zu bewerten. Der
Blick richtet sich insofern – verbunden mit allen rechtlichen
Problemen – auf das sog. „Jedermannsrecht“ des § 32 StGB
(Notwehr/Nothilfe). Unberührt davon bleibt selbstverständ-
lich das Notwehrrecht nach § 227 BGB.
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2 Notwehr-/Nothilferecht einerseits – „Finaler
Rettungsschuss“ andererseits

Das Notwehr-/Nothilferecht gem. § 32 StGB ist ein sog. „Jeder-
mannsrecht“. Es steht demzufolge jedem Bürger zu, befindet
sich infolgedessen in keiner inneren Verbindung zum hoheit-
lichen Handeln, wie es bei dienstlichen Maßnahmen eines
Polizeivollzugsbeamten der Fall ist.18 Wer Notwehr/Nothilfe
ausübt, handelt nach eigenem Entschluss, ist von den beson-
deren – hier im Wesentlichen nicht einschlägigen Fällen der
unterlassenen Hilfeleistung gem. § 323c StGB – nicht zur Hand-
lung verpflichtet. Unabhängig von der Frage, ob für den sog.
„Finalen Rettungsschuss“ eine spezielle polizeirechtliche Rege-
lung erforderlich ist, soll nach einer im Schrifttum vertretenen
Meinung die tödliche Einwirkung auf einen in der Phase der
Tatausführung befindlichen Täter – z.B. Amoktäter oder Geisel-
nehmer mit gegenwärtiger Lebensgefahr für die Geisel – durch
die Polizei zwar auf das Recht der Notwehr bzw. Nothilfe (§ 32
StGB) ausnahmsweise gestützt werden können.19 An dieser so
wichtigen Schnittstelle rechtlicher Betrachtung offenbart sich
jedoch im Verhältnis zu privaten Dritten ein großer Unterschied
zu den dienstlichen Pflichten von Polizeivollzugsbeamten. Sie,
die nach ihrem Berufsbild, Eid, ihren übertragenen Aufgaben
der Gefahrenabwehr und aufgrund ihrer Dienstpflicht verpflich-
tet sind, dem Rechtsbrecher entgegenzutreten und der bedroh-
ten Person zur Hilfe zu eilen, müssen einmal mehr schützend
einschreiten; dazu sind sie von Gesetzes wegen aufgrund
öffentlich-rechtlicher Vorschriften verpflichtet. Strafrechtlich
ist im Übrigen von einer Garantenstellung und demzufolge
von einer Garantenpflicht i.S.d. § 13 StGB auszugehen. Wer-
den vom Rechtsbrecher die Rechtsgüter Leib und Leben ande-
rer akut gefährdet, reduziert sich das Entschließungsermessen
eines Polizeivollzugsbeamten auf „Null“.20 Infolgedessen muss
er handeln, soll sein hoheitliches Handeln als „pflichtgemäß“
gelten, mithin ermessensfehlerfrei, und damit rechtmäßig sein.
Die Geisel hat zwar keinen Anspruch auf ein bestimmtes poli-
zeiliches Handeln, sie hat jedoch Anspruch auf ermessensfeh-
lerfreie Entscheidung. Bei Geisellagen kann sich polizeiliches
Handeln mit akuter Lebensbedrohung im Rahmen des Auswah-
lermessens21 auf „Eins“ reduzieren, mithin auf den sog. „Fina-
len Rettungsschuss“. Das heißt, ein gezielter Todesschuss käme
nach Abwägung aller Umstände des Einzelfalles als letzter Aus-
weg in Betracht, um den Täter angriffsunfähig zu machen und
die Geisel aus der für sie unverschuldeten Bedrohungslage, in
die sie hineingeraten ist, zu befreien. Ein gezielter Todesschuss
wäre dann ausnahmsweise zulässig, wenn die Angriffsunfähig-
keit und die körperliche Unversehrtheit oder das Leben der
Geisel nicht auf andere Weise geschützt/gerettet werden kann.
Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit (§ 4 UZwG Bln) erfolgt im
öffentlichen Recht unter weitaus strengeren Maßstäben als im
Strafrecht. § 32 StGB unterscheidet bei einem gegenwärtigen
rechtswidrigen Angriff nicht, ob das angegriffene Rechtsgut
Leib oder Leben oder womöglich anderer Art ist, insbesondere
beispielsweise auch Sachgüter betrifft. Denn Eigentum, Vermö-
gen, Besitz und Ehre können im Wege der Notwehr/Nothilfe
ebenso – wohlgemerkt stets unter Beachtung des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit – verteidigt werden.22 Der Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz betrifft insoweit nur das Abwehrmittel im
Verhältnis zum Angriff, nicht jedoch – jedenfalls im Grundsatz
– den Rang des angegriffenen Rechtsgutes;23 gerade aber dies
spielt bei hoheitlichem Handeln eine besondere Rolle hinsicht-
lich der Frage, „wie“ unmittelbarer Zwang angewendet werden
kann. Unter diesem Blickwinkel – und das muss allen Kriti-
kern des sog. „Finalen Rettungsschusses“ im Land Berlin ver-
deutlicht werden – verstehen sich die existierenden Regelungen

des polizeilichen Eingriffsrechts – allesamt Ausprägungen des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne, ver-
bunden mit einer strengen Rechtsgüterabwägung – vor allem
als bewusste gesetzliche Beschränkung in diesem so sensib-
len rechtlichen Bereich polizeilichen Handelns. Der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit übt seit jeher seine Rolle in ermächti-
gungsbegrenzender Funktion aus und erführe mit der für § 9
Abs. 2 Satz 2 UZwG Bln vorgeschlagenen Formulierung eine
weitere besondere gesetzliche Ausprägung. Für den sog. „Fina-
len Rettungsschuss“ kommen ausschließlich Gefahren für Leib
und Leben des Opfers in Frage. Andere gefährdete Rechtsgüter
scheiden diesbezüglich aus. Da für eine Androhung des Schuss-
waffengebrauchs keine Zeit bleibt und auch gar keine Mög-
lichkeit besteht, der Täter (z.B. Geiselnehmer) weiß, in welche
Lage er seine Geisel gebracht hat und was ihn womöglich durch
Schusswaffengebrauch der Polizei erwartet, wird in der Lehre
– abgesehen vom sofortigen Vollzug nach § 6 Abs. 2 VwVG –
nur allzu gern als Rechtsfigur die sog. teleologische Reduktion
in Ansatz gebracht. Die Berufung auf diese Rechtsfigur ist in
einem Rechtsstaat, der auf Normenklarheit und Bestimmtheit
seiner Gesetze abstellt, jedoch nur schwer bzw. kaum akzepta-
bel. Außerdem gilt: An dieser Stelle muss einmal mehr Einhalt
geboten werden, weil das UZwG Bln eindeutig geregelt ist, und
gleich mehrere Normen des UZwG Bln den sog. „Finalen Ret-
tungsschuss“ nicht zulassen. Insoweit gilt der klare und ein-
deutige Wortlaut des Gesetzes, die wörtliche bzw. grammatika-
lische Auslegung der Vorschriften hat stets Vorrang.

3 Polizeiliche Maßnahmen – öffentlich-rechtli-
che Maßstäbe

Seit jeher besteht für im Dienst befindliche Einsatzkräfte der
Polizei die rechtliche Bindung, dass sich bei hoheitlichem Han-
deln zunächst immer erst die Frage stellt, ob das polizeiliche
Tätigwerden nach öffentlich-rechtlichen Maßstäben gerechtfer-
tigt ist. Das gilt vor allem immer dann, wenn unmittelbarer
Zwang anzuwenden ist und hier wiederum insbesondere in Fäl-
len des Schusswaffengebrauchs. Insoweit sei auf die Prüfung
rechtmäßiger Amtsausübung verwiesen, deren positives Ergeb-
nis nach herrschender Meinung zugleich als straf- und zivil-
rechtlicher Rechtsfertigungsgrund wirkt. Die Polizeivollzugsbe-
amten haben sich bei Ausübung ihrer hoheitlichen Tätigkeit
in erster Linie an den öffentlich-rechtlichen Vorschriften zu
orientieren, die ihr Handeln lenkend steuern und flankierend
beschränken. Für den Gebrauch der Schusswaffe sind daher
explizit die §§ 9 bis 16 UZwG Bln vom Berliner Gesetzgeber
erlassen worden. Dieser Grundsatz korrespondiert mit dem ver-
fassungsrechtlichen Vorbehalt des Gesetzes (Art. 20 Abs. 3 GG),
der als eine wesentliche Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips
(Gesetzmäßigkeit der Verwaltung) und zugleich als Schranken-
Schranke zu verstehen ist. Erst wenn diese Handlungsmaxime
nicht Platz greift, können ausnahmsweise womöglich straf- und
zivilrechtliche Rechtfertigungsgründe in Ansatz gebracht wer-
den.24 Diese können herangezogen werden, um straf- bzw. zivil-
rechtliches Unrecht individuell für das Handeln oder Unterlas-
sen des Einzelnen zu rechtfertigen. Hierzu zählt als klassischer
straf- bzw. zivilrechtlicher Rechtfertigungsgrund das Recht der
Notwehr und Nothilfe gem. § 32 StGB bzw. § 227 BGB. Grund-
legend hierfür ist der Gedanke, dass ein Polizeivollzugsbeamter
in Ausübung seines Dienstes in einer konkreten Notwehrsitu-
ation – trotz geltender hoheitlicher Regeln für den Gebrauch
von Schusswaffen mit strikter Bindung an den Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit (§ 4 UZwG Bln) – grundsätzlich nicht
schlechter gestellt werden soll als der normale Bürger. Dieser
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Aspekt hat in allen Vorschriften der Länder über die Anwen-
dung unmittelbaren Zwanges seinen Niederschlag gefunden. Die
Staatsanwaltschaft begnügt sich mit dieser profanen Regelung.
Gleichwohl muss sie unter wissenschaftlichen Kautelen nicht
automatisch bestehen, was insbesondere für Fälle der Nothilfe
gilt. In Lehre und Schrifttum existieren jedenfalls diesbezüg-
lich nicht unerhebliche rechtliche Bedenken. Abgesehen von
§ 9 Abs. 4 Satz 1 UZwG Bln sei der Vollständigkeit wegen bspw.
auf § 60 Abs. 2 BbgPolG verwiesen. Auch der Gesetzgeber des
Landes Brandenburg bestimmt in dieser Regelung, dass die Vor-
schriften über Notwehr und Notstand unberührt bleiben.

4 Notwehr/Nothilfe als öffentliches Sonderrecht?

Man bedenke: Notwehr- und Nothilferechte stellen keine
öffentlichen Sonderrechte dar.25 Jedermannsrechte sind keine
Ermächtigungsgrundlage für hoheitliches Handeln. Rechtfer-
tigungsgründe des Straf- und Zivilrechts gehören nicht dem
öffentlichen Recht an und sind daher ungeeignet, Lücken in
öffentlich-rechtlichen Handlungsbefugnissen auszufüllen, weil
dies die polizeilichen Entscheidungen bei ihrer Schaffung ver-
fälschen, die öffentlich-rechtliche Kompetenzordnung verwirren
und meist auch Staatsnotrecht schaffen würde, das in der Ver-
fassung schon abschließend geregelt ist.26 Angemerkt sei: Dass
ein auf sich gestellter Bürger in gewissen Nothilfefällen wei-
ter gehen darf als die Polizei, hat seinen Grund in den unter-
schiedlichen Machtverhältnissen.27 Dazu passt rechtlich einmal
mehr die berechtigte und insoweit auch streitige Frage, ob die
Rechtfertigung von Maßnahmen staatlicher Organe, namentlich
von Angehörigen der Polizei, sich bei Eingriffen im Rahmen der
Dienstausübung ausschließlich nach Maßgabe des öffentlichen
Rechts bestimmt28 oder ob unabhängig vom Dienstrecht eine
Rechtfertigung nach § 32 StGB wegen Notwehr oder Nothilfe in
Betracht kommt.29 Diese Frage gilt bis zum heutigen Zeitpunkt
als ungeklärt: Gesetzgeber und höchstrichterliche Rechtspre-
chung belassen es hierbei, wenngleich auch an dieser Schnitt-
stelle des Rechts ein grundlegendes Legitimationsproblem exis-
tiert bzw. aufgeworfen ist.30 Nimmt die Staatsanwaltschaft beim
sog. „Finalen Rettungsschuss“ eine Rechtfertigung durch § 32
StGB gleichwohl an, umgeht sie schlichtweg die Frage, ob nach
Berliner Rechtslage – UZwG Bln – ein gezielter Todesschuss über-
haupt zulässig ist. Kann die Polizei aus den Notrechtsvorbehal-
ten das Recht zur Notwehr/Nothilfe ableiten, so werden die sehr
viel engeren Grenzen des Schusswaffengebrauchs gem. § 41 Abs.
2 Satz 2 MEPolG 1977 hinfällig. Die öffentlich-rechtliche Rege-
lung wird insoweit durch die Notrechtsvorbehalte aus den Angeln
gehoben.31 Die Notrechte hindern – dies sei der Vollständigkeit
an dieser Stelle hinzugefügt – auch prinzipiell nicht die Diszip-
linarahndung.32 Notwehr/Nothilfe ist ihrem Normzweck in ers-
ter Linie darauf ausgelegt, einen gegenwärtigen rechtswidrigen

Angriff von sich oder einem anderen abzuwehren; § 32 StGB geht
also insbesondere von Augenblickssituationen des Hilfeleisten-
den und nicht von einem geplanten Eingriff – erst nach Frei-
gabe des Polizeiführers – z.B. im Rahmen hoheitlichen Handelns
aus, wie es beim Einsatz von sog. Präzisionsschützenkommandos
der Polizei in Fällen der Nothilfe der Fall ist. Nach alledem weist
§ 9 Abs. 4 Satz 1 UZwG Bln auf die Straf- und Zivilrechtslage
hin, wonach einem Polizeivollzugsbeamten bei Ausübung seines
Dienstes – trotz hoheitlichen Handelns – das Notwehr- und Not-
hilferecht uneingeschränkt zur Seite stehen soll, wenn er in eine
Gefahrensituation gerät, die nur noch unter Inanspruchnahme
der allgemeinen Notwehrrechte bewältigt werden kann, mit der
Folge, dass er dann weder straf- noch zivilrechtlich zur Verant-
wortung gezogen werden kann. Objektive Voraussetzung für die
Rechtfertigung im Rahmen des § 32 StGB ist nach dessen Abs.
2 das Bestehen einer Notwehr-/Nothilfelage zum Zeitpunkt der
Tat. Dabei muss es sich in Fällen der Notwehr/Nothilfe um einen
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff auf ein notwehrfähiges
Rechtsgut des Angreifers handeln.33 Gleichwohl ist jedoch ein-
mal mehr Vorsicht geboten: Seit jeher gilt im Strafrecht die freie
Beweiswürdigung und die tatrichterliche Überzeugung in Bezug
auf den jeweils zu entscheidenden Einzelfall.

5 Verteidigungswille des Opfers/der Geisel

Zu bedenken ist ferner, dass z.B. die Geisel den Verteidigungs-
willen an der konkreten Verteidigungs- bzw. Nothilfehandlung
– dem Schusswaffengebrauch der Polizei – haben muss. Den
konkreten Verteidigungswillen der Geisel an diesem besonderen
Einsatz der Polizei, bei dem sie in eine absolute Situation gerät,
wird man jedoch regelmäßig nicht ohne weiteres unterstellen
können bzw. dürfen;34 man denke nur an bekannt gewordene
Äußerungen von an ihrem Leben bedrohten Personen gegen-
über der Polizei z.B. bei Telefongesprächen insbesondere im
Rahmen von Geiselnahmen in Geldinstituten, verbunden mit
der ausdrücklichen Bitte, nicht die Bankräume zu stürmen und
das Feuer auf die Geiselnehmer zu eröffnen, weil sie andernfalls
von diesen getötet werden würden.35

Wenngleich auch hierfür keine Validität wissenschaftlicher
Untersuchungsreihen betreffend den verhaltensgesteuerten
Wunsch von Geiseln in der akuten Bedrohungslage existiert, wird
die Polizei ihr taktischen Handeln vor allem nach dem aktuellen
Bedrohungsszenario – verursacht durch die Geiselnehmer – aus-
richten, wobei sich dieses Szenario immer dann in Richtung Not-
zugriff steigert, wenn der oder die Täter bereits eine Geisel getö-
tet haben. Das Argument, die Geiseln befinden sich wegen der
konkreten Gefahrensituation in einem die freie Willensbestim-
mung ausschließenden Zustand, greift nicht durch. Unter die-
ser Sichtweise scheidet dann aber auch Nothilfe als persönliche

Rechtfertigung polizeilichen Handelns
aus, soweit nicht besondere Umstände
ganz ausnahmsweise die Polizei zum
Eingreifen zwingen.36 Folgerichtig gilt
als Grundsatz: Nothilfe ist nach h.M.
nicht geboten, wenn der Rechtsgutinha-
ber den Angriff nicht abwehren37 oder
sich selbst verteidigen will. Das Nothil-
ferecht ist demgemäß nach herrschen-
der Auffassung gegen den Willen des
Angegriffenen – der geängstigten Gei-
sel, wenn diese dem Einsatz der Polizei
zum Todesschuss widerspricht38 – nicht
zulässig.39 Das Argument, der StaatEinsatzübung der Landespolizei Schleswig-Holstein.
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würde dadurch erpressbar werden, kann nur kraft einer Rege-
lung i.S.d. § 41 Abs. 2 Satz 2 MEPolG 1977 beseitigt bzw. wirk-
sam begegnet werden.40 Ebenso problematisch ist polizeiliches
Handeln in (vermeintlich) stillschweigendem Einvernehmen oder
hinsichtlich „aufgedrängter“ Nothilfe der Polizei.41

6 Finaler Rettungsschuss durch Präzisionsschützen

Die Entwicklung der Geiselfälle in den zurückliegenden Jahren
sowie der Amoktaten und auch der Vorgänge im terroristischen
Bereich haben auf Seiten der Polizei dazu geführt, Einsätze die-
ser Art weitestgehend Spezialeinheiten zu übertragen; die Rede ist
nicht nur vom Spezialeinsatzkommando (SEK), sondern vor allem
auch vom Präzisionsschützenkommando (PSK). Kommen Präzi-
sionsschützen zum Einsatz, werden diese – mehrere Präzisions-
schützen – unter einer Befehlslinie eines Einsatzleiters – Polizei-
führers – handeln, d.h. zeitgleich auf Befehl schießen. Das straf-
rechtliche Notwehr- bzw. Nothilferecht (§ 32 StGB) beruht jedoch
auf der individuellen Entscheidung jedes Einzelnen. Dieses Recht
setzt voraus, dass der einzelne die Notwehr- bzw. Nothilfesituation
als gegeben ansieht/erachtet und sich sodann zum Handeln ent-
schließt. Dem folgend, kann der Einsatzleiter – Polizeiführer – zu
dem aus seiner Sicht bzw. Beurteilung der Lage nach einem günsti-
gen Zeitpunkt den Schusswaffengebrauch nicht befehlen, sondern
lediglich nur „freigeben“. Ob der Präzisionsschütze sodann die
Schusswaffe tatsächlich gebraucht, also auf den Täter feuert, ent-
scheidet dieser ganz allein für sich nach seinem Gewissen. Recht-
lich hängt dies darüber hinaus auch davon ab, ob der jeweilige
Präzisionsschütze die Nothilfesituation als gegeben ansieht oder
nicht, ob dieser das Ziel – den Täter – klar anvisieren kann oder
nicht.42 Was kann der Einsatzleiter – Polizeiführer – eigentlich
„anordnen“ bzw. „freigeben“? Er kann auch nur das „anordnen“
bzw. „freigeben“, was das Gesetz vorsieht bzw. zulässt. § 9 Abs. 2
Satz 1 UZwG Bln sieht ausschließlich vor, den Angreifer „angriffs-
oder fluchtunfähig zu machen“; keinesfalls aber zu töten. Der Ein-
satzleiter – Polizeiführer – kann demzufolge – unberührt vom
Nothilferecht des § 32 StGB – den Schusswaffengebrauch nur auf
Arme oder Beine des Täters „freigeben“, weil bereits ein Schuss in
den Ober- oder Unterkörper des Menschen tödlich wirken kann.
Die heute wohl in der Polizeiliteratur h.M. legt den Begriff der
„Angriffsunfähigkeit“ zwar weit aus, so dass auch die stärkste und
intensivste Form der Angriffsunfähigkeit, die Tötung des Angrei-
fers, darunter fällt.43 Die Gegenmeinung in der weiteren Fachli-
teratur, die keine Polizeiliteratur ist, widerspricht dieser Ausle-
gung jedoch vehement, nach hier vertretener Auffassung völlig zu
Recht.44 Als Antwort auf die in Polizeikreisen vertretene Meinung
ist der klare Wortlaut des Gesetzes entgegenzuhalten und daraus
resultierend das Ergebnis, dass nach allgemeinen Sprachgebrauch
„nicht angriffs- oder fluchtunfähig zu machen“ den lebenden und
nicht den toten Täter meint. Ob der Polizeischütze einen Angreifer

in Nothilfe tötet – in aller Regel durch einen sog. Sagittalschuss45

– entscheidet nur dieser für sich allein im Einklang mit seinem
Gewissen. Ob er sich rechtlich hierbei dann so ohne weiteres dem
Grunde nach auf § 32 StGB berufen darf, ist streitig. Was fehlt?
Neben dem Regelungsdefizit einer klaren öffentlich-rechtlichen
Grundlage mangelt es zudem an der gesetzlichen Fürsorgepflicht
des Gesetzgebers, ihm diese so schwerwiegende Entscheidungs-
last endlich durch eine klare und eindeutige gesetzliche Regelung
i.S.e. Normierung des sog. „Finalen Rettungsschusses“ abzuneh-
men, zumal jeder hoheitliche Schusswaffengebrauch, der den Tod
des Angreifers herbeigeführt hat, ein staatsanwaltschaftliches
Ermittlungsverfahren nach sich zieht.

7 Fazit

Die strafrechtlichen Notrechte – Notwehr/Nothilfe gem. § 32
StGB – und die wohlfeile Formulierung des § 9 Abs. 4 UZwG Bln
entlassen den Gesetzgeber keinesfalls aus seiner rechtlichen
Verantwortung, den sog. „Finalen Rettungsschuss“ endlich im
UZwG Bln normativ zu regeln. Wie dargelegt, können Notrechte
des Straf- und Zivilrechts nach h.M. nicht als Rechtsgrund-
lage für staatliches Handeln dienen. Sie stehen dem Polizei-
vollzugsbeamten ganz ausnahmsweise lediglich als persönliche
Rechtfertigungsgründe zur Seite.46 Insoweit gilt im konkreten
Einzelfall einmal mehr der Grundsatz der freiem richterlichen
Beweiswürdigung und der tatrichterlichen Überzeugung. Ord-
net der Einsatzleiter – Polizeiführer – den Schusswaffenge-
brauch an – gibt er diesen also frei –, bleibt zu hoffen, dass die-
ser dann später auch voll und ganz hinter der Entscheidung des
Schützen steht, wenn dieser womöglich den sog. Sagittalschuss
abgefeuert hat. Unabhängig von dem das allgemeine Polizei-
und Ordnungsrecht beherrschenden Grundsatz, dass nicht nur
aus der staatlichen Schutzpflicht für das bedrohte menschliche
Leben eine „Ermessensreduzierung auf Null“ für die hoheitli-
che Abwehr von schweren Gesundheits- und Lebensgefahren
folgt,47 sondern dass auch die ethische Pflicht eines jeden Poli-
zeivollzugsbeamten existiert, zum Schutz des bedrohten Lebens
aktiv zu werden, mithin die erforderlichen Maßnahmen zum
Schutz der bedrohten Person zu treffen, ändert dies nichts an
der Tatsache, dass Notrechtsvorbehalte – in Sonderheit das Not-
wehr- und Nothilferecht gem. § 32 StGB – rechtlich nicht ohne
weiteres in Ansatz gebracht werden können, um Regelungs-
lücken des öffentlichen Rechts verfassungskräftig, vor allem
normenklar und dem verfassungsgemäßen Bestimmtheitsgebot
folgend, wirksam bzw. nachhaltig zu schließen. „Die im öffent-
lichen Recht herrschende und im Strafrecht vordringende Auffas-
sung geht davon aus, dass die Polizei aus den Notrechtsvorbehal-
ten keine Nothilferechte ableiten kann (sic).“48

Bildrechte: M. Martins.
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5 Razzia in einem Lokal mit berüchtigten, kriminellen Clan-Angehörigen.
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Die Polizei 2002, 348 ff., Fn. 15, alle Quellen in: Knape/Schönrock, a.a.O., Rn. 14 zu

§ 9 Abs. 4 UZwG Bln (S. 1012).
26 Vgl. Amelung, NJW 1977, 833 (840).
27 Vgl. grundlegend Amelung, Die Rechtfertigung von Polizeivollzugsbeamten, Jus

1986, 329 (332).
28 So Amelung, JuS 1986, 329 (331); ders. Badura-FS (2003) 3 (11).
29 Vgl. Fischer, StGB, 68. Aufl. (2021), Rn. 12 zu § 32 StGB mit umfangreichem

Literaturnachweis.
30 Vgl. Fischer, a.a.O., Rn.. 12 zu § 32 StGB mit umfangreichem Literaturnachweis.
31 Vgl. Amelung, JuS 1986, 329 (331).
32 Vgl. Schwabe, NJW 1977, 1902 (1904) m.w.N., Fn. 16 ff.
33 Vgl. Fischer, a.a.O., Rn. 4 zu § 32 StGB.
34 Vgl. Fischer, a.a.O., Rn. 11 zu § 32 StGB.
35 Am 4.8.1971 überfielen zwei Täter („Rammelmeierfall“) die Deutsche Bank in Mün-

chen, fesselten zwölf Angestellte sowie Kunden u. forderten zwei Millionen DM. Die
Geiseln baten die Polizei ausdrücklich darum, nicht die Bank zu stürmen, weil sie
sonst von den Tätern erschossen werden würden. Nach fast achtstündigen Verhand-
lungen mit der Polizei verließ ein Täter namens Rammelmeier das Gebäude u. ging
mit vorgehaltener Waffe auf einen Fluchtwagen zu, in dem eine 19-jährige Geisel mit
dem Geld saß. Als Rammelmeier im Begriff war, in den bereitgestellten Fluchtwagen
einzusteigen, gab ein Staatsanwalt Feuerbefehl. Rammelmeier wurde zwar tödlich
getroffen, konnte aber im Sterben noch schießen u. tötete dabei die in Fahrzeug sit-
zende Geisel. Ähnlich liegt der Fall anlässlich einer Geiselnahme in NRW (beginnend
in Gladbeck) vom 16. Bis 18.8.1988, als letztendlich nach einem völlig missglückten
Polizeieinsatz die junge Geisel Silke Bischof bei einem Befreiungsversuch der Polizei
auf der Autobahn im Fluchtfahrzeug der Täter von einem der beiden Geiselnehmer
(Rösner) erschossen wurde.

36 Sog. Notzugriff der Polizei i.S.d. PDV 100, Anlage 20.
37 Vgl. Fischer, a.a.O., mit Hinweis auf BGHSt 5, 248.
38 Vgl. Riegel, ZRP 1978, 75 f.
39 Vgl. Amelung, JuS 1986, 330 (332) mit Hinweis auf BGHSt 5, 245 (247 u. 248).
40 Vgl. Riegel, a.a.O.
41 Vgl. Fischer, a.a.O.
42 Vgl. Schertz, a.a.O., 159 f. u. 247 f.
43 Zur Problematik ausführlich schon Neuwirth, Polizeilicher Schusswaffengebrauch

gegen Personen, 2. Aufl. (2006), S. 77.
44 Vgl. Neuwirth, a.a.O., mit umfangreichem Literaturnachweis.
45 Unter Sagittalschüssen versteht man Schüsse parallel zur Mittelachse des Körpers u.

zur Pfeilnaht des Schädels, mit anderen Worten Längsdurchschüsse des Schädels, so
Neuwirth, a.a.O., Rn. 177.

46 Vgl. Neuwirth, a.a.O., S. 84.
47 Vgl. Martens, a.a.O., Rn. 76 zu § 3 BPolG; dazu auch Knape/Schönrock, a.a.O., Rn.

19 zu § 12 ASOG Bln.
48 Vgl. Amelung, JuS 1986, 329 (332) mit umfangreichen Literaturhinweisen in Fn. 41.

Auf dem Weg zu einem
Sicherheitsdienstleis-
tungsgesetz (SDLG)

Von Dr. Harald Olschok, Bad Homburg/Berlin1

1 Vorbemerkungen

Im Jahr 1901 wurde das erste deutsche Sicherheitsunternehmen
in Hannover gegründet. Nur drei Jahre später kam es in Köln
zur Gründung des Vorläuferverbandes des BDSW. Zu seinen ers-
ten Forderungen gehörte die Einführung einer Gewerbeerlaubnis.
Mit der Einführung des § 34a im Jahr 1927 in die Gewerbeord-
nung wurde dieses Ziel nach 23 Jahren erreicht. Fast 70 Jahre
später, am 8. Dezember 1995, beantragte die SPD-Fraktion im
Deutschen Bundestag, ein Aufgaben- und Befugnisgesetz für die
privaten Sicherheitsdienste zu verabschieden. Initiatoren waren
die gelernten Polizisten und GdP-Mitglieder Hans-Peter Kemper
und Günter Graf. Wir haben uns erfolgreich dagegen gewandt.
Ein Aufgabengesetz kann nur den Status quo festschreiben. Es
kann nicht Veränderungen in der Nachfrage nach Sicherheits-
dienstleistungen in einer Marktwirtschaft bei sich ändernden

Gefahrenlagen ausreichend berücksichtigen. Ein Befugnisge-
setz hielten und halten wir für nicht notwendig. Die beste-
henden rechtlichen Grundlagen auf Basis der Jedermanns- und
Hausrechte sind für die weit überwiegenden Tätigkeiten aus-
reichend. Kommt es zu Aufgaben wie dem Schutz militärischer
Liegenschaften oder kerntechnischer Anlagen bzw. Aufgaben im
Bereich der Luftsicherheit so sind Befugnisse spezialgesetzlich
zu regeln. In den letzten 25 Jahren hat unsere Branche zahl-
reiche neue Aufgaben übernommen, für die die gewerberecht-
lichen Grundlagen nicht mehr ausreichen. Deshalb fordern wir
seit einigen Jahren die Verabschiedung eines Sicherheitsdienst-
leistungsgesetzes (SDLG). Dieses Vorhaben wurde bereits von
der Großen Koalition aufgegriffen, aber zu keinem Abschluss
gebracht. Die neue Bundesregierung hat die Neuregelung in ihre
Koalitionsvereinbarung aufgenommen. Wir gehen davon aus,
dass in der laufenden Legislaturperiode das SDLG verabschiedet
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wird. Das wäre ein Meilenstein in der 120-jährigen Geschichte
des Sicherheitsgewerbes

2 Alte und neue Aufgaben der Sicherheitswirt-
schaft in Zeiten von Corona

Deutschland ist eines der sichersten Länder der Welt. Dazu
tragen auch die privaten Sicherheitsunternehmen mit
ihren vielfältigen Dienstleistungen und ihren rund 260.000
Mitarbeiter*innen bei. Die Sicherheitswirtschaft stellt eine
unverzichtbare Säule in der Sicherheitsarchitektur dar. Sie trägt
zur Gefahrenabwehr und Kriminalitätsprävention bei und leis-
tet einen wichtigen Beitrag zur Inneren Sicherheit in Deutsch-
land. Dies wurde erstmalig in der Geschichte der Bundesrepub-
lik in der Koalitionsvereinbarung vom 12. März 2018 für die 19.
Legislaturperiode ausdrücklich festgestellt.

Seit rund drei Jahrzehnten wird das Wirken der Sicherheits-
wirtschaft zunehmend in der Öffentlichkeit und damit auch für
die Bürger*innen erkennbar. Der Schutz von Krankenhäusern,
der Schutz von Alten- und Pflegeheimen, der Schutz von Ver-
anstaltungen, der Einsatz als „City-Streifen” im privaten oder
kommunalen Auftrag, die Begleitung des öffentlichen Perso-
nenverkehrs (ÖPV), Fluggastkontrollen an Verkehrsflughäfen,
der Schutz von Flüchtlingsunterkünften, der Schutz von Uni-
versitätsgeländen und Schulen, Friedhöfen, Schwimmbädern,
Weihnachtsmärkten tragen dazu bei.

Mit Beginn der Coronapandemie im März 2020 kam die Kont-
rolle auf Einhaltung der Abstandsgebote und Überwachung von
Hygienekonzepten in Supermärkten, Alten- und Pflegeheimen
sowie Krankenhäusern dazu. Zum Jahreswechsel 2020/2021
folgte der Schutz von über 400 Impfzentren durch bis zu
17.000 private Sicherheitskräfte. Die Überprüfung der 2G- oder
3G-Regeln bei Fußballspielen und anderen Veranstaltungen, im
ÖPV, beim Besuch von Weihnachtsmärkten und in Kaufhäusern
bzw. Einkaufszentren sind weitere neue Aufgaben der letzten
Monate. Diese Beispiele haben nicht nur zu einer verstärkten
öffentlichen Wahrnehmung, sondern auch zu einer Stärkung
der Akzeptanz in Bevölkerung und Politik geführt.

Die Sicherheitsbehörden sind in einer freiheitlichen Gesellschaft
nicht in der Lage, die Sicherheit jedes Einzelnen und seines Eigen-
tums überall und flächendeckend zu gewährleisten. Eigenvorsorge
und Eigenverantwortung von öffentlichen und privaten Einrich-
tungen bzw. Unternehmen sind heute stärker denn je gefordert.

3 Die Sicherheitswirtschaft im Fokus der Politik

Die Unternehmen der Sicherheitswirtschaft benötigen aufgrund
ihrer gewachsenen Bedeutung und ihres erweiterten Einsatzspek-
trums eine eigenständige rechtliche Grundlage in der Ressortzu-
ständigkeit des Bundesinnenministeriums. Folgerichtig wurde in
der Koalitionsvereinbarung der letzten Bundesregierung vom 12.
März 2018 ausgeführt: „Private Sicherheitsbetriebe leisten einen
wichtigen Beitrag zur Sicherheit. Durch die Neuordnung der Rege-
lungen für das private Sicherheitsgewerbe in einem eigenständigen
Gesetz werden wir die Sicherheitsstandards in diesem Gewerbezweig
verbessern und so für noch mehr Sicherheit und Verlässlichkeit
sorgen.“ Leider wurde dieses vereinbarte Vorhaben nicht mehr
abgeschlossen, obwohl das Bundesinnenministerium intensiv an
einem Referentenentwurf gearbeitet hat. Ein Quantensprung war
der zum 1. Juli 2020 durchgeführte Zuständigkeitswechsel vom
Bundeswirtschaftsministerium zum Bundesinnenministerium.

Der BDSW begrüßt es ausdrücklich, dass die neue Bundes-
regierung das unvollendete Projekt ihrer Vorgängerin erneut

aufgegriffen hat. Im Koalitionsvertrag haben sich SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP darauf verständigt, „verbindliche
Standards für private Sicherheitsdienste in einem eigenen Gesetz
zu regulieren“. Die Koalitionspartner werden damit ihrer Ver-
antwortung für die Weiterentwicklung einer zukunftsweisenden
Sicherheitsarchitektur und der Sicherheitswirtschaft gerecht.

4 SDLG: Deutschland (noch) sicherer und resili-
enter machen2

In einem eigenständigen SDLG sind für einige Tätigkeiten der pri-
vaten Sicherheitsdienste spezifische Rechtsgrundlagen zu schaffen
(4.1). Eine Basis-Schulung für alle neu in die Branche eintretenden
Beschäftigten soll das Unterrichtungsverfahren ersetzen und kann
auch durch zertifizierte Sicherheitsfachschulen angeboten werden
(4.2). Schnelle und umfassende Zuverlässigkeitsüberprüfungen
für alle Beschäftigten sind für die privaten Sicherheitsdienste von
großer Bedeutung. Durch ein „Kaskadenmodell“ werden Mehrfach-
überprüfungen überflüssig und die Effizienz kann gesteigert wer-
den (4.3). Das Bewacherregister (BWR), in dem alle Beschäftigte
unserer Branche erfasst werden sollten, ist nach fast drei Jahren
immer noch nicht vollumfänglich funktionsfähig. Durch den schnel-
len Übergang vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) auf das Statistische Bundesamt ist die volle und nachhaltige
Funktionsfähigkeit baldmöglichst herzustellen (4.4). Für betriebsei-
gene Sicherheitskräfte sind verbindliche Sicherheits- und Qualitäts-
standards einzuführen (4.5). Immer mehr private Sicherheitskräfte
sind in „konfliktgeneigten“ Tätigkeiten eingesetzt und werden
dadurch auch immer häufiger Opfer von Übergriffen. Zum Schutz
der Mitarbeiter*innen sind Rechtsgrundlagen für den Einsatz von
Bodycams in bestimmten Aufgabengebieten zu schaffen (4.6). Vor
rund zehn Jahren kam es weltweit zu einer dramatischen Steigerung
von Piratenangriffen auf die Handelsflotte. Nicht nur in Deutschland
wurde der Einsatz von privaten Sicherheitskräften zum Schutz vor
Piraten gesetzlich geregelt. Ein neuer § 31 wurde in das Gewerbe-
recht eingeführt. Leider fand eine Überregulierung statt. Derzeit ist
nur noch ein deutsches Sicherheitsunternehmen vom BAFA lizen-
ziert. Um die Sicherung der Seehandelswege zumindest für deutsch-
flaggige Schiffe zu sichern, muss die Regelung überarbeitet wer-
den (4.7). Kommunale Sicherheits- und Ordnungsaufgaben werden
immer wichtiger. Bei der Fülle ihrer Aufgaben greifen immer mehr
Kommunen – zumindest partiell - auf private Sicherheitsdienste
zurück. Für eine effiziente Unterstützung, und damit auch Entlas-
tung der Polizei, sind geeignete Rechtsgrundlagen zu schaffen (4.8).
Der Wirtschaftsschutz, insbesondere für kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU), wird immer wichtiger. Viele KMU können sich keine
eigenen Sicherheitsabteilungen leisten. Ein Beauftragter der Bunde-
regierung für Wirtschaftsschutz soll dem Rechnung tragen und die
vielfältigen Aktivitäten bündeln (4.9). Ein besonderes Ärgernis für
private Sicherheitsdienste ist in vielen Fällen die öffentliche Verga-
bepraxis. Eine Billigstvergabe muss durch die verbindliche Einfüh-
rung von Standards beendet werden (4.10).

4.1 Spezifische Rechtsgrundlagen für bestimmte
Aufgabenbereiche

Die Sicherheitswirtschaft trägt mit ihrem stetig gewachsenen Dienst-
leistungsspektrum wesentlich zur Gefahrenminimierung für Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft bei. Für die nachfolgenden Einsatzbe-
reiche, in denen ein besonders hohes Maß an Sicherheit geboten
ist, regen wir an, im Rahmen des Sicherheitsdienstleistungsgesetzes
verbindliche Anforderungen an Qualifikation, Schulung und Weiter-
bildung aller Sicherheitsmitarbeiter*innen und Führungskräfte der
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Sicherheitsdienstleister zu stellen:
f Sicherheitsdienstleistungen zum Schutz von Objekten kriti-

scher Infrastrukturen,
f Sicherheitsdienstleistungen im öffentlichen Personenverkehr

(ÖPV),
f Sicherheitsdienstleistungen zum Schutz von Aufnahmeein-

richtungen und Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewer-
ber oder Flüchtlinge,

f Sicherheitsdienstleistungen für kommunale Sicherheit und
Ordnung,

f Sicherheitsdienstleistungen für kommunale Verkehrssicherheit,
f Sicherheitsdienstleistungen zum Schutz von Veranstaltun-

gen mit besonderem Gefährdungspotenzial,
f Sicherheitsdienstleistungen auf Seeschiffen und
f Sicherheitsdienstleistungen im Bereich Geld- und

Wertdienste.

4.2 Basis-Schulung durch zertifizierte
Sicherheitsfachschulen

Seit 1996 müssen alle neu in die Sicherheitswirtschaft eintreten-
den Beschäftigten bei einer Industrie- und Handelskammer (IHK)
ein 40-stündiges Unterrichtungsverfahren durchlaufen. Das ist
keine Ausbildung. Durch dieses IHK-Monopol entstehen für die
Unternehmen und ihre künftigen Mitarbeiter*innen immer wieder
unnötige Wartezeiten. Wir sind der Auffassung, dass auch zertifi-
zierte Sicherheitsfachschulen diese Aufgabe durchführen könnten.
Ein Wettbewerb zwischen den von den IHKs angebotenen Basis-
Schulungen und dem Angebot von zertifizierten Bildungsträgern
würde zu einer Beschleunigung und auch zu einer deutlichen
Qualitätsverbesserung führen. Die Inhalte müssen nach 25 Jahren
dringend überarbeitet und zu einer Basis-Schulung entwickelt wer-
den. Neue und besondere Einsatzbereiche müssen besser berück-
sichtigt werden. Dazu gehört vor allem der Schutz von Veranstal-
tungen. Über die technischen Einsatzmittel in der Branche muss in
Zeiten der Digitalisierung besser informiert werden.

4.3 Neuregelung der Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen: „Kaskadenmodell“

Zur Stärkung der Zuverlässigkeit und Seriosität in der Sicherheits-
wirtschaft wurde in den letzten Jahren die Prüfungstiefe bei Zuver-
lässigkeitsüberprüfungen ausgeweitet. Für spezielle Einsatzberei-
che, wie den Schutz militärischer oder kerntechnischer Anlagen
und den Aufgaben nach dem Luftsicherheitsgesetz, wurden wei-
tergehende Zuverlässigkeitsüberprüfungen für das Personal vorge-
sehen. Wechselt eine Person von einem dieser Tätigkeitsbereiche in
einen anderen, ist nach derzeitiger Rechtslage eine erneute Über-
prüfung notwendig. Des Weiteren sind nach derzeitigem Recht bis
zu vier unterschiedliche Überprüfungsverfahren für ein und densel-
ben Mitarbeitenden zur Ausübung nur einer Funktion erforderlich.
Dies führt zu einer wenig sinnvollen Belastung der Behörden. Dies
kann dazu führen, dass Überprüfungen erst nach vielen Wochen
oder gar Monaten abgeschlossen werden. Es kommt hierdurch zu
Sicherheitslücken beim Schutz sensibler Bereiche in Deutschland.
Um die Einsatzfähigkeit von Mitarbeiter*innen der Sicherheits-
wirtschaft zu optimieren und keine Sicherheitslücken für sensible
Schutzbereiche entstehen zu lassen, müssen Regelungen geschaf-
fen werden, nach denen eine zusätzliche gewerberechtliche Zuver-
lässigkeitsprüfung dann nicht erforderlich ist, wenn bereits eine
Zuverlässigkeitsüberprüfung nach einer anderen Rechtsgrundlage
– mindestens in gleicher Überprüfungstiefe – innerhalb der letzten
fünf Jahre erfolgt ist („Kaskadenmodell“).

4.4 Bewacherregister (BWR): Volle und nachhal-
tige Funktionsfähigkeit herstellen

Bereits am 1. Juni 2019 ging das BWR als digitales Vorzei-
geprojekt des Bundeswirtschaftsministeriums beim Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) an den
Start. Im BWR werden alle Sicherheitsunternehmen und deren
Mitarbeiter*innen registriert und durch die kommunalen Ord-
nungsbehörden auf Zuverlässigkeit überprüft und verwaltet.
Durch die Digitalisierung der Verwaltungsprozesse sollten das
Erlaubnisverfahren für die Sicherheitsunternehmen vereinfacht
und die Zuverlässigkeitsüberprüfungen der Mitarbeiter*innen
deutlich beschleunigt werden. Nach zweieinhalb Jahren Betrieb
sind immer noch große Lücken vorhanden. Inzwischen sind die
meisten der 6.000 Sicherheitsunternehmen registriert, Große
Defizite gibt es aber nach wie vor bei den rund 260.000 Sicher-
heitskräften. Wir gehen davon aus, dass derzeit nur rund 70%
im BWR freigeschaltet sind. Es gibt immer wieder Probleme mit
der Programmsteuerung und der Benutzeroberfläche des BWR
für Unternehmen und Ordnungsbehörden. Hinzu kommt die
vielfach anzutreffende mangelnde personelle, technische und
fachliche Ausstattung der kommunalen Verwaltungen. Das gilt
vor allem für kleinere Gemeinden. So kommt es gerade dort
nach wie vor zu einem massiven Bearbeitungsstau. 75% unse-
rer Mitglieder warten momentan länger als vier Wochen auf die
Freigabe von neuen Mitarbeiter*innen für einen Einsatz beim
Kunden. Im Durchschnitt hat sich die Dauer der Zuverlässig-
keitsüberprüfungen trotz BWR verdoppelt. Dies ist ein unhalt-
barer Zustand und beeinträchtigt die Leistungsfähigkeit der
Sicherheitswirtschaft. Das BWR hat im Ergebnis bisher nicht
zu weniger, sondern zu mehr Bürokratie für die Sicherheits-
wirtschaft geführt. Es bleibt damit leider auch weiterhin eine
Dauerbaustelle.

Als Folge des zum 1. Juli 2020 erfolgten Ressortwech-
sels zum Bundesinnenministerium (BMI) wird das BWR
im Jahr 2022 vom Statistischen Bundesamt (Destatis) als
registerführende Stelle übernommen. Der BDSW fordert von
der Bundesregierung bzw. vom BMI, dass die Verwaltungsdi-
gitalisierung auf diesem Gebiet erfolgreich abgeschlossen und
die Dauerbaustelle BWR beendet wird. Das setzt aber auch vor-
aus, dass die Bundesländer ihre Vollzugsbehörden personell und
technisch im Interesse der Sicherheitswirtschaft und Sicher-
heitsarchitektur Deutschlands besser ausstatten.

4.5 Sicherheitsstandards für betriebseigene
Sicherheitskräfte

Die derzeitigen gewerberechtlichen Regelungen bei der Durchfüh-
rung von Sicherungstätigkeiten gemäß § 34a der Gewerbeordnung
(Zuverlässigkeitsüberprüfung und Unterrichtungsverfahren bzw.
Sachkundeprüfung) gelten nicht für betriebseigene Sicherheits-
kräfte (sog. Inhouse-Security). Dies kann im Bereich des Schutzes
kritischer Infrastrukturen, des Schutzes des ÖPV, des Schutzes von
Flüchtlingsunterkünften bzw. des Schutzes von Veranstaltungen
mit besonderem Gefährdungspotenzial zu gravierenden Sicher-
heitslücken führen. An die Mitarbeiter*innen der Inhouse-Secu-
rity sind dieselben Anforderungen im Bereich Qualifikation, Schu-
lung und Weiterbildung zu stellen, wie an diejenigen der Sicher-
heitsdienstleister. Nur so kann vermieden werden, dass durch –
auf Kostenerwägungen beruhenden – Ausweichbewegungen der
Bedarfsträger (Umsetzung mit eigenen Mitarbeiter*innen) die
angestrebte Erhöhung des Sicherheitsstandards verhindert wird.
Diese Lücke ist im SDLG zu schließen.
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4.6 Rechtsgrundlagen für Bodycams

Immer mehr private Sicherheitskräfte werden in „konfliktgeneigten“
Tätigkeiten eingesetzt. Dazu gehört der Schutz von Flüchtlingsun-
terkünfte, des ÖPV, von Veranstaltungen, von Einkaufszentren oder
auch von Diskotheken. Während die Gewalttaten gegenüber den Ein-
satzkräften von Polizei, Feuerwehr und Rettungskräften von Politik
und Medien regelmäßig aufgegriffen und öffentlich zu Recht kriti-
siert werden, gilt dies nicht gegenüber den Attacken der Beschäftig-
ten in der von mir vertretenen Branche. Die für die Sicherheitswirt-
schaft zuständige gesetzliche Unfallversicherung, die Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft, hat vor einigen Jahren einen Securityreport
herausgegeben. Dieser ist nur Insidern bekannt.3

Die daraus zu ziehenden Konsequenzen sind vielschichtig. Dazu
gehört aber auch, dass zum Schutz der Mitarbeiter*innen Rechts-
grundlagen für den Einsatz von Bodycams zu schaffen sind.
Feldversuche mit dem Einsatz von Bodycams zeigen, dass deren
Einsatz in Konfliktsituationen signifikant deeskalierend bzw.
Gefahren mindernd wirkt. Das trägt maßgeblich zum Schutz des
Sicherheitspersonals bei. Dabei legt der BDSW Wert darauf, nur
datenschutzkonforme Anwendungsformen zum Einsatz zu brin-
gen. Insofern sollten für den Einsatz von Bodycams durch private
Sicherheitskräfte zum Eigenschutz bzw. bei konfliktgeneigten
Einsätzen rechtliche Grundlagen auf Bundes- und Landesebenen
geschaffen werden. Nur so kann ein effektiver Eigenschutz der
Sicherheitsmitarbeiter*innen sowie eine Verbesserung der öffent-
lichen Sicherheit in Deutschland erreicht werden.

4.7 Regelungen zum Schutz vor Piraten überprüfen

Deutschland ist als große Export- und Importnation wie kaum eine
andere führende Industrienation vom Seehandel abhängig. Der
Schutz der internationalen Handelsrouten liegt damit im deutschen
Interesse. Er ist Grundvoraussetzung für die globalen Wertschöp-
fungsprozesse, für den Wohlstand und die Sicherheit der Arbeits-
plätze. Piraterie gefährdet die freie Fahrt auf allen Meeren. Ende
2013 wurde ein neuer § 31 in das Gewerberecht eingeführt, wonach
nur vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle zugelas-
sene Sicherheitsunternehmen den Schutz von Seeschiffen unter
deutscher Flagge ausüben dürfen. Der BDSW hat sich im Gesetzge-
bungs- und Evaluierungsprozess für qualitätsorientierte, praktika-
ble und nicht den internationalen Wettbewerb behindernde Rege-
lungen stark gemacht. Durch das starre Festhalten an überzogenen
Regelungen, beispielsweise an einer 4-Personen-Teamstärke, grei-
fen deutsche Reeder kaum auf deutsche Sicherheitsunternehmen
zurück. Diese sind gegenüber ausländischen Mitbewerbern nicht
konkurrenzfähig. Dieser Zustand muss im Interesse der deutschen
Sicherheitswirtschaft neu überdacht werden.

4.8 Kommunale Sicherheit

In den letzten 20 Jahren hat sich die Polizei teilweise aus der Fläche
zurückgezogen und vor allem früher wahrgenommenen Ordnungs-
aufgaben wieder an die Kommunen übertragen. Das hat in zahlrei-
chen Gemeinden und Städten zum Aufbau kommunaler Ordnungs-
und Sicherheitsdienste geführt. In Hessen wurde die Stadtpolizei
gegründet. Seit der Coronapandemie sind die kommunalen Ord-
nungsdienste zusätzlich besonders stark gefordert. Sie kontrollieren
die vielfältigen und komplexen Regelungen der Coronaschutzverord-
nungen und sanktionieren Verstöße. Zu Beginn der Coronapandemie
ging es um die Überwachung der Maskenpflicht im öffentlichen Per-
sonennahverkehr oder die Einhaltung von Schließungsanordnungen

im Einzelhandel und der Gastronomie. Inzwischen werden die 2G-
oder 3G-Auflagen kontrolliert.

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen kommen die Kom-
munen immer wieder an personelle Grenzen. Sie können häufig
weder kurz- noch mittelfristig auf eigene personelle Ressourcen
zurückgreifen. Sie beauftragen deshalb private Sicherheitsdienste
mit der Durchführung von Ordnungsaufgaben. Hierzu gehört
z. B. eine Streifentätigkeit im öffentlichen Raum, besonders zum
Schutz von Bahnhofsvorplätzen und Fußgängerzonen. Bei diesen
Aufgaben beobachten die Mitarbeiter*innen privater Sicherheits-
dienste häufig Ordnungswidrigkeiten, dokumentieren diese und
melden diese an die jeweiligen Auftraggeber bzw. an die Polizei.
Die privaten Einsatzkräfte haben jedoch keinerlei hoheitliche
Befugnisse auf einer rechtssicheren Ermächtigungsgrundlage. In
Problemlagen muss die Polizei hinzugezogen werden. Dies ist ein
unbefriedigender Zustand, auf den auch der Deutsche Städte-
und Gemeindebund seit Längerem hinweist. Um die Polizei bzw.
die kommunalen Ordnungsdienste wirksam zu entlasten, ist
die gesetzliche Einführung von Minimalbefugnissen für private
Sicherheitsdienstleister zu diskutieren. Das sind Regelungen über
Befugnisse zur Überprüfung der Personalien und zur Aussprache
eines Platzverweises. Voraussetzung hierfür wären landesrecht-
liche Ermächtigungsgrundlagen für die Beleihung von privaten
Sicherheitsdiensten für kommunale Ordnungsdienste. Bundesre-
gierung und Bundesländer sollten mit den kommunalen Spitzen-
verbänden in Gespräche über einen „Pakt für kommunale Sicher-
heits- und Ordnungsdienste“ einsteigen.

4.9 Beauftragter/Beauftragte für den
Wirtschaftsschutz

Der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands basiert im Wesentli-
chen auf Ideenreichtum, Innovation und Wissensvorsprung. Es
gilt die deutschen Unternehmen, insbesondere die kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU) besser zu schützen. Sie werden
täglich durch Spionage, Sabotage, Cyberangriffe und Kriminali-
tät bedroht. Der jährliche Schaden für die deutsche Volkswirt-
schaft beläuft sich nach Studien auf 220 Mrd. Euro. Die Mit-
gliedsunternehmen des BDSW bieten hochwertige integrierte
Sicherheitsdienstleistungen für Industrie, Einrichtungen der
kritischen Infrastrukturen sowie für KMU an. Auf dem Gebiet
des Wirtschaftsschutzes bilden wir die Brücke zum deutschen
Mittelstand mit seinen „Hidden Champions“ und zu den Sicher-
heitsbehörden. Wir sind Mitinitiator der „Initiative Wirtschafts-
schutz“ und bringen uns durch die Kooperation mit den Sicher-
heitsbehörden aktiv in die Weiterentwicklung der nationalen
Sicherheitsarchitektur auf Bundes- bzw. Landesebene ein.

Dem Wirtschaftsschutz muss eine größere sicherheitspolitische
Bedeutung beigemessen werden. Die Sicherheit der Wirtschaft ist
eine Querschnittsaufgabe, sie berührt die Zuständigkeit verschie-
dener Ministerien. Es sind derzeit zu viele Abstimmungsprozesse
innerhalb der Bundesregierung erforderlich, um kurzfristige und
mittelfristig wichtige Maßnahmen zum Schutz der Wirtschaft zu
ergreifen. Deshalb fordert der BDSW eine/n Beauftragte/n der
Bundesregierung für den Wirtschaftsschutz. Auch in anderen
wichtigen Themenfeldern hat sich die Benennung von Beauftrag-
ten durch die Bundesregierung bewährt, wie zum Beispiel für
Luft- und Raumfahrt und für die Maritime Wirtschaft.

4.10 Reform der öffentliche Auftragsvergabe

Der Anteil öffentlicher Aufträge am gesamten Umsatz der pri-
vaten Sicherheitswirtschaft liegt bundesweit bei rund einem
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Anmerkungen

1 Der Autor ist Hauptgeschäftsführer und geschäftsführendes Präsidiumsmitglied des
BDSW Bundesverband der Sicherheitswirtschaft und Hauptgeschäftsführer der BDGW
Bundesvereinigung Deutscher Geld- und Wertdienste.

2 Die folgenden Ausführungen basieren in großen Teilen auf dem Positions-
papier des BDSW zur Bundestagswahl 2021 DEUTSCHLAND (NOCH) SICHERER
MACHEN: Sicherheitswirtschaft stärken – Sicherheitsdienstleistungsgesetz (SDLG)
verabschieden

3 VBG-Securityreport 2018.
4 https://www.bdsw.de/images/broschueren/Auftragsvergabe-EU-2014.pdf

Drittel, das sind rund 3 Mrd. Euro jährlich. Dazu gehören u.a.
die Aufgaben nach dem Luftsicherheitsgesetz, die Bewachung
von militärischen und sonstigen öffentlichen Liegenschaften,
der Schutz von Flüchtlingsunterkünften, des ÖPV und zahlrei-
cher öffentlicher Einrichtungen und Ministerien. Sehr häufig
werden bei der öffentlichen Auftragsvergabe, selbst in sensib-
len Bereichen, anerkannte Qualitätskriterien nicht in der Aus-
schreibung gefordert. Öffentliche Auftraggeber stellen häufig auf
das preiswerteste, billigste Angebot als vermeintlich wirtschaft-
lichstes Angebot ab. Dies hat Folgen für die Qualität der Sicher-
heitsdienstleistung. Die Mitarbeiter*innen der „Billiganbieter“
sind nicht ausreichend qualifiziert. Das schadet nicht nur dem
Auftraggeber, sondern schadet letztlich dem Image der gesam-
ten Sicherheitswirtschaft. Bereits auf der 2. Europäischen Sicher-
heitskonferenz der Europäischen Sozialpartner CoESS und UNI
Europa im Jahre 1999 in Berlin wurde, mit Unterstützung der
Europäischen Kommission, das sog. „Bestbieterkonzept“ für die
Sicherheitswirtschaft vorgestellt. Eine gründliche Überarbeitung
fand vor zehn Jahren statt. Das Handbuch „Auftragsvergabe für
qualitätsvolle private Sicherheitsdienstleistungen“4 fordert für
die Beurteilung des „wirtschaftlichsten“ Angebots, Qualität und
Preis in ein ausgewogenes Verhältnis zu bringen. Die Qualität
muss deutlich mehr Gewicht als der Preis haben, denkbar ist ein
Verhältnis 60 zu 40%. Gemeinsam mit Verbänden von privaten
Auftraggebern sowie nationalen und internationalen Normenin-
stitutionen hat die Sicherheitswirtschaft zahlreiche weitere Qua-
litätsnormen, Handbücher und Leitfäden entwickelt. Dies muss

sich deutlich stärker in der Vergabepraxis/Ausschreibungspraxis
öffentlicher Auftraggeber widerspiegeln.

5 Fazit und Ausblick

Die Sicherheitswirtschaft und der sie vertretende BDSW haben in
den letzten 20 Jahren an einer beispiellosen Qualitätsoffensive für
die Branche aktiv mitgearbeitet. Wir haben zwei Ausbildungsbe-
rufe und mehrere Fortbildungsregelungen initiiert, an mehreren
Studiengängen „Sicherheitsmanagement“ an Polizeihochschulen
mitgewirkt, zahlreiche nationale und europäische Normungsvorha-
ben begleitet und konstruktiv an Veränderungen im Gewerberecht
mitgearbeitet. Wir haben in elf Bundesländern Kooperationsver-
einbarungen mit den Landespolizeibehörden unter dem Motto
„beobachten, erkennen, melden“ unterzeichnet. Mit dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz haben wir im Mai 2015 in München eine
Vereinbarung zum Wirtschaftsschutz unterzeichnet. Gemeinsam
mit drei anderen Verbänden wurde unter Federführung des BMI
die „Initiative Wirtschaftsschutz“ gegründet. Diese Anstrengun-
gen für höhere Qualität und Seriosität der Sicherheitsdienstleis-
tungen werden nur dann nachhaltig sein, wenn der Staat seiner
politischen und gesetzgeberischen Verantwortung gerecht wird.
Die Rahmenbedingungen für die privaten Sicherheitsdienste müs-
sen in dieser Legislaturperiode auf eine neue, zeitgemäße Rechts-
grundlage gestellt werden. Die Zeit für die Verabschiedung eines
Sicherheitsdienstleistungsgesetzes ist gekommen!

„Geh´ mit (k)einem
Fremden mit…!“ –
Kriminalprävention in
der Praxis (Teil 1)

Von Rudi Heimann und Dr. Jürgen Fritzsche, Selters/Luxemburg1

Wer kennt diesen Satz nicht,
hat ihn als Kind mahnend
von seinen Eltern gehört
oder bereits selbst schon
als schützenden Ratschlag
benutzt? Dieser Beitrag setzt
sich mit der Sinnhaftigkeit
solcher Verhaltensempfeh-
lungen auseinander und zeigt
eine lebensnahe Alterna-
tive auf, mit der die Sicher-
heit von Kindern verlässlich

gesteigert werden kann. Eine solche Empfehlung in Richtung
fremder Menschen geht von der Annahme aus, dass diese eine
potentielle Gefahr darstellen – zumindest, wenn sie Kinder
dazu auffordern oder überreden wollen, mit ihnen mitzukom-
men. Wenn dieser Fall eintreten würde, bleibt die Frage, was die
Absichten dieser fremden Person sein könnten? Werden Eltern
dazu gefragt, so liegt deren größte Angst in dem Thema sexuel-
ler Missbrauch. Nun aber stammen rund zwei Drittel aller Täte-
rinnen und Täter im Bereich des sexuellen Missbrauchs aus dem
direkten Nahbereich der Kinder; es handelt sich um Eltern, Ver-
wandte und Bekannte2 und eben nicht um Fremde. Mit dieser
Realität entsteht für Eltern ein Dilemma: Soll das Kind vielmehr
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˘˘˘ Kriminalprävention in der Praxis

vor bekannten Per-
sonen gewarnt wer-
den? Wie genau sollte
eine solche warnende
Erklärung aussehen,
ohne das Kind dauer-
haft zu verängstigen?
Und wie sollten Eltern
die anderen rea-
len oder abstrakten
Gefahren des Alltags
abdecken? Da gibt es
diesen Onkel, Bruder
eines Elternteils, der
gerne zu tief ins Glas

schaut und dann auch noch Auto fährt. Heute ist er wieder
unterwegs, kommt zufällig am Schulweg des Kindes vorbei,
spricht es an und bietet an, es nach Hause zu fahren.

1 Ist fremd = fremd?

Und auch ohne das Wissen um die wahre Herkunft von Tätern:
Sind denn die dem Kind bekannten Personen diejenigen, denen
Eltern absolut vertrauen sollten? Gibt es unterschiedliche Abstu-
fungen von „Fremden“ – und gehen in diesen Momenten Eltern
und Kinder von der gleichen Stufe aus? Da ist der Nachbar, der
jeden Morgen aufmerksam grüßt, wenn die Eltern und die Kinder
gemeinsam das Haus verlassen, mit dem auch sonst in Gegen-
wart der Kinder stets freundliche Worte gewechselt werden.
Dieser Nachbar – um jedes Klischee zu bedienen – läuft jedoch
auch gelegentlich im weißen gerippten Unterhemd durch seinen

Garten, achtet nicht besonders auf seine Körperpflege und schaut
auch manchmal ein wenig zu lange in Richtung der Kinder. Wie
reagieren Eltern, wenn ihnen ihr Kind beiläufig mitteilt, dass es
am nächsten Tag zu dem freundlichen und bekannten Nachbarn
gehen möchte, um sich dessen Schildkröten anzuschauen?

Wenn diese Mitteilung erfolgt, sollten Eltern noch dankbar
dafür sein, dass ihnen die Möglichkeit gegeben wird, auf das Ver-
halten des Kindes einzuwirken. In den meisten Fällen dürfte das
Kind der sicherheitskritischen Situation alleine gegenüberstehen
und wird auf den aktuellen elterlichen Rat verzichten müssen –
verbunden mit der Problematik, die Sachlage richtig einzuschät-
zen. Denn die Zahl der Beispiele, in denen sich selbst Erwachsene
in ihrer Einschätzung nicht einig sind, sind zahlreich: Sind alle
Trainer aus Sportvereinen, alle Elternteile von Mitschülern, alle
Lehrkräfte oder alle Partner von allen Freunden und Bekannten
gleichermaßen vertrauenswürdig? An dieser Stelle merken Eltern
häufig an, dass sie mit ihren Kindern vereinbart hätten, dass sie
sich in einem solchen Fall absprechen müssten oder sie in Zwei-
felsfällen telefonisch immer erreichbar wären. Doch wo bleibt bei
diesen Gedanken die Lebensrealität? Das Mobiltelefon befindet
sich in einem Funkloch, wurde vergessen, darf in der Arbeitsum-
gebung nicht benutzt werden oder der Akku ist leer. Und wenn
tatsächlich ein Mensch mit schlechten Absichten vor dem Kind
steht? Wartet diese Person dann seelenruhig ab, bis das Kind zu
Ende telefoniert hat und seine elterlichen Anweisungen erhalten
hat? Und wie sollen diese Anweisungen je nach Situation lauten?
Unabhängig von der Illusion einer ständigen Erreichbarkeit und
der irrigen Annahme, dass dem Kind in der Situation die Zeit,
wie auch die Möglichkeit für einen Anruf bleibt: Das Kind muss
in einem ersten Schritt Zweifel entwickeln. Denn wenn diese
Zweifel nicht aufkommen, wird es keine Absprache und keinen
Anruf geben.

REZENSION
Heimann/Fritzsche, Gewaltprä-
vention in Erziehung, Schule
und Verein, 1. Auflage 2020

Die Sicherheit unserer Kinder
und ihr Schutz vor gewalttätigen
Übergriffen ist ein Grundbedürf-
nis von Eltern, Personensorgebe-
rechtigten, Pädagogen und vie-
len anderen Menschen in unse-

rer Gesellschaft. Zahlreiche Publikationen zu diesem Thema
konzentrieren sich auf einzelne Formen wie zum Beispiel den
sexuellen Missbrauch oder stellen eine bestimmte Methodik im
Umgang mit Gewalt in den Vordergrund. Mit dem vorliegenden
Sammelband liegt hingegen eine übergreifende und anwendero-
rientierte Betrachtung vor, ohne dass durch die fachkompeten-
ten Herausgeber der Anspruch erhoben wird, die Einzelthemen
bis in jedes Detail zu behandeln. Für eine tiefergehende Ausein-
andersetzung mit einzelnen Fragestellungen wird vielmehr aus-
drücklich auf die Literaturverzeichnisse der einzelnen Beiträge
verwiesen.
Im Kapitel I (Grundlagen) des Buches geht es um die Phänome-
nologie, statistische Betrachtungen, die Ätiologie und Viktimo-
logie, die Darstellung unterschiedlicher Tätertypen und deren
Motivation, die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
sowie rechtliche Aspekte. Darauf aufbauend werden im Kapi-
tel II (Prävention) diejenigen Protagonisten vorgestellt, die

aufgrund ihrer individuellen Verbindung zu Kindern ein beson-
deres Maß an Verantwortung tragen. Erziehungsverantwortli-
chen, Erziehungs- und Bildungseinrichtungen sowie Sportver-
einen werden jeweils eigene Abschnitte gewidmet. Es folgen
Fragestellungen der Selbstbehauptung, Selbstverteidigung und
Hilfeleistung. Die wichtigsten Elemente einer erfolgreichen
Abgrenzung, die Selbstbehauptung und -verteidigung, werden
anhand des beispielhaften methodischen und didaktischen
Aufbaus eines Modellseminars skizziert. Schließlich werden
Programme und Projekte dargestellt, die die aufgeführten Ele-
mente berücksichtigen, sowie Einrichtungen benannt, die bei
Bedarf Hilfe bereitstellen. In einem abschließenden Serviceteil
sind ein Glossar und ein Stichwortverzeichnis enthalten.
Das vorliegende Buch ist eine wissenschaftlich fundierte
Zusammenfassung relevanter Aspekte zum Gewaltschutz in
Erziehung, Schule und Verein. In verständlicher Sprache bietet
es allen an der Thematik Interessierten wertvolle Anregungen.

Hartmut Brenneisen, Preetz/Worms

Herausgeber: Rudi Heimann, Jürgen Fritzsche
Titel: Gewaltprävention in Erziehung,

Schule und Verein
Auflage: 1. Auflage 2020
Format: 287 Seiten, 24,0 x 16,8 cm, kartoniert
Preis: 44,99 Euro
ISBN: 978-3-658-27100-8
Verlag: Springer Verlag GmbH, Heidelberg
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2 Entwicklungsbedingte Phänomene

Alleine die altersbedingte Entwicklung macht es je nach Situation
für das Kind unmöglich, sich an die elterlichen Regeln zu halten.
So ist im vorschulischen Bereich das Selbstbild überwiegend posi-
tiv und zumeist unrealistisch. Dieser Optimismus hinsichtlich der
eigenen Fähigkeiten beruht einerseits auf den durch das Kind
selbst festgestellten deutlichen Verbesserungen in den Bereichen
der motorischen und geistigen Entwicklungen und andererseits
auf dem Umstand, dass Erwachsene bei der Bewertung von Leis-
tungen nicht mit Lob sparen, Fortschritte bewundern und kri-
tische Äußerungen eher zurückhaltend nutzen. Weiterhin stel-
len Kinder dieser Altersgruppe nur sehr selten soziale Vergleiche
an. Wertungen erschöpfen sich regelmäßig in Feststellungen zur
eigenen Person wie „Ich kann Roller fahren“, „Meine beste Freun-
din heißt Carla“, „Ich habe ein großes Plastikauto“ oder „Ich habe
blonde Haare“. Dies ändert sich allmählich in Richtung realisti-
scherer Wahrnehmung der eigenen Person im Laufe des zweiten
Schuljahres. Die – je nach Alter – eingeschränkte Fähigkeit von

Kindern die Ansichten oder Perspektiven anderer Menschen von
eigenen zu unterscheiden, macht erst ab einem Alter von etwa
sechs bis sieben Jahren die Vermittlung von speziellen Selbst-
behauptungstechniken sinnhaft.3 Ob ein Kind diesen Entwick-
lungsschritt des Perspektivenwechsels vollzogen hat, lässt sich
mit dem Sally-Anne-Test feststellen. (Beitrag wird fortgesetzt)

Bildrechte: Autoren.

Anmerkungen

1 Rudi Heimann ist Polizeivizepräsident im PP Südhessen, Kommentator der PDV 100
VS-NfD und Ressortverantwortlicher für die Ausbildung von Gewaltschutztrainern im
Deutschen Karate Verband e.V. (DKV); Dr. Jürgen Fritzsche ist technischer Direktor
des luxemburgischen Karateverbandes, ehemaliger Bundeslehrwart und wissenschaft-
licher Koordinator des DKV.

2 BKA (2021). Polizeiliche Kriminalstatistik 2020. Wiesbaden: Bundeskriminalamt.
3 Kullmann K. & Heimann R. (2020). Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. In R.

Heimann & J. Fritzsche (Hrsg.). Gewaltprävention in Erziehung, Schule und Verein.
(S. 76). Wiesbaden: Springer.

Strafrechtliche Recht-
sprechungsübersicht

Von EPHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir bieten Ihnen einen Über-
blick über strafrechtliche Ent-
scheidungen, welche überwie-

gend – jedoch nicht ausschließlich – für die kriminalpolizeiliche
Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss an eine Kurzdarstellung
ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine Recherche möglich ist

I Materielles Strafrecht

§ 177 Abs. 5 Nr. 3 StGB – Sexueller Übergriff; sexuelle
Nötigung; hier: Schutzlose Lage. Der Begriff der schutzlosen
Lage ist rein objektiv zu bestimmen; einer subjektiven Zwangs-
wirkung der Schutzlosigkeit auf das Tatopfer bedarf es nicht.
(BGH, Urt. v. 2.7.2020 – 4 StR 678/19)

§ 201a Abs. 1 Nr. 1 StGB – Verletzung des höchstpersönli-
chen Lebensbereichs und von Persönlichkeitsrechten durch
Bildaufnahmen; hier: Gegen Einblicke besonders geschützter
Bereich; Kinder im Schlafraum einer Kindertagesstätte. Der B
fotografierte vom Gehweg aus mit seinem Mobiltelefon durch ein
geöffnetes Fenster in den Schlafraum einer Kindertagesstätte, in
dem mehrere nur noch mit Unterwäsche bekleidete Kinder gerade
ihren Mittagsschlaf antreten sollten. Darauf gestützt hat die StA
einen richterlichen Durchsuchungsbeschluss für die Wohnung des
B erwirkt und dort dessen Mobiltelefon sichergestellt. Ein Straf-
antrag wurde nicht rechtzeitig gestellt.

Der Schlafraum einer Kindertagesstätte ist (unabhängig von
einem Sichtschutz) ein gegen Einblick besonders geschützter
Raum im Sinne der Vorschrift. Und zudem habe die StA durch
den Antrag, die Durchsuchung der Wohnung des B anzuordnen,
eindeutig zum Ausdruck gebracht, ein Einschreiten wegen des
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung für

geboten zu halten. (LG Berlin, Beschl. v. 4.6.2020 − 515 Qs
39/20)

§ 211 StGB – Mord; hier: Niedrige Beweggründe; Maßstab der
Bewertung. Der im Zeitpunkt der Hauptverhandlung 23-jährige
Angeklagte (A) stammte aus dem Irak. Nach einer ca. ½-jährigen
Beziehung mit einer 28-jährigen Asylbewerberin, die aus dem Iran
stammte trug sich der A mit dem Gedanken, diese zu heiraten.
Sie liebte jedoch nach negativen Erfahrungen mit einer im Iran
geschlossenen Zwangsehe ihre Freiheit und wollte sich noch nicht
binden. Auch störte sie, dass der A sehr eifersüchtig war, sie häufig
beobachtete, unangemeldet auftauchte und bisweilen ihr Handy
darauf überprüfte, mit wem sie Kontakt gehabt oder von wem sie
Fotos gemacht hatte. Letztendlich fügte er ihr nach einem Streit
mindestens 34 Stich- und Schnittverletzungen mit einem Ausbein-
messer mit einer etwa 15 cm langen Klinge zu; sie verstarb.

Gefühlsregungen wie Wut, Zorn, Ärger, Hass und Rachsucht
kommen nur dann als niedrige Beweggründe in Betracht, wenn
sie nicht menschlich verständlich, sondern Ausdruck einer
niedrigen Gesinnung des Täters sind. Dabei ist der Maßstab
für die Bewertung eines Beweggrundes den Vorstellungen der
Rechtsgemeinschaft der Bundesrepublik Deutschland zu ent-
nehmen und nicht den Anschauungen einer Volksgruppe, die
die sittlichen und rechtlichen Werte dieser Rechtsgemeinschaft
nicht anerkennt. (BGH, Urt. v. 11.11.2020 – 5 StR 124/20)

§ 223 StGB – Körperverletzung; hier heimliches Verabrei-
chen von Alkohol. Der damals 37-jährige A hatte ein sexuel-
les Interesse an der damals 15-jährigen Zeugin B entwickelt.
An einem Sommerabend fand im Haus des A und seiner damali-
gen Ehefrau ein Spieleabend statt, an dem auch die B teilnahm.
Im Laufe des Abends schenkte er ihr fortwährend alkoholische
Getränke nach, zuletzt von ihr unbemerkt Wodka. Schließlich
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war sie erheblich betrunken, hatte Schwierigkeiten beim Gehen,
bei der Artikulation und musste sich zum Schluss übergeben.

Eine Gesundheitsschädigung im Sinne des § 223 StGB kann
auch in der Herbeiführung eines Rauschzustandes liegen, wenn
der Rausch etwa zur Bewusstlosigkeit führt oder der Betroffene
sich übergeben muss. (BGH, Beschl. v. 18.2.2021 − 4 StR 473/20)

§ 315d Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2, 5 StGB – Verbotene Kraft-
fahrzeugrennen; hier: Sog. Alleinrennen; höchstmögliche
Geschwindigkeit. Der Täter führte unter Einbeziehung spek-
takulärer Fahrmanöver und reichlich Selbstüberschätzung am
Tattag einen gemieteten 550 PS Boliden in der Innenstadt von
Stuttgart aus, bis er letztlich gegen Mitternacht in einen Cit-
roen C1 „einschlug“ und zwei Personen zu Tode kamen.

Die Absicht des Täters, nach seinen Vorstellungen auf einer
nicht ganz unerheblichen Wegstrecke die nach den situativen
Gegebenheiten maximal mögliche Geschwindigkeit zu errei-
chen, muss nicht Endziel oder Hauptbeweggrund des Handelns
sein; es reicht vielmehr aus, dass der Täter das Erreichen der
situativen Grenzgeschwindigkeit als aus seiner Sicht notwen-
diges Zwischenziel anstrebt, um ein weiteres Handlungsziel zu
erreichen. (BGH, Beschl. v. 17.2.2021 – 4 StR 225/20)

§ 315d Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2, 5 StGB – Verbotene Kraftfahr-
zeugrennen; hier: Sog. Alleinrennen; Polizeiflucht. Der zum
Tatzeitpunkt 27-jährige Angeklagte, der mit seinem Fahrzeug
von mehreren Polizeifahrzeugen eingekesselt war und sich sei-
ner Festnahme wegen einer vorangegangenen Straftat entzie-
hen wollte, hatte sich zunächst unter erheblicher Gefährdung
von Polizeibeamten einen Fluchtweg freigerammt. Seine Flucht
setzte er mit folgenschwerer überhöhter Geschwindigkeit und
teilweise unter Nutzung der Gegenfahrbahn fort. Als er unter
voller Beschleunigung seines Fahrzeugs trotz für seine Fahrt-
richtung seit mehreren Sekunden bestehenden Rotlichts in eine
für ihn nicht einsehbare Kreuzung einfuhr, kam es zu mehreren
Kollisionen und als Folge kamen eine Fußgängerin sowie sein
an der vorangegangenen Tat beteiligter Beifahrer ums Leben.

Bedingter Tötungsvorsatz und Verurteilung wegen Mordes bei
Fahrzeugrennen mit tödlichem Ausgang ist gegeben, wenn der
Täter den Tod als mögliche, nicht ganz fernliegende Folge sei-
nes Handelns erkennt (Wissenselement) und dies billigt oder
sich um des erstrebten Zieles Willen zumindest mit dem Ein-
tritt des Todes eines anderen Menschen abfindet, mag ihm der
Erfolgseintritt auch gleichgültig oder an sich unerwünscht sein
(Willenselement). (BGH, Beschl. v. 24.3.2021 - 4 StR 142/20)

§ 316b Abs. 1 Nr. 3 StGB – Störung öffentlicher Betriebe;
hier: Mobile Geschwindigkeitsmessanlage. Der Angeklagte
(A) beging unterschiedliche Straftaten. Unter anderem nahm
er eine mobile Geschwindigkeitsmessanlage (Leivtec XV3, Wie-
derbeschaffungswert ca. 17.550 EUR) an sich und entsorgte sie
sodann von einer Brücke aus in einem Gewässer, nachdem er
zuvor vergeblich versucht hatte, das Stativ abzutrennen, um
es für sich zu behalten. Des Weiteren machte er sich an einer
stationären Geschwindigkeitsmessanlage zu schaffen, indem
er mit einer Spaltaxt die beiden Scheiben des Geräts und die
Kamera zerstörte. Die Reparatur am Messgerät Traffipax TP H-S
belief sich auf über 14.700 EUR.

Eine Anlage im Sinne des § 316b Abs. 1 StGB ist eine syste-
matische Zusammenstellung verschiedener Gegenstände für eine
gewisse Dauer zu einem Funktionsablauf. Eine feste Verbindung
mit dem Boden oder sonstige Ortsfestigkeit sind nicht erforder-
lich. Im Regelfall stellen Geschwindigkeitsmessvorrichtungen
„eine der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit dienenden Einrich-
tung oder Anlage“ dar. (BGH Urt. v. 25.2.2021 – 3 StR 365/20)

II Prozessuales Strafrecht

§§ 102, 105 StPO – Wohnungsdurchsuchung beim Ver-
dächtigen; hier: Selbst herbeigeführte Gefahr im Verzug;
Beweisverwertungsverbot. Nach Vernehmung der beiden Zeu-
gen, eine Polizeikommissarin und ein Polizeikommissar, konnte
festgestellt werden, dass die beiden Ordnungshüter aufgrund
eines Hinweises eines Mitmieters des Mehrfamilienhauses am
7.12.2018 (Freitag) gegen 12.30 Uhr das Mehrfamilienhaus auf-
gesucht haben. Die beiden stellten bereits im Hausflur Canna-
bisgeruch fest. Vor der Wohnungstür des Angeklagten (A) sei
der Geruch sehr massiv gewesen. Ohne zuvor einen Durchsu-
chungsbeschluss (Freitag, 12.30 Uhr!) zu erwirken haben die
beiden Polizeibeamten sodann an der Wohnung des A geklingelt
und dieser hat die Tür geöffnet. In diesem Moment habe sich
der Geruch auch noch verstärkt. Anlässlich der Durchsuchung
der Wohnung des A wurden neben bereits abgeerntetem 459,89
Gramm Marihuana acht Cannabissetzlinge in einer professionell
betriebenen Indoor-Planatage vorgefunden und sichergestellt.

Im vorliegenden Fall stellt die Vorgehensweise der Polizeibeam-
ten wegen einer willkürlichen und zielgerichteten Umgehung des
Richtervorbehalts eine gröbliche Missachtung dieses Vorbehalts
dar. Den beiden Polizeibeamten war klar, dass der Geruch aus der
Wohnung des A stammt. Darüber hinaus war ihnen auch klar,
dass in dem Moment, in dem sie an der Tür klingeln und der A
erkennt, dass Polizei vor seiner Tür stehe, sie sofort die Wohnung
betreten müssen, da in diesem Moment die Gefahr des Beweis-
mittelverlustes durch Vernichtung der Betäubungsmittel drohe.
Es war unzweifelhaft und leicht zu erkennen, dass in einer sol-
chen Situation zuvor ein Durchsuchungsbeschluss eingeholt wer-
den muss und man nicht die Gefahr im Verzug selbst provozieren
darf, um sich sodann auf sie zu berufen. Auch die Tatsache, dass
im vorliegenden Fall ein Durchsuchungsbeschluss mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit erlassen worden wäre, ändert
nichts daran, dass hier ein Beweisverwertungsverbot anzuneh-
men ist. Der Hypothese eines möglichen rechtmäßigen Ermitt-
lungsverlaufs kommt bei grober Verkennung von Bedeutung und
Tragweise des Richtervorbehalts im Rahmen der Abwägungs-
entscheidung über ein Beweisverwertungsverbot nämlich keine
Bedeutung zu. Das Beweisverwertungsverbot erstreckt sich auf
alle in der Wohnung vorgefundenen Beweismittel und auch auf
die Angaben, die der A nach dem Betreten seiner Wohnung durch
die Polizeibeamten im Rahmen der Durchsuchung gemacht hat
bzw. die Bekundungen der Polizeibeamten, die sich zu diesen
Angaben des A verhalten. (AG Osnabrück, Urt. v. 17.3.2021 – 207
Ls (1366 Js 67580/18) 365/20)

§ 136a StPO – Verbotene Vernehmungsmethoden; hier:
Beweisverwertungsverbot durch Fortwirken einer verbote-
nen Vernehmungsmethode. Nach ständiger Rechtsprechung
des BGH gilt das Verwertungsverbot des § 136a Abs. 3 StPO
grundsätzlich nur für die Angaben des Angeklagten oder Zeu-
gen, die unter Missachtung des § 136a Abs. 1 StPO herbeige-
führt worden sind. Eine spätere Aussage, bei der seine Willens-
freiheit nicht mehr beeinträchtigt war, ist regelmäßig verwert-
bar. Wirkt jedoch der Verstoß gegen § 136a Abs. 1 StPO derge-
stalt fort, dass hierdurch auch bei einer zeitlich nachgelagerten
Vernehmung die Aussagefreiheit des Beschuldigten oder Zeugen
in rechtserheblicher Weise beeinträchtigt ist, umfasst das Ver-
wertungsverbot des § 136a Abs. 3 StPO auch die spätere Beweis-
erhebung. Als Indizien für eine derartige Fortwirkung kommen
ein naher zeitlicher Zusammenhang zwischen der Anwendung
der verbotenen Vernehmungsmethode und der neuen Befragung
sowie die Schwere der Beeinträchtigung der Willensfreiheit in
Betracht. (BGH, Beschl. v. 13.1.2021 − 3 StR 410/20)
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Aktuelles aus dem Netz
Von EKHK Christian Zwick, Ludwigshafen

The Freetool Project:
Forensic Browser 2.0

Das EU-Projekt FREETOOL
veröffentlichte im Dezember
2021 die neue Version des

Forensic Browsers. Dieser wurde speziell für Strafverfolgungs-
und Sicherheitsbehörden zur Open Source Intelligence (OSINT)
und der Beweissicherung im Internet entwickelt. Die Version
2.0 enthält eine umfassende Erweiterung des Funktionsumfangs
sowie eine Verbesserung der Benutzbarkeit, zudem ist die Soft-
ware ressourcensparender und leistungsstärker. Das neue Release
können ausschließlich Angehörige von Sicherheitsbehörden über
die Web-Plattform des Projekts beziehen. Mehr: https://thefree-
toolproject.eu/, Meldung vom 7.1.2021.

Social Media: Minderjährige gelangen auf Insta-
gram vergleichsweise einfach an Drogen

Ein neuer Bericht legt nun nahe, dass Minderjährige auf Insta-
gram relativ einfach an Drogen gelangen können. Dazu erstell-
ten die Untersuchenden mehrere Accounts, die Teenager im
Alter von 13, 14, 15 und 17 simulieren sollten. Zwar versucht
Instagram Hashtags, die Namen von Drogen enthalten, zu ent-
fernen (etwa #mdma), trotzdem scheint das kaum ein Hinder-
nis zu sein. Mehr: https://www.mobilegeeks.de/news/minder-
jaehrige-gelangen-auf-instagram-vergleichsweise-einfach-an-
drogen/, Meldung vom 9.12.2021.

DuckDuckGo: Dieses neue Tool schützt Android-
Nutzer vor Tracking

In einem Blog-Beitrag erklärt das Unternehmen DuckDuckGo,
dass das Tool „Tracker blockiert, die es in anderen Apps von
Drittanbietern identifiziert“. Das Tool ist allerdings weder als
Teil eines Updates für Android-Smartphones bereitgestellt

worden noch als separater Download verfügbar. Stattdessen
ist es in die Browser-App von DuckDuckGo integriert, die aber
geräteübergreifend funktioniert. […] Mehr: https://t3n.de/
news/duckduckgo-neue-tool-schuetzt-android-nutzer-vor-tra-
cking-1429848/, Meldung vom 23.11.2021.

Überwachung auf Abruf: Meta informiert
50.000 Facebook-Opfer

Dabei geht es nicht nur um vollendete Einbrüche in fremde Com-
puter, Handys oder Konten, sondern auch um die vorbereitenden
Schritte Aufklärung und Beziehungsaufbau, die Meta auf seinen
Plattformen Facebook, Instagram und WhatsApp aufgefallen sind.
[…] Der Bericht nennt sechs Unternehmen, die in Summe einige
tausend gefälschte Konten auf Facebook und anderen Netzwer-
ken betrieben haben […]. Mehr: https://www.heise.de/news/
Ueberwachung-auf-Abruf-Meta-informiert-50-000-Facebook-
Opfer-6297706.html, Meldung vom 17.12.2021.

Tracker Detect: Neue Apple-App soll vor ver-
steckten AirTags schützen

Seit dem Verkaufsstart der von Apple angebotenen Sachen-Finder
AirTags werden diese auch zweckentfremdet. Während anfangs noch
Experimente überwogen, die etwa feststellen sollten, ob sich die
AirTags auch zum Tracken von Paketen eignen würden (die Ant-
wort ist: ja), waren die Zwei-Euro-Stück großen Bluetooth-Tra-
cker zuletzt wegen ihrer Beliebtheit bei Autodieben aufgefallen.
[…] iPhone-Anwender konnten sich hier in den zurückliegenden
Wochen immerhin auf die im iOS-Betriebssystem integrierten Hin-
weismeldungen verlassen, die selbstständig über das Vorhandensein
versteckter, evtl. sogar mitreisender AirTags informiert haben. […]
Hier hat Apple nun nachgebessert und bietet mit Tracker Detect
eine neue Mobil-Applikation für Android-Anwender an, die auf in
der Nähe versteckte bzw. vorhandene AirTags aufmerksam machen
und so verhindern soll, dass Dritte diese unentdeckt zum Ausspähen

§ 147 StPO – Akteneinsichtsrecht; hier: Umfang der Akten-
einsicht des Verteidigers. Nach § 147 Abs. 1 StPO ist der Ver-
teidigung Einsicht in die dem Gericht vorliegenden oder ihm im
Falle der Anklage nach § 199 Abs. 2 StPO vorzulegenden Akten
zu gewähren und sie ist berechtigt, die Beweismittel zu besich-
tigen. Der Umfang des Rechts auf Akteneinsicht richtet sich
nach dem Normzweck des § 147 StPO, der dem Angeklagten
eine wirksame Verteidigung ermöglichen soll. Nach dem Grund-
satz der Aktenvollständigkeit und -wahrheit, der das Recht auf
lückenlose Information über das gesamte dem Strafverfahren
zugrundeliegende Material sichern soll, gehört dazu regelmäßig
der gesamte Akteninhalt. Das Akteneinsichtsrecht umfasst die
Befugnis der Verteidigung, in eigener Verantwortung zu prüfen,
welche Aktenbestandteile (zu Haft- und Fahndungsakten, die zur
Akte genommen wurden) verteidigungsrelevant sein könnten.
(OLG Frankfurt am Main, Beschl. v. 21.12.2020 − 3 Ws 852/20)

III Sonstiges

Einen sehr gelungenen Aufsatz von Dr. Mohamed El-Ghazi
zu dem Thema Verbesserung des Schutzes der sexuellen
Selbstbestimmung finden Sie in Der Strafverteidiger, StV
05/21, S. 314-322, unter dem Titel „Fünf Jahre Reform des
Sexualstrafrechts – eine erste Bestandsaufnahme“. Auch sehr
lesenswert ist die strafrechtliche Prüfung des sog. Catcalling
(Verbale sexuelle Belästigung) durch Dipl.-Jur. Till Pörtner
in der Neuen Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 6/2021, S. 336
– 341, unter dem Titel „Das sog. Catcalling – Strafwürdiges
Unrecht oder bloße Bagatelle“. Im Übrigen war in der Neuen
Juristischen Wochenschrift (NJW-aktuelle, 26/2021, S. 7) als
Randnotiz zu lesen, dass erstmals der Bund eine „Steuerda-
ten-CD“ von einem anonymen Informanten für 2 Mio. Euro
erworben haben soll.
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Cannabis im
Koalitionsvertrag

Von Jeldrik Grups, Gewerkschaftssekretär beim Bundesvorstand
der Gewerkschaft der Polizei

„Wir führen die kontrollierte
Abgabe von Cannabis an
Erwachsene zu Genusszwecken

in lizenzierten Geschäften ein.“ Auf dieses politische Vorha-
ben hat sich die neue Ampel-Bundesregierung in ihrem am 7.
Dezember 2021 unterzeichneten Koalitionsvertrag verständigt.
Damit scheint der Weg zur Freigabe einer weiteren Droge für
Genusszwecke frei. Zumindest hat der politische Wille zur Can-
nabis-Freigabe aktuell eine Mehrheit in der neuen Bundesregie-
rung gefunden. Ob und wie das politische Vorhaben im Laufe
der Legislaturperiode von der Ampel-Koalition aus SPD, B‘90/
Grünen und FDP rechtlich tatsächlich umgesetzt wird, bleibt
abzuwarten.

Die Gewerkschaft der Polizei hatte sich anlässlich der Ver-
handlungen zum Koalitionsvertrag zum öffentlich diskutier-
ten Vorhaben einer Legalisierung bzw. Entkriminalisierung von
Cannabis für Genusszwecke wiederholt zu Wort gemeldet. Oli-
ver Malchow, Bundesvorsitzender der Gewerkschaft der Polizei
(GdP) hatte sich in der Diskussion dafür stark gemacht, dass

es – statt der Entkriminalisierung einer weiteren Droge – ein
Hauptanliegen der Politik sein sollte, die Prävention zu verbes-
sern. Die psychosozialen Risiken von regelmäßigem Cannabis-
konsum wie vorzeitige Schulabbrüche und geringerer Bildungs-
erfolg seien inzwischen empirisch belegt. Das von Freigabebe-
fürwortern häufig gebrauchte Argument, Alkoholmissbrauch
wirke sich schädlicher aus als der von Cannabis, zielt am Kern-
problem problematischen Verhaltens vorbei. Der GdP-Bundes-
vorsitzende betonte, es mache ja keinen Sinn neben dem lega-
len, aber gefährlichen Alkohol, „die Tür für eine weitere gefähr-
liche und oft verharmloste Droge zu öffnen". Drogenkonsum
muss nicht zwangsläufig bedeuten, dass man relativ schnell
gesundheitliche Probleme bekommt. Es ist oft ein schleichender
Prozess, der durch einen zunehmend besorgniserregenden Dro-
genmix noch eher beschleunigt wird.

Eine Freigabe von Haschisch ist also ein falsches Signal.
Gerade bei Jugendlichen kann der Konsum zu erheblichen
Gesundheitsproblemen und sozialen Konflikten führen, weil
heute häufiger deutlich höhere Wirkstoffgehalte vorliegen.
Zudem würde ein legaler Erwerb jegliche Hemmschwellen sin-
ken lassen.

Ein TV-Interview mit Welt Online, eines der vielen Gesprä-
che, das der GdP-Bundesvorsitzende Oliver Malchow in der
öffentlichen Diskussion geführt hat, lässt sich bei Youtube
abrufen.

https://youtu.be/2e2lddXY4e4

des eigenen Standortes einsetzen können. Mehr: https://www.
iphone-ticker.de/tracker-detect-neue-apple-app-soll-vor-versteck-
ten-airtags-schuetzen-183693/, Meldung vom 14.12.2021.

Verschlüsselung: GnuPG-Projekt neu aufgestellt
und wieder für VS-NfD zugelassen

Das GnuPG-Projekt dient etwa zum Verschlüsseln und Signieren
von E-Mails oder auch von Installationspaketen. Nachdem es
etwas stiller darum wurde, erläutert Projektgründer Werner Koch
jetzt aktuelle Entwicklungen: So ist etwa GnuPG für Behörden
für die Vertraulichkeitsstufe VS-NfD (Verschlusssache – nur für
den Dienstgebrauch) wieder zugelassen. […] Das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) empfiehlt, die alte
Verschlüsselungslösung Chiasmus etwa durch GPG VS-Desktop
oder GreenShield abzulösen. Mehr: https://www.heise.de/news/

Verschluesselung-GnuPG-Projekt-neu-aufgestellt-und-wieder-
fuer-VS-NfD-zugelassen-6317469.html, Meldung vom 4.1.2022.

FBI über Messenger: An welche Daten von
WhatsApp & Co. US-Strafverfolger kommen

Dank einer Informationsfreiheitsanfrage ist in den USA eine
Auflistung öffentlich geworden, aus der hervorgeht, welche
Daten Strafverfolger dort von welchem Messenger in die Hände
bekommen können. Das Dokument mit dem Titel „Lawful
Access“ stammt vom 7. Januar 2021 und enthält zwar keine
Neuigkeiten, liefert aber eine gute Übersicht darüber, welche
Unterschiede es diesbezüglich zwischen WhatsApp, Signal,
Threema & Co. gibt. Mehr: https://www.heise.de/news/FBI-
ueber-Messenger-An-welche-Daten-von-WhatsApp-Co-US-Straf-
verfolger-kommen-6282456.html, Meldung vom 2.12.2021.


